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Beschluss des Ausschusses fiir Stadtplanung und Bauordnung vom 11.07.2018 (SB)
Offentliche Sitzung

. Vortrag der Referentin

Wie nachstehende Satzung und Begriindung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanentwurfes mit Griinordnung Nr. 2017b (Seite 37 ﬁ.)EI

A.) Fruhzeitige Beteiligung der Behdrden gemaR § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB)

Das Verfahren gemalR3 § 4 Abs. 1 BauGB wurde vom 24.03.2015 bis 27.04.2015 auf
Basis von Entwurfen der Vorhabenplane und dem Aufstellungsbeschluss aus dem
Jahr 2007 durchgeflnhrt.

Folgende AuRerungen sind eingegangen:


Madeleine Machleit, 29.05.18
Seitenzahl noch überprüfen, wenn Dokument fertig ist
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Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 10.04.2015

Einwande wirden nicht erhoben. Es werde auf vorhandene Kabelanlagen im
Vorhabengebiet hingewiesen. Um eine weitere Beteiligung im Planungsverfahren
werde gebeten.

Stellungnahme:

Die Hinweise zu den Kabelanlage3n werden zur Kenntnis genommen und an die
Vorhabentragerin zur Beachtung weitergeleitet.

Eisenbahn-Bundesamt, AuRenstelle Miinchen, Schreiben vom 28.04.2015

Es handle sich bei einigen Flurstiicken des vorliegenden Bebauungsplans mit
Grunordnung Nr. 2017b um bahnrechtlich entwidmete oder von
Bahnbetriebszwecken freigestellte Flachen.

Es werde aulRerdem auf die Emissionen, die von der benachbarten Bahnlinie
Minchen Hauptbahnhof-Lenggries (im Folgenden als Bahnlinie bezeichnet)
herrihren wirden, wie Luftschall oder Erschitterungen, hingewiesen. Es kénne von
den elektromagnetischen Feldern der Bahnoberleitung und der Bahnfunksysteme
unter Umstanden zu einem stérenden Einfluss auf technische Einrichtungen
kommen.

Stellungnahme:

Fur das Vorhabengebiet wurden gutachterliche Untersuchungen zu Immissionen von
Anlagen- und Verkehrslarm sowie elektromagnetischen Feldern und Erschitterungen
veranlasst. Dabei wurden insbesondere die aus dem Schallschutzgutachten
gewonnenen Kenntnisse im weiteren Planungsprozess umgesetzt. Die Gebaude A, B
und C entlang der Bahnlinie werden mit Larmschutzelementen verbunden. Um die
Durchlassigkeit fir Passanten nicht zu beeintrachtigen, werden die
Larmschutzelemente mit drei Meter hohen Offnungen versehen. Um vor Anlagen-
und Verkehrslarm zu schiitzen, werden parallel zum Bahngrundsttick im Bereich
zwischen den Bauraumen A, B und C weitere LArmschutzelemente mit einer Hohe
von drei Metern ab Geldndeoberkante auf einer in der Satzung festgelegten Lange
errichtet.

Die der Erholung dienende Dachflache auf der Flache WH 6,5 m im Bauraum B
sowie der Wohnhof zwischen den Baurdumen C und D wurden durch Versetzen der
Gebaudefassade nach Osten vergroRert. Die Gemeinschaftsdachflachen tiber WH
14,8 m im Bauraum B werden mit Larmschutzwénden vor Larm geschutzt. Die
schutzbedurftigen AufenthaltsrAume werden durch konsequente Ausrichtung zu den
larmabgewandten Seiten orientiert.

Im Bauraum B wird der Larmschutz mit einem Laubengang und durchgesteckten
Wohnungsgrundrissen erreicht.

Durch bauliche MafZnahmen an den Gebauden wird auf Erschitterungen aus dem
Bahnbetrieb reagiert.

Aufgrund des Abstandes der Gebaude zum néchstmdglichen elektromagnetischen
Feld der Bahnoberleitungen werden die Grenzwerte eingehalten.
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Die Hinweise zu mdglichen Stérungen von technischen Einrichtungen werden zur
Kenntnis genommen und an die Vorhabentragerin weitergeleitet.

Deutsche Bahn AG (DB) - DB Immobilien, Schreiben vom 29.05.2015

Es werde darauf hingewiesen, dass Immissionen wie Erschitterung, Larm,
elektromagnetische Beeinflussung und Funkenflug, die von Bahnanlagen und dem
gewohnlichen Bahnbetrieb ausgehen, entschadigungslos hinzunehmen seien.
Gegen die von dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Immissionen misse auf eigene
Kosten erforderlichenfalls geeignete SchutzmalRnahmen (Schallschutz) vorgesehen
bzw. vorgenommen werden, die dabei ausschlie3lich auf Fremdgrund angebracht
oder gebaut werden dirften.

Der Zugang zu den bahneigenen, planfestgestellten Flachen und den Gleisanlagen
misse durchgehend und ohne Beschrankungen in jedweder Form ermdéglicht
werden. Damit verbunden sei auch die Nutzung der Ladegleise, der Laderampe, der
Zufahrten und Zugange sowie weiterer Einrichtungen fir Kundinnen und Kunden der
DB, die auch fur zukinftige bahnbetriebliche Nutzungen weiterhin erhalten bleiben
missten. Es werde auf die Ansprechpartner wahrend der Bauphase hingewiesen.

Stellungnahme:

Zu den Emissionen aus dem Bahnverkehr und die Nutzung als Ladegleis sowie der
Laderampe wird auf die Ausfihrungen unter Punkt A, Ziffer 2 verwiesen.

Die Hinweise beziiglich Zugang zu den bahneigenen, planfestgestellten Flachen und
Gleisanlagen sowie die daraus resultierenden Nutzungen werden zur Kenntnis
genommen und an die Vorhabentragerin weitergeleitet. Ebenso die Hinweise zu den
Ansprechpartnern wahrend der Bauphase.

Bayerische Eisenbahngesellschaft, Schreiben vom 10.04.2015

Es werde darauf hingewiesen, dass im westlichen Bereich des Bahnhofs
Mittersendling direkt angrenzend an das Vorhabengebiet regelmalig S-Bahn-Zige
abgestellt werden. Zukunftig sei eine Erh6hung der Zugzahlen auf den Linien
Munchen - Wolfratshausen und Pasing - Mittersendling geplant.

Stellunghahme:

Die Hinweise zur Abstellung von Nahverkehrsziigen unmittelbar am Vorhabengebiet
wurden an die Vorhabentragerin weitergegeben. Diese Hinweise fuhrten unter
anderem zu einem veranderten Schallschutzkonzept mit konsequenter Ausrichtung
der schutzbedirftigen Aufenthaltsraume zu den larmabgewandten Seiten. Dazu wird
auf die Erlauterungen zum Schallschutzkonzept unter Punkt A, Ziffer 2 hingewiesen.

Industrie- und Handelskammer fiir Miinchen und Oberbayern, Schreiben vom
22.05.2015

Es werden Bedenken geaul3ert, dass durch die neue Nutzung des Areals der
Bahnverkehr sowie die gewerbliche Nutzung in den Gewerbegebieten dstlich der
Bahnlinie und sudlich der Zielstattstral3e eingeschrankt werden wurden.
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Stellungnahme:

Die prognostizierten Schallimmissionen aus Verkehrs- und Anlagenlarm aus dem
Bahnbetrieb Giberlagern die Einwirkungen aus den gewerblichen Nutzungen der
Gewerbestandorte dstlich der Bahnlinie und sudlich der Zielstattstral3e bei weitem.
Das Vorhabengebiet wird, wie unter Punkt A, Ziffer 2 ausgeftihrt, vor
Schallimmissionen geschutzt. Eine Einschrankung der Bestandsnutzungen der
umliegenden Gewerbebetriebe ist deshalb nicht zu beflrchten.

Handwerkskammer fiir Miinchen und Oberbayern, Schreiben vom 21.04.2015

Es werde die beabsichtigte Ansiedlung nicht stérender Gewerbe- und
Handwerksbetriebe im Vorhabengebiet begriif3t. Auf die bereits bestehenden und
zukinftig anzusiedelnden betrieblichen Nutzungen sollen sich nachtraglich
vorgenommene, dem Wohnen dienende, immissionsschutzrechtliche Auflagen nicht
negativ auswirken.

Durch die zukiinftige Wohnbebauung solle die gewerbliche Nutzung des 6stlich der
Bahnlinie gelegenen Gewerbe- und Mischgebietes und des Bahnverkehrs nicht
beeintrachtigt werden.

Stellungnahme:

Es wird auf die Erlauterungen unter Punkt A, Ziffer 5 verwiesen, die auch fur
zukunftige gewerbliche Nutzungen gelten.

Kreisjugendring Miinchen - Stadt, Schreiben vom 17.04.2015

In dem Areal solle auf eine ausreichende Freiflachenversorgung geachtet werden, da
diese gerade fiur Kinder und Jugendliche wichtig sei.

Stellunghahme:

Das Freiflachenangebot im Vorhabengebiet setzt sich aus ebenerdigen Freiflachen,
Gemeinschaftsdachgarten sowie den Wohnungen zugeordneten Balkonen oder
Terrassen zusammen. Das Planungskonzept fur die ebenerdigen Freiflachen
berticksichtigt neben einer guten und nachhaltigen Begriinung auch die
Spielbereiche fir wohnungsnahes Spiel nach Art. 7 der Bayerischen Bauordnung
(BayBO) sowie Flachen fur den Aufenthalt.

Da im Vorhabengebiet keine offentlichen Grinflachen zur Verfligung gestellt werden
kénnen, wird aul3erhalb des Vorhabengebietes, in den nordlichen Neuhofener
Anlagen (6stlich der Plinganserstral3e), unter anderem der vorhandene Spielplatz
aufgewertet sowie ein Jugendspielplatz angelegt. Der Kinderspielplatz wird mit
inklusiven Spielgeraten ausgestattet, ein Wasserspielplatz sowie anspruchsvolle
Kletteranlagen werden angelegt. Im Anschluss daran, auf dem Gelande des
vorhandenen Asphaltplatzes, soll kiinftig ein Jugend- und Sportbereich mit
vielfaltigem Angebot an Trendsportarten (z.B. Calisthenics) neu entstehen.

Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege, Schreiben vom 28.04.2015

Es seien im Vorhabengebiet aufgrund der besonderen Siedlungsgunst sowie der
Denkmaldichte im unmittelbaren Umfeld Bodendenkmaéler zu vermuten, deren
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B.)

genaue Ausdehnung jedoch nicht bekannt sei. Hierzu seien ein Graberfeld des
frihen Mittelalters sowie vermutlich untertdgige mittelalterliche und neuzeitliche Teile
des

Altorts von Mittersendling, ferner Kérpergraber unbekannter Zeitstellung
(D-1-7835-0557) und Korpergraber der Jungsteinzeit und ein Reihengraberfeld des
frihen Mittelalters (D-1-7835-0140) zu zahlen.

Stellungnahme:

Im Denkmalatlas des Bayerischen Landesamtes fur Denkmalpflege sind keine
Eintrage fur das Vorhabengebiet vorhanden. Die Hinweise werden zur Kenntnis
genommen und an die Vorhabentragerin weitergeleitet.

Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemiR § 3 Abs. 1 BauGB

Die friihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a
Abs. 1 Satz 2 Nr.1 BauGB erfolgte in der Zeit vom 29.12.2016 mit 31.01.2017. Als
Grundlage dienten die bis dato vorhandenen Entwirfe der Vorhabenplane sowie der
vom Stadtrat gefasste Einleitungsbeschluss zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017b (RatsInformationsSystem des Stadtrats
RIS-Vorlagen-Nr. 14-20 / V 07409).

Die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung wurden in der
Erdrterungsveranstaltung am 11.01.2017 im Sitzungsraum der Bezirksausschiisse
Sendling und Sendling-Westpark in der Meindlstral3e 14, 81373 Munchen vorgestellt.

Die AuRerungen zu Themen u.a. des bereits rechtsverbindlichen Bebauungsplans
mit Grinordnung Nr. 2017a, die nicht Gegenstand dieses Verfahrens sind, werden
der Vollstandigkeit halber unter Punkt B, Ziffer 6 - Sonstige Themen aufgefihrt.

Die insgesamt vorgebrachten AuRerungen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
Nr. 2017b lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Allgemeines
Getrennte Entwicklung in zwei Planungsgebiete

Es entstehe der Eindruck, dass der neue vorhabenbezogene Bebauungsplan mit
Grunordnung Nr. 2017b nachgeschaltet nach dem Bebauungsplan mit Griinordnung
Nr. 2017a entstehe, um die seinerseits als Gesamtbaugrundstick verkauften Flachen
kinstlich getrennt zu entwickeln.

Stellungnahme:

Fur das Gebiet stidlich des Bauernbrauwegs, westlich der Bahnlinie
Munchen-Lenggries und nérdlich der Zielstattstrae wurde im Jahr 2007 der
Aufstellungsbeschluss fur den Bebauungsplan mit Grinordnung Nr. 2017 gefasst
(RIS - Vorlagen Nr. 02-08 / V 10865).

Ende des Jahres 2008 / Anfang 2009 wurde ein stadtebaulicher und
landschaftsplanerischer Ideenwettbewerb durchgefiihrt, der beide Teilgebiete mit
einbezog. Fur das Vorhabengebiet wurde nur ein Ideenteil gefordert, der nicht im
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vollen Umfang ausgearbeitet wurde. Eine Uberarbeitung des Ideenteils erfolgte nicht.

Aufgrund der Flachenverfugbarkeit wurde erst der stidliche und westliche Teil des
Gesamtumgriffs als Bebauungsplan mit Grinordnung Nr. 2017a entwickelt. Dies
geschah vor allem vor dem Hintergrund, dass im Jahr 2010 flr den Teilbereich des
jetzigen Vorhabengebiets noch ein Pachtvertrag fir die gewerbliche Nutzung als
Fruchtmarkthalle bis zum Jahr 2027 bestand, der zum damaligen Zeitpunkt als nicht
abldsbar galt.

Im Jahr 2014 hat die Vorhabentragerin das Grundsttick mit allen Rechten zur
Auslibung der gewerblichen Nutzung erworben, um die Nutzungsaufgabe jederzeit
veranlassen zu kénnen. Die gewerbliche Nutzung der Fruchtmarkthalle wurde
zwischenzeitlich aufgegeben.

Anzahl der Wohneinheiten

Es wurde nach der Anzahl der geplanten Wohneinheiten gefragt.

Stellunghahme:

Es werden ca. 140 Wohneinheiten entstehen.

Hohe der Gebaude

Es wurde gefragt, wie hoch die Gebaude seien und wie viele Etagen die anderen
Gebaude sidlich des 8-stockigen Wohnturmes hatten.

Stellungnahme:

Der achtstdckige Wohnturm im Norden hat eine Wandhéhe (WH) von 26,3 m.

Der Baukoérper im Bauraum B ist grundsatzlich viergeschossig mit unterschiedlichen
Wandhohen (héchste Wandhohe: WH 14,8 m), tber einem Grol3teil des
Einzelhandels ist dieser nur eingeschossig. Die weiteren Baukdrper in den
Baurdumen C und D sind viergeschossig mit einer Wandhéhe von 14,6 m.

Gestaltung des Hochpunktes

Es wurde die Frage nach der Gestaltung des Hochpunktes gestellt. Insbesondere, ob
dieser einen Akzent setzen solle oder lediglich die ,neue Minchner Architektur”
umgesetzt wirde.

Stellunghahme:

Im Jahr 2008 wurde ein stadtebaulicher und landschaftsplanerischer
Ideenwettbewerb fir den Bereich des ehemaligen Guterbahnhofs Mittersendling
ausgelobt. Im Auslobungstext zu diesem Wettbewerb wurden ausschlieflich
exemplarische Darstellungen von Gebaude- und Grundrisstypen gefordert. Dabei
war ein baulicher Hochpunkt als Auftakt gemaf3 des pramierten Entwurfs Grundlage
fur die weitere Planung. Aussagen zur Fassadengestaltung waren weder Bestandteil
des Wettbewerbsergebnisses noch der Weiterentwicklung durch die Preistrager. Der
damalige Sieger des Wettbewerbs wurde von der jetzigen Vorhabentragerin mit der
Planung des vorliegenden Gebietes beauftragt.
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Gemeinschafts- bzw. Allzweckraum

Es bestehe Interesse daran, einen Gemeinschafts- bzw. Allzweckraum in der neu
geplanten Wohnanlage einzurichten.

Stellungnahme:

Im Satzungstext in 8 2 Abs. 1 b sind im Erdgeschoss die Nutzungen freie Berufe,
nicht stdrende Gewerbebetriebe, soziale Infrastruktur sowie Wohnen festgesetzt.
Dariber hinaus wird in 8 2 Abs. 2, orientiert zur Platzflache, Wohnen auf einer Flache
von 69 m2 ausgeschlossen.

Damit werden grundsatzlich die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir einen
Gemeinschaftsraum geschaffen.

Das geéaulierte Interesse an einem Gemeinschaftsraum wurde an die Vorhaben-
tragerin weitergegeben.

Planungskonzept

Das bestehende Konzept berge erhebliche Gefahren fir die Wohnqualitat und
Gesundheit der Anwohnerinnen und Anwohner fir das gerade neu entwickelte
Wohngebiet. Es solle die Chance der Neuentwicklung genutzt werden, um alle
notwendigen Nutzungen so vertraglich wie méglich aufeinander abzustimmen.

Stellunghahme:

Das Vorhabengebiet liegt an der Bahnlinie, gegeniiber des S-Bahnhofs
Mittersendling. Daraus resultiert die gute Anbindung an die 6ffentlichen
Verkehrsmittel, wodurch das Planungskonzept mit dem vorgesehenen Nutzungsmix
und der entsprechenden stadtebaulichen Dichte realisiert werden kann.

Das Planungskonzept sieht eine Gliederung des Vorhabengebiets in vier Baurdume
vor. Der Hochpunkt in Bauraum A bildet mit dem westlich gelegenen Quartiersplatz
den Auftakt des Vorhabengebiets im nordlichen Bereich. Daran anschlie3end
befindet sich im Bauraum B ein kompakt gegliederter Baukorper mit unterschiedlicher
Hohenentwicklung. Zwischen den Baurdumen B und C befindet sich eine ebenerdige
Freiflache, die einen Teil der Freiflaiche der Kindertageseinrichtung bildet und als
Grunzasur angelegt ist. Sudlich davon sind ein L-férmiger Baukorper im Bauraum C
mit Binnenbereich und ein Solitéar im Bauraum D situiert.

Die geplanten Nutzungen (Wohnen, Einzelhandel, soziale Infrastruktur, freie Berufe,
nicht stérende Gewerbebetriebe) im Vorhabengebiet sind vertraglich aufeinander
abgestimmt. Geschlossene Baukdrper und Larmschutzwénde schitzen die Gebaude
aber auch umliegende Bereiche und Freiraume auf unterschiedlichen Héhen vor
Verkehrs- und Anlagenlarm durch die Bahnanlagen.

Die Wohnungen sind so organisiert, dass schutzbedurftige Schlaf- und
Aufenthaltsrdume an diesen geschiitzten Bereichen liegen.

In der Satzung werden konkrete Festsetzungen zum Schutz vor Larm getroffen.

Fur die Bewohnerinnen und Bewohner im Vorhabengebiet ergeben sich in den
Binnenbereichen und auf Teilen der Dachflache des Bauraums B privat nutzbare
Griunflachen.
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Bezliglich des Schallschutzkonzepts wird auf die Ausfiihrungen unter Punkt A, Ziffer
2 verwiesen.

Durch die Umgestaltung des Fruchtmarkthallenareals und der damit verbundenen
Aufgabe der intensiven gewerblichen Nutzung sowie durch den Wegfall der daraus
resultierenden Emissionen wird die Wohnqualitat der Anwohnerinnen und Anwohner
der Bestandsbebauung am Distlhofweg verbessert.

Soziale Infrastruktur
Kindertageseinrichtung (Kita)
Betriebsform

Es wird nachgefragt, in welchem Modell (stadtisch oder privat) die geplante Kita
betrieben werden solle.

Stellunghahme:

Es kann derzeit noch keine Aussagen zum Modell der geplanten Kita getroffen
werden. Dies ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens.

Zugang zur Kita

Es ist von Interesse, dass der Zugang zur Kita direkt an den Distlhofweg verlagert
werden solle und nicht wie derzeit geplant, mit einem Zugang tber die Freiflache.

Stellungnahme:

Im Rahmen der weiteren Planung wurde dieser Punkt Gberarbeitet. Die Erschlie3ung
der Kita erfolgt nun tber den Distlhofweg.

Lkw-Verkehr neben Kita

Es werde beobachtet, dass die Bahnflachen parallel zur Neubebauung mit Kita durch
Lkw befahren und die Lkw dort teilweise be- bzw. entladen werden. Es werde
befurchtet, dass sich daraus Gefahren fir die Kita ergeben kdnnten.

Stellunghahme:

Die Auf- und Zufahrt zum planfestgestellten Bahngelande erfolgt nérdlich von
Bauraum A im Anschluss zum Bauernbrauweg. Der Schwerlastverkehr wird durch
Einbauten (Gelander, Einfriedungen, Stitzwéande) von zu Ful Gehenden und Rad
Fahrenden von der nordwestlichen bis zur nordéstlichen Vorhabensgrenze raumlich
getrennt. Der Schwerlastverkehr fahrt auf planfestgestelltem Bahngeléande parallel
zum Vorhabengebiet zur Verladestation im Stiden. Dieser Fahrweg ist durch
ausreichend hohe Einz&dunungen, Straucheinfassung und Larmschutzelementen von
dem Gehweg und der ebenerdigen Kita-Au3enspielflache raumlich getrennt. Die
getroffenen MalRnahmen wurden mit den zusténdigen stadtischen Referaten
abgestimmt. Durch diese MaRnahmen kann sichergestellt werden, dass sich keine
Gefahren fir die Kita und die Anwohnerschatft ergeben.
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Schulversorgung

Es wurde gefragt, ob die vorhandene Grundschule den neu entstehenden Bedarf
abdecken konne.

Stellungnahme:

Das Gebiet des Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017b gehdrt zum Sprengel
der Conrad-Celtis-Grundschule in der Conrad-Celtis-Stral3e 44, 81369 Miunchen.
Durch temporare Erweiterungsbauten kann der neu entstehende Bedarf durch das
Vorhabengebiet kurzfristig abgedeckt werden. Langfristig wird der Bedarf von der
neu entstehenden Grundschule an der Passauer StralRe abgedeckt.

3. Griunordnung
Offentliche Griinflichen

Es wird nachfragt, ob es 6ffentliche Grinflachen gabe und wie diese gestaltet seien,
da die Bebauung auch naher an die Bahn riicke.

Stellungnahme:

Im Umgriff des Vorhaben- und Erschliel3ungsplans sind keine neuen offentlichen
Griunflachen vorgesehen. Zur Deckung des Bedarfs an 6ffentlichen Griinflachen
werden die ndrdlichen Neuhofener Anlagen aufgewertet. So werden unter anderem
der vorhandene Spielplatz aufgewertet sowie ein Jugendspielplatz angelegt.
Erganzend hierzu wird auf die Ausfiihrungen unter Punkt A, Ziffer 7 verwiesen.

Aufwertung der 6ffentlichen Griinflache

Es wurde gefragt, wie man sich die Aufwertung einer 6ffentlichen Griinflache
vorstellen kdnne.

Stellunghahme:

Unter Punkt A, Ziffer 7 wird anhand des Vorhabengebietes beschrieben, wie die
Aufwertung einer offentlichen Griinflache, hier der Neuhofner Anlagen, konkret
erfolgt.

Uberregionaler Griinzug

Es wurde nachgefragt, aus welchem Grund ein Uberregionaler Griinzug tber eine
Bahnflache gelegt sei und welche Nutzungen auf einem solchen Griinzug stattfinden
sollen.

Stellunghahme:

Der Flachennutzungsplan mit integrierter Landschaftsplanung stellt auf dem
Vorhabengebiet zwei Ubergeordnete Griinbeziehungen dar, eine in Ost-West
Richtung, eine in Nord-Sid Richtung, die sich im Norden des Areals kreuzen.

Durch die Sicherung und Entwicklung der Gbergeordneten Griinbeziehungen wird die
Vernetzung der groRen Landschaftsrdume am Stadtrand mit den wichtigen
innerstadtischen Freirdumen erreicht. Es werden hier Zonen und
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Entwicklungsrichtungen markiert, innerhalb derer verschiedenartige MalRnahmen zur
Sicherung und Verbesserung der Griinvernetzung notwendig sind. So dienen sie
vorrangig der Vernetzung von 0kologischen Funktionen, kdnnen aber auch fir Rad-
und Fulwegeverbindungen genutzt werden.

Parkverbindung zwischen Heckenstaller Park und Schiitzengarten

Zwischen dem Heckenstaller Park im Norden und dem Schitzengarten im Siden
solle eine Parkverbindung geschaffen werden, die als attraktiver Spazier- und
Radweg dienen solle.

Stellungnahme:

Einen ersten Schritt zur Verbindung des Heckenstaller Parks mit dem
Schitzengarten stellt im Norden die 6ffentliche Grinflache zwischen Adunistral3e und
Bauernbrauweg sowie im Siiden, entlang der Bahnachse, die 6ffentliche Grinflache
des Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a dar. Diese 6ffentlichen Griinflachen
im Norden und Suden werden Uber eine offentlich gewidmete, fuBlaufige
Wegeverbindung innerhalb des Vorhabengebietes verbunden. Eine éffentliche
Griunflache dstlich des Vorhabengebietes konnte aufgrund der fehlenden
Flachenverfligbarkeit nicht

realisiert werden.

Das Planungsziel der Vernetzung mit den umliegenden Grinflachen bleibt
Bestandteil des Aufstellungsbeschlusses 2017 und wird, wenn die daftr
erforderlichen Flachen verfiigbar sind, weiter verfolgt.

Der Radverkehr wird vom Bauernbrauweg im Norden nach Suden in Richtung
Zielstattstral3e tber den Distlhofweg abgewickelt.

Ideen zur Freiflachengestaltung

Auf der Gemeinschaftsdachgartenflache tber dem Nahversorger solle anstatt der
kleinen Sandspielflache eine oder mehrere Sitzgruppen mit Tischen in dem
Gemeinschaftsgarten geschaffen werden, um den Bewohnerinnen und Bewohnern
ohne eigenen Gartenanteil Sitz- und Aufenthaltsmdglichkeiten zur Verfiigung zu
stellen.

Die Spielplatzgestaltung im Wohnhof solle dahingehend tiberdacht werden, dass der
Sandkasten beim Spielhaus im oberen Teil vergrof3ert werden solle, der zweite
Sandkasten solle dafur wegfallen. Auf der somit freiwerdenden Flache sollen
interessante Spielgerate flr Kinder zwischen finf bis zehn Jahren errichtet werden.

Stellungnahme:

Sowohl auf dem Gemeinschaftsdachgarten (GDG) lUiber dem Einzelhandel als auch
auf dem Dachgarten im Gebéaudeteil mit der Wandhdhe (WH) 14,8 m im Bauraum B
werden neben einer intensiven Begriinung auch Sitzelemente fir den Aufenthalt
angeboten. Da sich der stadtebauliche Entwurf im stidlichen Bereich im Vergleich zu
dem in der Erérterungsveranstaltung vorgestellten Entwurf geandert hat, wurden
auch die Gestaltung der Freiflachen zwischen den Bauraumen C und D angepasst.
So wird nun der Kinderspielplatz weiter siidlich angeordnet. Das Freiflachenkonzept
sieht neben einer vielfaltigen Begrinung, Aufenthaltsbereiche sowie Spielbereiche
mit Sandkasten und Spielgeraten fir unterschiedliche Altersgruppen vor.
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Der Vorschlag, den Spielbereich des Wohnhofes umzugestalten, wurde vom
Landschaftsplaner berticksichtigt.

Gestaltung der Bahnflachen

Es wird angeregt, dass der Investor weitere Flachen von der DB erwerben solle,
diese entsiegeln und als fur Lkw befahrbare Sukzessionsflachen (z.B. Schotter oder
Rasenflache) herstellen solle. Somit solle eine Verbindung der Griinflachen entlang
der Bahnlinie entstehen.

Stellungnahme:

Der Erwerb von Flachen der DB ist trotz intensiver Bemiihungen der Vorhaben-
tragerin nicht gelungen.

Gestaltung des Bauernbrauwegs

Auf der stadtischen Flache des Bauernbrauwegs solle ein Kiosk entstehen. Die
Bdschung solle als Sitzmoglichkeit ausgebaut werden, die von Baumen umsaumt
wird.

Stellungnhahme:

Bei der stadtischen Flache am Bauernbrauweg handelt es sich um eine
Verkehrsflache. Diese Flache dient als Zufahrts- und ErschlieBungsstral3e.

Freiflachengestaltung am Quartiersplatz

Die im Bebauungsplan vorhandene Baumgruppe am Quartiersplatz sei fast bis auf
die Fahrbahn hin auszuweiten, um u.a zusatzliche Sitzmdglichkeiten zu schaffen.

Stellungnahme:

Im Kreuzungsbereich Distlhofweg / Bauernbrauweg werden vier Grol3bdume zur
Pflanzung festgesetzt. Das Freiflachenkonzept sieht in diesem Bereich auch
Spielmdglichkeiten vor. Zum Schutz der spielenden Kinder vor dem motorisierten
Individualverkehr werden nach Westen und Norden hin bauliche Abgrenzungen
vorgesehen. Sitzstufen werden zur Platzflache hin im sudlichen und 6stlichen
Bereich angeboten. Eine Mdglichkeit der Ausweitung der Sitzflachen auf die
Fahrbahn ist damit nicht gegeben.

Verkehr
Weiterfiihrung Bauernbrauweg

Es wurde nachgefragt, ob geplant sei, den Bauernbrauweg durch die Unterflihrung in
Richtung Plinganserstrafl3e weiter fortzuflihren.

Stellungnhahme:

Zu einer Weiterfuhrung des Bauernbrauwegs in Richtung Plinganserstral3e liegen
keine konkreten Planungsabsichten vor.
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Die Unterfihrung der Bahnanlagen dient der ErschlieBung der S-Bahnstation
Mittersendling und wird von FuRgangerinnen und Ful3gangern sowie als
Ubergeordnete Radwegebeziehung genutzt.

Verkehr an der Kreuzung Passauerstrafle /| Bauernbrauweg

An der Kreuzung Passauerstral3e / Bauernbrauweg komme es wahrend der
Stol3zeiten zu Problemen bei der Verkehrsabwicklung. Die Ampelschaltung sei sehr
kurz. Der Zuzug von neuen Anwohnerinnen und Anwohnern am Distlhofweg sowie
der Lkw-Verkehr zum Bahngelénde fihre zu einem noch héheren
Verkehrsaufkommen an dieser Kreuzung.

Aufgrund der Sackgasse am Distlhofweg wirde der gesamte An- und
Abfahrtsverkehr Uber die Kreuzung Passauerstralle / Bauernbrauweg abgewickelt.

Stellungnahme:

Das Verkehrsgutachten zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 2017b hat
ergeben, dass sowohl die vorhandenen, als auch die prognostizierten
Verkehrsmengen und die ermittelten Neuverkehre am mafigebenden Knotenpunkt
Passauerstralie / Bauernbrauweg leistungsfahig genug abgewickelt werden kénnen.

Hohere Belastungen von Knotenpunkten sind insbesondere in den Spitzenstunden
fur eine Grof3stadt wie Minchen haufig wiederzufinden. Das umgebende
StralRennetz kann das zu erwartende Verkehrsaufkommen insgesamt bewaltigen.

Gefahrliche Situationen fiir FuBgédngerinnen und FuBgédnger im
Kreuzungsbereich

Passanten, die Uber den Bauernbrauweg zur S-Bahn Haltestelle Mittersendling
gehen, seien bisher keine weiteren konkurrierenden Verkehrsstrome gewohnt. Nun
bestiinde durch die Neubebauung am Distlhofweg die Mdglichkeit nach rechts in den
Distlhofweg abzubiegen. Aus diesem Grund entstinden immer wieder gefahrliche
Situationen zwischen FuRgangern und Autofahrern an dieser Ecke. Hier misse eine
Lésung gefunden werden.

Stellungnhahme:

Das Kreisverwaltungsreferat (KVR) als zustandige Stral3enverkehrsbehdrde hat sich
mit dieser Thematik im Rahmen einer Birgerversammlungsempfehlung auseinander
gesetzt.

In der Burgerversammlungsempfehlung Nr. 14-20 / E 01269, die in der
Birgerversammlung des 7. Stadtbezirks Sendling-Westpark am 10.11.2016
eingebracht wurde, wird die Forderung formuliert, dass der Bauernbrduweg sowie
der Distlhofweg zu Spielstrallen umgewidmet werden sollen.

Von Seiten des KVR wurde der Vorschlag unterbreitet, aus Griinden der
Verkehrssicherheit und zur Verkehrsberuhigung die beiden StralRen in die Tempo 30
Zonenregelung des Gebietes ,Mittersendling westlich S-Bahnhof* aufzunehmen.
Eine entsprechende verkehrsrechtliche Anordnung wurde erlassen und umgesetzt.
Diese MalRnahmen tragen bereits zur verkehrlichen Beruhigung in diesen beiden
Stral3en bei.
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Lkw-Verkehr

Die nérdlich des Vorhabengebietes gelegene Zufahrt zum Bahngelénde wiirde
weiterhin von Lkws genutzt werden. Es sei deshalb von Interesse, wie der
Lkw-Verkehr an dieser Stelle abgewickelt werden solle und wie die Kinder zum
nordlichen Spielplatz am Adunipark kommen wiirden.

Stellunghahme:

Die Zu- und Abfahrt zu den planfestgestellten Bahnflachen grenzt im nérdlichen
Bereich des Vorhabengebiets an eine Platzflache an. Diese wird zum DB-Gelande
mit einer Stitzmauer in Kombination mit einem Zaun versehen. Die Absperrung wird
um die Grunflache mit dem Baumstandort parallel zum Distlhofweg gefuhrt werden.
FuRgéngerinnen und Fuliganger werden die Platzflache nur tber die 6ffentliche
Verkehrsflache vom Distlhofweg betreten kénnen. Der Schwerlastverkehr wird durch
diese Trennung der Verkehrsstréme verkehrssicher zum Bauernbrauweg gefihrt.
Durch diese MaRhahmen wird der Sicherheit im Kreuzungsbereich Bauernbrauweg /
Distlhofweg Rechnung getragen.

Die Kinder gelangen tber den Distlhofweg zur Kreuzung Bauernbrauweg /
Distlhofweg. Dort kdnnen sie entlang der stidlichen Seite des Bauernbraduwegs den
FulRweg benutzen, der zur Ampel an der Kreuzung Passauerstral3e / Bauernbrauweg
fuhrt. Uber diese Ampelanlage konnen sie gefahrlos die StralRe iberqueren und den
Adunipark erreichen.

Rampe an der Bahn

In dem Plan ist eine Rampe im nordlichen Teil des Gebietes eingezeichnet, die ein
Hindernis darstelle. Es wurde deshalb gefragt, wie die Zuganglichkeit des
Bauernbrauwegs gestaltet werden solle.

Eine Zuganglichkeit der Rampe von der Bahn her scheine unmdglich.

Stellungnahme:

Bei der im Entwurf eingezeichneten Rampe handelt es sich um die bestehende,
1,20 m hohe und gepflasterte Laderampe der DB. Diese wird im Norden des
Vorhabengebiets Uber die Zufahrt zum Bauernbruweg erschlossen.

Barrierefreie Zugange zur S-Bahn / Untertunnelung

Ein barrierefreier Zugang von der Westseite der Bahnlinie auf Hohe des Distlhofwegs
sei von der Bevolkerung gewtinscht.

Es wurde deshalb nachgefragt, wie die Zugénge zur S-Bahn aussahen und ob es
eine Untertunnelung gabe.

Weiterhin sei bei den Blrgerinnen und Bulrgern von Interesse, wer eine solche
Unterquerung zahlen musse. Die Freihalteflache flr einen zukinftig zu planenden
barrierefreien Aufgang sei bereits vorhanden und im Bebauungsplanentwurf griin
dargestellt. Solle der Lkw Verkehr dort entlang verlaufen, kénne eine derartige
Gestaltung nicht realisiert werden.
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Stellungnahme:

Grundsatzlich sehen die Forderrichtlinien des Freistaates Bayern -“Bayern
barrierefrei* - vor, dass zumindest ein Zugang zur Bahn barrierefrei ausgestaltet sein
muss. Dieser Zugang erfolgt fur die Haltestelle Mittersendling vom Neuhofner Platz
aus, auf der 6stlichen Seite der Bahnlinie.

Fur eine Zuganglichkeit des S-Bahnhofs Mittersendling von der Westseite ist ein
Korridor fiir ein zukiinftig mogliches Rampenbauwerk im Planungsumgriff
freigehalten. Dieser befindet sich auf der Freiflache unterhalb von Bauraum C und
der sudlichen Vorhabengebietsgrenze. Damit ist eine Anbindung vom Distlhofweg her
moglich. Eine Festsetzung des barrierefreien Zugangs im Rahmen des
Bebauungsplans ist nicht moglich, da dieser au3erhalb des Vorhabengebietes liegt
und die Flachen bahnrechtlich gewidmet sind.

Da bisher keine konkreten Planungen fir ein solches Bauwerk seitens der DB
vorliegen bzw. auch in naher Zukunft nicht zu erwarten sind, kdnnen keine Aussagen
zu den Zugangen, deren Realisierung, der Kosten sowie der Problematik mit dem
kreuzenden Lkw-Verkehr getroffen werden.

Verkehrsmehrung durch Einzelhandel

Im Vorhabengebiet solle ein Einzelhandel entstehen. Es wird beflrchtet, dass es
durch diesen zu Verkehrsmehrungen kommen kénne.

Stellungnhahme:

Es ist ein kleinflachiger Nahversorger geplant, der einer wohnortnahen Versorgung
dienen soll und im Regelfall kein groReres Verkehrsaufkommen auslést. Vielmehr
werden durch dieses gut integrierte und fuBlaufig erreichbare
Nahversorgungsangebot zusatzliche Wege durch den Individualverkehr vermieden.
Der geplante Einzelhandel soll ibergeordnete Standorte in der ndheren Umgebung
erganzen und keinen zuséatzlichen Verkehr in das Vorhabengebiet am Distlhofweg
ziehen.

Die nachgewiesenen Parkplatze fur den Einzelhandel sind in der
Gemeinschaftstiefgarage (GTGa) angeordnet. Die Tiefgarageneinfahrt bzw. -ausfahrt
befindet sich in der Mitte des Bauraums B im Bereich der Ein- und Ausfahrt und
damit im Norden des Distlhofwegs. Damit werden Zusatzbelastungen im sidlichen
Bereich des Distlhofwegs vermieden.

Fahrradabstellplatze

Die Burgerinnen und Burger seien an der Lage und der Anzahl der
Fahrradabstellplatze auf dem &ffentlichen Quartiersplatz sowie in der Wohnanlage
interessiert. AuBerdem wurde gefragt, ob weitere Fahrradabstellplatze im Bereich
des Nahversorgers angeboten werden, um das Zuparken der notwendigen
Feuerwehranfahrtszone bzw. der Feuerwehraufstellflache zu verhindern.

Stellungnahme:

Die oberirdischen Fahrradabstellplatze sind sowohl auf dem Quatrtiersplatz als auch
an den jeweiligen Gebaudeeingdngen situiert. Fur die Wohnnutzung sind an den
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Eingdngen fir das kurzzeitige Abstellen von Fahrradern sowie fiir Besucherinnen
und Besucher eine untergeordnete Anzahl oberirdischer Stellplatze vorgesehen. Der
Uberwiegende Teil an Fahrradabstellplatzen wird in der Gemeinschaftstiefgarage
vorgesehen.

Am Quartiersplatz sind fur die Baurdume A und B je zwdlf Fahrradabstellplatze
geplant. Im Bauraum C werden 42 und im Bauraum D sechs Abstellplatze fir
Fahrrader angelegt.

Am Eingang des Nahversorgers werden acht Fahrradabstellplatze fur Kundinnen und
Kunden zur Verfugung gestellt. Am Distlhofweg auf Hohe der AuR3enspielflache der
Kita werden acht Fahrradabstellplétze angeboten.

Zusatzlich erforderliche verkehrliche Regelungen sind nicht Gegenstand des
Bebauungsplanverfahrens.

Barrierefreie Gestaltung der Verkehrsflachen — Shared Space

Es wurde gefordert, von der Kreuzung Passauerstrale / Bauernbrduweg Uber die
Kreuzung Bauernbrauweg mit Distlhofweg bis hin zur Bahnunterfiihrung im Osten,
eine Flache nach dem Shared-Space-Prinzip zu gestalten. Entsprechende
Vorschlage zur Umsetzung und Gestaltungsideen werden im Folgenden aufgezeigt.

Die Neubebauung am Bauernbrauweg eroffne die Chance, die Verkehrsflachen an
dieser Stelle neu zu Giberdenken. Es solle deshalb ein niveaugleicher barrierefreier
Platz mit hoher Aufenthaltsqualitét geschaffen werden. Dabei solle die Priorisierung
auf dem Ful3- und Fahrradverkehr liegen, um eine nachhaltigere Aufenthalts- und
Lebensqualitat erreichen zu kénnen. Durch eine Widmung der StrafRen als
Spielstral3en, als verkehrsberuhigter Bereich mit Elementen der Begegnungszone
oder als ein Shared Space solle diese entschleunigt werden.

Der neue Quartiersplatz sowie der Platz vor der vorhandenen Bebauung an der Ecke
Bauernbrauweg / Distlhofweg sollen einheitlich gepflastert werden, um die
Begegnungszone zu verdeutlichen. Lediglich die Fahrbahn solle durch
Kontrastpunkte farblich abgegrenzt sein (Blindenleitsystem, Entwasserungsrinne).
Das Parken sei nur auf den gekennzeichneten Flachen moglich.

Die Verkehrsflachen seien niveaugleich und barrierefrei herzustellen. Der Gehweg
werde aufgrund des Shared Space Prinzips auf eine Breite von 1,5 m begrenzt und
farblich von den anderen Verkehrsflachen abgesetzt.

Aulerhalb des Bahngeldndes solle der Gehweg barrierefrei zum Quartiersplatz hin
ausgebaut und an diesen niveaugleich angepasst werden.
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Stellungnahme:

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden Aussagen zur geplanten Nutzung
sowie der Situierung einer Flache getroffen und z.B. als StralRenverkehrsflache
festgesetzt. Weitergehende verkehrliche Festsetzungen sind im Bebauungsplan nicht
moglich. Die Ausgestaltung des Straf3enquerschnitts beziehungsweise die
Festlegung verkehrlicher Regelungen obliegen den zustandigen Fachreferaten und
den weiteren Planungsebenen. Die Planungsvorschlage werden an die zustéandigen
Fachreferate weitergeleitet.

Parken im Distlhofweg:

Die Parkplatze fur den Hol- und Bringverkehr an der Kita sollen als Schragparkplatze
auf Hohe der Kita und ihrer Freiflache gestaltet werden.

Auch die weiteren Parkplatze entlang des Neubaus sollen als Schragparker
eingerichtet sowie rechts und links von Baumen eingerahmt werden.

Stellunghahme:

Die bereits bestehenden Parkplatze am Distlhofweg sind parallel an beiden
Richtungsfahrbahnen angeordnet. Eine Anordnung von Parkplatzen am
Vorhabengebiet als Schragparker ist aufgrund zu geringer Fahrbahn- und
Gehwegbreiten am Distlhofweg nicht realisierbar.

Parkplatzsituation

Die Parkplatzsituation sei bereits angespannt. Die Tiefgaragen seien voll, weshalb
die Anwohnenden nicht nur die ausgewiesenen Parkmdglichkeiten nutzten sondern
in Feuerwehrzufahrten, vor den Baumgrubeninseln und auf den Gehwegen parkten.
Die neuen Anwohnenden bengtigten ebenso Parkplatze im 6ffentlichen Raum, die
bisher schon von den derzeitigen Anwohnenden genutzt wirden.

Die Besucherinnen und Besucher des Einzelhandels kénnten das Problem noch
verscharfen, sollten diese nicht wie vorgesehen, die Parkplatze in der Tiefgarage
nutzen. In Bezug auf beide Sachverhalte sei entsprechend Vorsorge durch die
Schaffung weiterer AuRenstellplatze zu treffen.

Eine mdgliche Reduzierung der Stellplatze aufgrund der Nahe zum é&ffentlichen
Personennahverkehr (OPNV) solle nicht durchgeftihrt werden. Dies solle im
Bebauungsplan festgesetzt werden.

Stellungnahme:

Im Vorhabengebiet werden gemal der Satzung der Landeshauptstadt Miinchen tber
die Ermittlung und den Nachweis von notwendigen Stellplatze fur Kraftfahrzeuge
(Stellplatzsatzung — StPIS) ausreichend Stellplatze fir die Anwohnerinnen und
Anwohner in der Gemeinschaftstiefgarage errichtet.

Fur den Einzelhandel sind ausreichend Stellplatze in der Gemeinschaftstiefgarage
geplant. Zusatzliche oberirdische Stellplatze fir den Einzelhandel sind zu Gunsten
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eines attraktiven Quartierseingangs nicht gewiinscht. Hinzu kommt, dass die privaten
Freiflachen aufgrund der notwendigen Feuerwehrzufahrten und -aufstellflachen in
ihrer Funktion bereits eingeschrankt sind und keine weitere Mehrfachbelegung
erfolgen soll.

Bis zum Zeitpunkt des Billigungs- mit vorbehaltlichen Satzungsbeschlusses ist keine
Reduzierung der pflichtigen Stellplatze gemal der Stellplatzsatzung seitens der
Vorhabentragerin angestrebt.

Larm
Larmschutz fiir Hochpunkt in Bauraum A

Es wird nachgefragt, wie hoch der Larmschutz fur das achtstéckige Gebaude (in
Bauraum A) sei.

Stellungnahme:

Das achtstéckige Gebaude in Bauraum A wird bis auf die festgesetzte
Hohenbegrenzung des Bauraums B von 14,8 m vor Anlagen- und Verkehrslarm
umgebender Nutzungen geschutzt. Ab einer Hohe von 14,5 m werden
schutzbedirftige Aufenthaltsrdume der stiddstlichen Fassade des Hochpunkts mit
entsprechenden Schallschutzkonstruktionen geschiitzt. Dartiber hinaus ist bei dem
zur Bahnlinie ausgerichteten Teil der Fassade die Anordnung luftungstechnisch
notwendiger Fenster von schutzbedurftigen AufenthaltsrAumen nicht zuldssig. Dies
gilt auch fur Teile der nérdlichen Fassadenteile von Bauraum A.

Larmschutzwand zwischen dem Altbestand und dem Neubau

An der dstlichen Seite des Bauvorhabens befanden sich mehrere Larmschutzwéande.
Die letzte Larmschutzwand befande sich am Ende des Innenhofes der stdlichen
Gebéude. Es wurde nach der Moglichkeit gefragt, ob diese Larmschutzwand so
gedreht werden kénne, dass sie die Liicke zwischen den letzten Gebduden des
Neubaus und den ersten Gebauden des Bestandsbaus die 6ffentlichen Freiflache
verschlieRe und somit den Larm vom Distlhofweg abhielte.

Bestiinde keine Mdglichkeit der Realisierung dieses Vorschlages, wurde hinterfragt,
ob nicht durch diese Liicke zwischen den Gebauden eine Art Kanal entstiinde, der
den Larm kanalisiere.

Stellungnahme:

Das Konzept des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Griinordnung hat sich im
sudlichen Grundstiicksbereich verandert. Die Verlegung der im Bebauungsplan mit
Grunordnung Nr. 2017a festgesetzten Griinflache erfolgt nicht. Der Bauraum C
wurde verlangert, die angesprochene Larmschutzwand ist weggefallen.

In der Schalluntersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit
Grinordnung Nr. 2017b wurden die Auswirkungen der Planungen auf die
Nachbarschaft ermittelt und beurteilt. Dabei wurden sowohl die Reflexionen an den
Plan- und Bestandsgeb&uden und die Verkehrszunahme als auch eine die
Schallibertragung beginstigende Witterungssituation ("Mit-Wind") bertcksichtigt.
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Danach sind in der siidwestlichen Nachbarschaft des Vorhabens (Distlhofweg 18)
Pegelreduzierungen von etwa 2 dB(A) tagsiber (6.00 Uhr - 22.00 Uhr) und 3 dB(A)
nachts (22.00 Uhr - 6.00 Uhr) zu erwarten. Ursachlich hierfir ist die Abschirmwirkung
durch das sudostliche Plangebaude, die sehr viel starker ist als eine mogliche
Pegelerhéhung durch Gebaudereflexionen. Durch die Liicke zu den stdlichen
Bestandsgebauden entsteht somit keine Schlechterstellung fir die westlich gelegene
Nachbarbebauung; vielmehr ist eine Verbesserung zu erwarten (zusatzlich auch, da
der Gewerbeldrm des Fruchtmarktes kiinftig entfallt).

Anlagenbezogener Larm Einzelhandel

Der vom geplanten Einzelhandel ausgehende Larm (Anlieferung / Entsorgung /
Anfahrts- und Abfahrtsverkehr) sowie dessen Auswirkungen sollen naher betrachtet
werden. Es musse strikte Vorgaben in Hinblick auf z.B. die Anlieferzeiten beim
Einzelhandel gemacht werden.

Am Wendehammer des Distlhofwegs selbst gebe es einen Obsthéndler, der einmal
pro Woche beliefert werde. Diese Anlieferung mit einem Lkw verursache Larm und
Vibrationen beim Zurilickstof3en, die u.a. die Nachtruhe stéren. Ein Einzelhandel
werde taglich beliefert und die Auswirkungen missten daher noch gravierender sein
als bei dem Obsthandler.

Stellungnhahme:

Die Andienung des Einzelhandels wurde im Schallschutzgutachten untersucht.

Es wurden daraufhin Festsetzungen und Regelungen zur Vermeidung von
Schallschutzimmissionen bei der Belieferung des Nahversorgers in der Satzung
getroffen. Es wird u.a. festgesetzt, dass die Belieferungen zur Einzelhandelsnutzung
mit Lkw > 3,5 t zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr nicht zul&ssig sind.

Um L&rm und Vibrationen durch die Andienung auf das erforderliche Mindestmal3 zu
beschranken, erfolgt die Andienung innerhalb des Gebaudes Uber eine
schallgedammte, verschlieBbare Anliefertasche.

Anlieferbereich Einzelhandel

Der Anlieferbereich des Einzelhandels solle so gestaltet werden, dass die Lkw
bequem ruckwarts wie vorwarts ein- und ausfahren kénnen. Dies mache eine
Benutzung des Wendehammers obsolet.

Stellunghahme:

Die Andienung des Lebensmitteleinzelhandels mit Lkw erfolgt vom Distlhofweg aus
rickwartig in eine in das Gebaude integrierte Anliefertasche. Eine Benutzung der
Wendeanlage im stdlichen Bereich des Distlhofwegs durch Lieferanten des
Nahversorgers ist nicht vorgesehen.

Uberpriifung der Lage der Einzelhandelsanlieferung

Eine weitere Moglichkeit zur Anlieferung des Einzelhandels sei auch Uber die hintere
Zufahrt zu den Gleisen von Osten her mdglich. Es wird nachgefragt, ob die
Mdglichkeit in Betracht gezogen werden kénne, da sie auch zu einer Entlastung der
Wohnbebauung am Distlhofweg beitrage.
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Stellungnahme:

Die Belieferung des Nahversorgers erfolgt vom Distlhofweg aus rlckwartig in eine in
das Gebaude integrierte Anliefertasche. Eine Andienung Uber die Anlagen der DB
parallel zur Bahnlinie ist nicht méglich, da die Flachen bahnrechtlich gewidmet und
somit ausschlief3lich Bahnnutzungen zul&ssig sind.

Sonstige Themen

Im Rahmen der Er6rterungsveranstaltung und in den postalisch eingegangen
Einwendungen wurden AuRerungen zu sonstigen Themen vorgebracht, die nicht
Gegenstand des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017b
sind. Diese werden der Vollstandigkeit halber im Folgenden aufgefuhrt:

a) Allgemeines
Terminplan fiir Abriss der Halle

Es war von groRem Interesse zu erfahren, wie die Terminplanung fiir das neue
Vorhaben aussdhe, wann die Halle abgerissen werden solle und wann die
Bauarbeiten voraussichtlich abgeschlossen seien.

Stellunghahme:

Die Nutzung ist bereits aufgegeben, der Betreiber des Fruchtgro3handels ist
ausgezogen. Das Gebaude wurde abgesichert, so dass Unbefugten der Zutritt
verwehrt wird. Der Abriss der Halle soll ab Juni 2018 erfolgen. Nach Ende der Abriss-
und Sanierungsarbeiten kann voraussichtlich im 4. Quartal 2018 mit der Baustelle
begonnen werden. Zum derzeitigen Kenntnisstand ist das voraussichtliche Ende der
Baumal3nahmen in der 2. Jahreshélfte 2021 geplant.

Kaufvertrage

Die DB wiirde ihre Flachen fur diverse Nutzungen verwenden. Es wird angemerkt, ob
es nicht sinnvoll sei, diese Information in die Kaufvertrage mit den neuen
Eigentimern aufzunehmen.

Stellungnahme:

Die Vorhabentragerin sagt zu, mégliche Interessenten Uber die Nutzungen durch die
DB zu informieren.

b) Themen zum Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017a
Griinordnung
Offentliche Griinfliche des Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a

Es wird vermutet, dass die bereits vorhandene 6ffentliche Griinflache des
Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a entlang der Bahn noch nicht fertig
hergestellt sei, da sie u.a. durch das Fehlen von Baumen und Strauchern sehr kahl
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wirke. Derzeit befande sich dort nur ein Zaun.

Stellunghahme:

Die mit dem Bebauungsplan mit Grinordnung Nr. 2017a festgesetzte, tffentliche
Grinflache wurde in Abstimmung mit der Landeshauptstadt Miinchen erstellt. Direkt
an die 6ffentliche Grunflache grenzt eine 6kologische Ausgleichsflache fir die
Blaufliigelige Odlandschrecke an. Diese Art bevorzugt eher offene, unbewachsene
Schotterflachen, die nicht durch Baume verschattet werden, weshalb die Flache eine
.kahle* Anmutung ausstrahlt. Die 6ffentliche Grinflache wurde durch das Baureferat
abgenommen und gilt damit als hergestellt.

Spielplatz am Bauernbrauweg

Es sei am sudlichen Ende des Bebauungsplanumgriffs des Bebauungsplans mit
Grunordnung Nr. 2017a ein Offentlicher Spielplatz errichtet, obwohl sich ein solcher
am Bauernbrauweg befinde.

Es fehle der dortigen Wohnbebauung an Larmschutz (durch geeignete
Anpflanzungen) gegentliber dem o6ffentlichen Spielplatz.

Stellungnahme:

Grundsatzlich 16st der Kinderlarm keine erhdhten Anforderungen an den Larmschutz
aus. Gemal § 22 Abs. 1la des Bundesimmissionsschutzgesetzes sind
~.Gerauscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplatzen und
ahnlichen Einrichtungen wie beispielsweise Ballspielplatze durch Kinder
hervorgerufen werden, im Regelfall keine schadlichen Umwelteinwirkungen. Bei der
Beurteilung der Gerauscheinwirkungen dirfen Immissionsgrenzen und -richtwerte
nicht herangezogen werden.”

Der Freistaat Bayern hat mit Inkrafttreten zum 1. August 2011 das Gesetz Uber die
Anforderungen an den Larmschutz bei Kinder- und Jugendspieleinrichtungen (KJG)
beschlossen. Gemal Art. 2 des Gesetzes sind ,die naturlichen Lebensaul3erungen
von Kindern, die Ausdruck nattrlichen Spielens oder anderer kindlicher
Verhaltensweisen sind, als sozialadaguat hinzunehmen®.

Der Spielplatz in der 6ffentlichen Grinflache im Stden des Bebauungsplans mit
Grunordnung Nr. 2017a wurde mit Erganzungen der Bepflanzung fertiggestellt.
Baum- und Strauchpflanzungen sind i.d.R nicht fur den LArmschutz geeignet.

Die Stellungnahme wird an das zustandige Fachreferat, welches fur die Planung,
Herstellung und Wartung der offentlichen Spielflachen zustéandig ist, weitergeleitet.

Der Spielplatz im Adunipark dient der 6ffentlichen Versorgung mit Spieleinrichtungen,

der Spielplatz im Suden ist Teil der 6ffentlichen Grinflache des Bebauungsplans mit
Grinordnung Nr. 2017a.

Verkehr
Flachen werden zur Befahrung zur Verfligung gestelit

Es wurde angemerkt, dass die Flachen westlich der Bahnschienen von der
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Landeshauptstadt Miinchen zur Befahrung durch die Lkw der DB zur Verfigung
gestellt wirden bzw. diese Befahrung geduldet wiirde.

Stellungnahme:

Bei diesen Flachen handelt es sich ausschlief3lich um Bahnflachen. Die
Planungshoheit auf diesen Flachen obliegt allein der DB und dem
Eisenbahnbundesamt als Aufsichts- und Genehmigungsbehérde. Es besteht seitens
der Landeshauptstadt Minchen keine Méglichkeit auf diesen Flachen Regelungen zu
treffen und/oder durchzusetzen.

Verkehrliche Probleme im Umfeld

Die Einfahrt in den Distlhofweg solle fur Lkw Gber 3,5 t unterbunden werden —
ausgenommen Rettungs- und Mullfahrzeuge.

Der Wendehammer am Ende des Distlhofwegs werde von verschiedenen Nutzern
als Parkplatz missbraucht.

Der vorhandene Stich zum Hasenthalweg solle als Ableitung (Einbahnregelung) fur
den ausfahrenden Verkehr genutzt werden.

Stellungnahme:

Es handelt sich bei der Regelung der Einschrankung fur Lkw tber 3,5 t um eine
verkehrsrechtliche Regelung, die von der Verkehrsbehdrde zu prifen und ggf. zu
treffen wéare. Im Rahmen des Bebauungsplans kann eine derartige Regelung nicht
getroffen werden.

Fur VerstoRe gegen die StraRenverkehrsordnung ist die StralRenverkehrsbehérde
zustandig.

Derzeit verbindet der Hasenthalweg die Passauerstrafl3e im Westen mit der
SonnenlangsstralRe im Osten. Der Wunsch den Hasenthalweg als Ableitung zu
nutzen, wurde an das zustandige Fachreferat bzw. die zustéandige Fachabteilung
weitergeleitet.

Barrierefreiheit

Barrierefreier Ausbau am Bauernbrauweg zwischen Distlhofweg und Passauer
StraRe

Der Zugang von der Passauerstral3e zum Bauernbrauweg solle barrierefrei gestaltet
werden, um den Zugang fir Menschen mit z.B. Rollator, Rollstuhl, Kinderwagen etc.
zu erleichtern.

Stellunghahme:

Nach Aussagen des Kreisverwaltungsreferates sind bereits Teile des Geh- und
Radweges an der Kreuzung Passauerstral3e / Bauernbrauweg abgesenkt und somit
fur die angesprochenen Nutzergruppen barrierefrei.
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Neugestaltung des StraRenraumes
Umgestaltung des Parkraums

Die bereits vorhandenen Langsparker auf der siidlichen Stral3enseite des
Bauernbrauwegs sollen auf die nérdliche Seite verlagert werden. Zur besseren
Kenntlichkeit solle sich der Parkstreifen farblich von der Fahrbahn abheben. Baume
sollen den Gehweg entlang des Bauernbrauwegs saumen und ihn zur anderen
Verkehrsflache abgrenzen.

Die Verkehrsflachen des Bauernbrauwegs sollen véllig neu gegliedert werden. Die
bisher auf die einzelnen Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer
aufgeteilten Bereiche wirden zusammengefasst und erhielten bis auf die farblich
markierte Fahrbahnbegrenzung einen Aufenthaltscharakter. Das Parken auf den
Seitenflachen der Straf3en werde durch stationdre Elemente wie runde Tische mit
entsprechenden Sitzgelegenheiten, schattenspendende Baume oder Straucher,
Findlinge sowie verschiedenste Spielgerate verhindert.

Stellungnahme:

Die Hinweise und Anregung zur Oberflachengestaltung werden an das
bauausfuhrende Referat weitergegeben.

Es wird auf die Ausfihrungen unter Punkt B, Ziffer 4, Verkehr - Unterpunkt
barrierefreie Gestaltung der Verkehrsflache - Shared Space verwiesen.

c) Bahnflachen

Bei der Erérterungsveranstaltung im Rahmen des Verfahrens nach 8 3 Abs. 1 BauGB
haben die Anwohnerinnen und Anwohner des Distlhofwegs viele Fragen zu ihrem
Wohngebiet aus dem Bebauungsplan mit Grinordnung Nr. 2017a gestellt. Diese
wurden in einer eigenen Veranstaltung am 29.07.2017, die durch den
Bezirksausschuss 7 - Sendling-Westpark organisiert wurde, beantwortet.

Ansprechpartner bei Beschwerden liber Bahn

Seit geraumer Zeit verwende die DB die Gleise unter anderem zum Abstellen von
S-Bahnen oder als Wartungsgelande fur Schienenschleifziige. Die Landeshauptstadt
Minchen solle eine Ansprechpartnerin oder einen Ansprechpartner benennen, an
den sich die Anwohnerinnen und Anwohner oder Betroffene bei Beschwerden
wenden kénnten.

Stellungnahme:

Der Bezirksausschuss hatte sich in der Vergangenheit an das Referat fir Gesundheit
und Umwelt (RGU) gewandt. Diese teilten mit, dass es sich hierbei um Bahngeléande
handle. Der Landeshauptstadt Minchen fehlt hier die Zustandigkeit und damit die
Mdglichkeit gegentiber der DB Vorgaben oder Einschrankungen durchzusetzen.
Beschwerden tber unzumutbaren Larm und andere Immissionen kénnen direkt an
das RGU (Email: ha-us.rgu@muenchen.de) gemeldet werden. Das RGU wird diese
Beschwerden direkt an das Eisenbahn-Bundesamt und die DB weiterleiten.
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Schleifmaschine auf Bahnflachen

Die DB betreibe auf ihrem Gelande Schleifmaschinen etc. Seit Ende des Jahres
2014 nutze sie weiterhin die Flachen, um dort an Wochenenden S-Bahnziige
abzustellen. Es wurde bezweifelt, dass diese Nutzungsénderungen von der DB auf
ihrem Geléande auch ohne Ankiindigung oder Erlaubnis durchgefiihrt werden kdnnen.

Stellunghahme:

Grundsétzlich muss bei einer Planung das Hinzukommende auf den Bestand
Rucksicht nehmen. Im Vorhabengebiet ist die Bahnanlage als Nachbar bereits
vorhanden, die Wohnbebauung riickt an diese heran und muss sich an die
vorhandenen Situation anpassen. Die getroffenen LarmschutzmalRnahmen sollen
dazu fuhren, dass der Larm bei der geplanten Neubebauung bewadltigbar ist.

Bei dem Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017a sind stringente
LarmschutzmalRnahmen fir den bis zum Zeitpunkt des Billigungs- und
vorbehaltlichen Satzungsbeschluss bekannten Larm festgesetzt worden.

Bei den an das Vorhabengebiet angrenzenden Flachen handelt es sich
ausschlie3lich um Flachen von der DB, welche bahnrechtlich gewidmet sind und
damit dem sog. Fachplanungsvorbehalt unterliegen. Auf diesen Flachen kann die DB
alle bahnbetrieblich notwendigen Nutzungen durchfihren, die von der
Aufsichtsbehdrde — dem Eisenbahnbundesamt — im Rahmen eines
Planfeststellungsverfahrens genehmigt wurden. Sollten weitere bisher nicht
genehmigte Nutzungen hinzukommen, muss dies vom Eisenbahnbundesamt
genehmigt werden. Welche Nutzungen die Bahn auf ihrem Gelande am Bahnhof
Mittersendling durchfiihren darf, wurde der Landeshauptstadt Minchen auf
Nachfrage nicht mitgeteilt. Es wurde lediglich mitgeteilt, dass das
Planfeststellungsverfahren bereits vor dem Jahr 1977 durchgefiihrt wurde.

Gesundheitsbeeintrachtigungen

Durch die Nutzungen des Gelandes mit z.B. dem Abstellen von S-Bahnen am
Wochenende entstunde fir die Anwohnerinnen und Anwohner
Gesundheitsbeeintrachtigungen wie u.a. die Stoérung der Nachtruhe. Es werde
deshalb nachgefragt, ob fur die Landeshauptstadt Minchen eine Méglichkeit
bestehe, gegen die DB und die von ihr verursachten Gesundheitsbeeintréchtigungen
vorgehen zu kénnen.

Stellunghahme:

Die Landeshauptstadt Minchen kann der DB auf deren eigenen Flachen keine
Nutzung untersagen. Bei der DB besteht tber verschiedene Gesetze eine
Privilegierung, weshalb keine Einschreitungsmdglichkeit besteht.

Grundsétzlich kbénnen die Anwohnerinnen und Anwohner privatrechtlich gegen die
DB vorgehen und die Beschwerden vortragen.

Der Bezirksausschuss des Stadtbezirks 7 - Sendling-Westpark hat sich ebenfalls
beziiglich dieses Problems an die DB gewandt. Eine Stellungnahme oder Antwort der
DB erfolgte nach Kenntnis des Referats fir Stadtplanung und Bauordnung bis zum
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Zeitpunkt des Billigungs- mit vorbehaltlichen Satzungsbeschlusses nicht.

Larm
Larmschutz fir Altbestand

Die Neubebauung erhielte einen massiven Larmschutz, der Altbestand des
Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a hatte diesen nicht. Es wurde angeregt,
zu Uberlegen, ob nicht auch LarmschutzmafRnahmen flr die bereits bestehende
Wohnbebauung aus dem Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017a getroffen
werden missten. Die Grinde fur dieses unterschiedliche Vorgehen seien von
Interesse.

Ein Bautrager eines Gebaudes im Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017a hatte
grof3e Baume u.a. als Larmschutz versprochen, die bisher nicht gepflanzt worden
waren. Es wird kritisch angemerkt, ob ein zeitlicher Horizont fir diese Ma3nahme
bekannt sei.

Stellunghahme:

Larmschutz fur Bestandsbebauung

Der Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a ist bereits seit dem Jahr 2011
rechtsverbindlich. Die Anforderungen zum Larmschutz wurden im damaligen
Verfahren geprift und nach den damaligen Kenntnissen festgesetzt.

Um zu Uberprifen, ob die damalig festgesetzten Anforderungen auch auf die
geanderte Schallsituation passen, wurde seitens der Landeshauptstadt Minchen
eine Untersuchung der Schallimmissionen in Auftrag gegeben. Diese untersuchten
sowohl die Immissionen aus der Verladerampe und den abgestellten S-Bahnen als
auch die Verwendung des Grundsticks als Baustelleneinrichtungsflache. Die
Gutachten kamen zu dem Ergebnis, dass seitens der Landeshauptstadt Miinchen
kein Handlungsbedarf besteht.

Bezlglich der Verladeeinrichtung sowie der Abstelleinrichtung fiir die S-Bahn
kommen die Gutachten zu dem Ergebnis, dass durch die Festsetzung der
fensterunabhangigen Liftung der Schallschutz eingehalten wird. Insofern 16sen die
Gerauschimmissionen der Abstellanlage keinen héheren Schallschutz aus, als der im
Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017a bereits festgesetzte.

In Hinblick auf die Baustelleneinrichtungsflache sind die Auflagen aus dem
Planfeststellungsbeschluss ,Miinchen Hauptbahnhof — Umbau des Holzkirchner
Fligelbahnhof* vom 26.09.2016 zum Schutz der Anwohnerinnen und Anwohner in
Mittersendling vor baubedingten Immissionen ausreichend.

Griunde fur unterschiedliches Vorgehen

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017b wurden sowohl die DB als auch die
Bayerische Eisenbahngesellschaft beteiligt.

Die Bayerische Eisenbahngesellschaft teilte mit, dass regelmallig S-Bahnzlige
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abgestellt werden und sich der Zugverkehr an der Bahnlinie Miinchen-Lenggries
zuklnftig erhdhen werde. In diesem Zusammenhang wurde erstmals von Seiten der
DB mitgeteilt, dass diese die Nutzung ihrer Grundstiicke am Bahnhof Mittersendling
intensivieren wolle.

Aufgrund dieser Erkenntnisse konnte bei der Neuplanung auf die Situation reagiert
werden. Zur Intensitat und Haufigkeit der Nutzung der Flachen kann die DB keine
Aussagen treffen. Aus diesem Grund geht die Planung von der intensivsten Nutzung
(Worst-Case-Szenario) aus.

Eine Veranderung der Intensitat und des Umfangs der Nutzung des benachbarten
Bahngelédndes in den letzten Jahren fuhrt zu héheren LaArmschutzanforderungen.
Darauf wird mit aktiven (z.B. La&rmschutzwand) und passiven
LarmschutzmaRnahmen an und zwischen den Gebauden reagiert. Im Weiteren wird
auf die Ausfuhrungen unter Teil A, Ziffer 2 dieser Gliederung verwiesen.

Baume als Larmschutz

Die aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a
erforderlichen Baumpflanzungen in den Teilbaugebieten WA 2.1, WA 2.2 und WA 3
wurden mit den vorhandenen Pflanzungen erfillt. Die Gestaltung der 6ffentlichen
Grunflache ist abgeschlossen. Weitere Baumpflanzungen sind aufgrund der Nahe
der offentlichen Grunflache zu den Gleisanlagen sowie der Ausgleichsflache mit
offenen, besonnten Flachen, nicht mdglich.

Situierung der Aufenthaltsraume

Es sei auffallig, dass im Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017b die
schutzwirdigen Aufenthaltsrdume wie Schlaf- und Wohnzimmer zum Innenhof, die
Kiiche und das Bad zur Bahntrasse hin geplant wirden.

In dem bereits rechtskraftigen Bebauungsplan mit Grinordnung Nr. 2017a seien die
Aufenthaltsraume eher zur Bahn hin orientiert. Dies fuhre etwa zu Problemen u.a.
beim Luften. Es wurde deshalb nachgefragt, worauf sich die unterschiedliche
Herangehensweise bei der Planung stiitzten.

Stellunghahme:

Bei dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017a wurde in

8 17 Abs. 2 der Satzung festgelegt, dass die schutzwiirdigen Aufenthaltsraume durch
geeignete Grundrissorientierung auf der Gebaudeseite mit geringerem
Verkehrslarmpegel anzuordnen sind. Sollte die Grundrissorientierung nicht moglich
sein, so sind die R&ume mit einem ausreichenden Schalldamm-Malf3 der
AulRRenbauteile (passiver Larmschutz) in Verbindung mit einer schallgedammten
Luftungseinrichtung oder anderer technisch geeigneter Malinahmen zur Bellftung
auszustatten.

Bei der Neuplanung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Griinordnung

Nr. 2017b werden sowohl aktive als auch passive Larmschutzmaflinahmen getroffen.
Im Weiteren wird auf die Ausfuhrungen unter Punkt B, Ziffer 6 - Unterpunkt
Larmschutz fur den Altbestand verwiesen.

Lkw-Larm auch auf Hohe des Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a

Die Lkw der Bahn fiihren nicht nur bis zu der Verladerampe sondern auch zu der
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sudlich gelegenen Verladeflache. Die Anwohnerinnen und Anwohner an dem
ndrdlichen Teil des Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a seien deshalb auch
von diesem Lkw-Larm beeintrachtigt. Es wurde deshalb nachgefragt, warum eine
Larmschutzwand nicht auch fur diesen Teil der vorhandenen Wohnbebauung
errichtet werden musse.

Stellungnahme:

Bei dem Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017a handelt es sich um einen
abgeschlossenen Bebauungsplan. Es gibt entsprechende Larmschutzfestsetzungen
in Form von passiven SchallschutzmalRnahmen wie z.B. Schallschutzfenster und
schallgedammte Liftungseinrichtungen.

Beteiligung der Behdrden geman § 4 Abs. 2 BauGB

Die Behordenbeteiligung gemar 8§ 4 Abs. 2 BauGB wurde mit den Entwirfen der
Planzeichnung, des Satzungstextes und der Begriindung im Zeitraum vom
22.06.2017 bis 26.07.2017 durchgefiihrt.

Folgende AuRerungen sind eingegangen:

Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 12.07.2017

Die AuRerungen aus dem Schreiben vom 10.04.2015 im Rahmen des Verfahrens
gem. 8 4 Abs. 1 BauGB werden wiederholt. Zusatzliche Einwéande und Hinweise
werden nicht vorgebracht.

Stellunghahme:

Es wird auf die Stellungnahme unter Punkt A, Ziffer 1 verwiesen.

Deutsche Bahn AG (DB), Schreiben vom 18.08.2017

Es werde die Stellungnahme der DB vom 29.05.2015 durch die vorliegende
Stellungnahme mit weiteren Forderungen zum Bauleitplanverfahren, jedoch
hauptsachlich zum Bauablauf und den sich daraus ergebenden Verfahrensablaufen
und Verpflichtungen der DB gegeniiber erganzt.

Es werde darauf hingewiesen, dass gegen das geplante Vorhaben bei Beachtung
und Einhaltung der nachfolgenden Bedingungen / Auflagen und Hinweise aus Sicht
der DB und ihrer Konzernunternehmen keine Bedenken gegen das geplante Vor-
haben bestiinden.

Privatrechtliche Verpflichtung

So handele es sich bei den zu Gberplanenden Flachen um ehemalige
Bahngrundstiicke, die bereits verduRRert seien. Aus den eingereichten Unterlagen
gingen keine Hinweise auf bestehende Vereinbarungen zu Gunsten der DB und der
mit dieser nach 8§ 15 Aktiengesetz (AktG) verbundenen Unternehmen hervor. Die DB
weise darauf hin, dass sdmtliche ilbernommene Verpflichtungen und Verzichte zu
Gunsten der Unternehmen des DB Konzerns — auch soweit sie nicht dinglich
gesichert seien — vom Antragsteller und dessen Rechtsnachfolger vollumfanglich zu
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bertcksichtigen seien. Veranderungen und MaRnahmen an dinglich gesicherten
Anlagen durften nicht ohne Genehmigung des Dienstbarkeitsberechtigten bzw. des
Anlagenverantwortlichen erfolgen. Bestehe ein entsprechender Sachverhalt, so seien
die fir die Beurteilung der zu entscheidenden Fragen erforderlichen Angaben zu
erganzen und der DB erneut zur Stellungnahme vorzulegen. Die DB weise auch auf
die Bauvorlagenverordnung hin. Ergeben sich zu einem spateren Zeitpunkt
Auswirkungen auf Eisenbahnbetriebsanlagen, so behalte sich die DB weitere
Bedingungen und Auflagen vor.

Stellungnahme:

Die Hinweise und Auflagen fir die verschiedenen Belange der DB kénnen im
Rahmen des Bauleitplanverfahren nicht geregelt werden. Die Hinweise werden zur
Kenntnis genommen und an die Vorhabentragerin weitergeleitet.

Zufahrt zu den dstlich angrenzenden Bahnanlagen (Ladehof)

Der Festsetzung der nérdlich verlaufenden Zuwegung als Verkehrsflache mit
besonderer Zweckbestimmung tUber Bahnanlage konne in der vorlegten Form nicht
zugestimmt werden.

Es fehle an einer ausreichenden schuldrechtlichen Vereinbarung zwischen der
Vorhabentragerin und der DB als Eigentimerin der Zuwegung. Diese misse
dauerhafte Regelungen beziglich der Instandhaltungspflicht, der StraRenbaulast
sowie der Verkehrssicherungspflicht auch bei einem Eigentiimerwechsel enthalten.
Die Zuwegung kdnne aus diesem Grund o6ffentlich-rechtlich gewidmet werden.

Die Zufahrt zu den Gleisanlagen und das Abstellen von Dienstfahrzeugen der DB
misse dauerhaft und unbeschrankt — auch wahrend der Bauzeit — sichergestellt sein.

Der Eigentumerweg musse fiur Schwerlastverkehr ausgelegt sein, damit auch die
sudlich gelegenen Anlagen der DB erreicht werden kénnen.

Fur die Zufahrt miissen entsprechende Radien — auch bauzeitlich — gewéhrleistet
sein.

Die Zufahrt zum Ladegleis misse standig gewdahrleistet sein. Es solle folgender
Hinweis in der Begrindung zum Bebauungsplan aufgenommen werden:

Die Ladestral3e solle dauerhaft, d.h. taglich und zu jeder Tageszeit genutzt werden
kénnen und die Nutzung sei unbeschréankt zu dulden.

Stellunghahme:

Die DB merkt in ihrem Schreiben vom 18.08.2017 an, dass die geplante Zufahrt zu
den 6stlich angrenzenden Bahnanlagen aus ihrer Sicht nicht zustimmungsféahig sei.

Diese Zufahrt wurde in den damaligen Entwurfsunterlagen als Planstral3e
bezeichnet. Aufgrund dieser Aussage erfolgte eine Umplanung in der dieser
Strallenabschnitt aus dem Umgriff des vorhabenbezogene Bebauungsplans entfernt
wurde.

Die Zu- und Abfahrt zu planfestgestellten Anlagen der DB fiir den Bahnbetrieb ist
jederzeit und vollumfanglich mdglich.

Im Weiteren wird auf die Ausfihrungen unter Punkt B, Ziffer 2, Unterpunkt Lkw neben
Kita verwiesen.
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Der von der DB geforderte Hinweis wurde unter Ziffer 2.2.1 der Begriindung
aufgenommen.

Kreuzungsbereich Zufahrtsbhereich (PlanstraBe 1) mit geplantem Gehweg

Im vorliegenden Entwurf des Bebauungsplans sei im dstlichen Bereich des
Bebauungsplangebietes eine Flache dargestellt, die mit einem Gehrecht zugunsten
der Landeshauptstadt Minchen belastet werden solle.

Es werde davon ausgegangen, dass hier ein Gehweg errichtet werden solle, welcher
am nordlichen Ende in die ZufahrtsstralRe (Planstral3e 1) minde.

Im Bereich der betrieblich genutzten Zufahrt zum Ladehof sei mit Lkw-Verkehren zu
rechnen. Hier bestehe eine Gefahr flir passierende FuRganger. Es werde gebeten,
dies zu bericksichtigen und eine entsprechende konkretisierte Planung erneut zur
Prifung vorzulegen.

Stellunghahme:

Es wird auf die in dem vorherigen Punkt — Zufahrt zu den @stlichen Bahnanlagen
gemachten Ausfiihrungen verwiesen.

Die angesprochene Gehrechtsflache wird nicht mehr bis in den Norden des
Vorhabengebietes geflihrt, sondern biegt im Bereich der Larmschutzwand (LSW) 1,
sidlich von Bauraum A, auf den Quartiersplatz ein.

Ostlich des Bauraums A ist nunmehr keine Gehrechtsflache vorhanden, die auf die
Zufahrt des Bahngeléndes fuhren konnte.

Die Hinweise und Forderungen wurden an die Vorhabentragerin weitergeleitet.

Kreisjugendring, Schreiben vom 26.07.2017

Es werde sich dezidiert gegen die Sicherstellung der Freiraumversorgung auf
Dachern ausgesprochen. Dachflachen kénnten eine Ergénzung sein, sollten jedoch
keine Kompensation des ebenerdigen Flachendefizits darstellen.

Die Frei- und Spielflachen sollten nicht nur den Bewohnerinnen und Bewohnern der
jeweiligen Gebaude zur Verfigung stehen, sondern das Miteinander der
Nachbarschaft férdern. Fur Jugendliche werden mit den Dachflachen keine allgemein
nutzbaren FreirGume geschaffen.

Stellunghahme:

Grundsatzlich sind die privaten Freiflachen sowie die nach Art. 7 BayBO
erforderlichen Kinderspielplatze im vorliegenden Bebauungsplanentwurf ebenerdig
vorgesehen, so dass hier eine leichte Zuganglichkeit méglich ist. Lediglich im Bereich
des Bauraums B ist die Anlage von Gemeinschaftsflachen sowie von
Kinderspielbereichen auf dem Dach in Form von Gemeinschaftsdachgéarten auf der
ersten Geschossebene (WH 6,5 m) sowie auf einem Teil des Daches mit der WH
14,8 m vorgesehen. Die sudlich von Bauraum B zur Verfiigung stehenden
ebenerdigen Freiflachen werden als AuRenspielflache der Kita zur Verfigung gestellt.

Darlber hinaus werden die in Teil A - Ziffer 7 beschriebenen
KompensationsmalRnahmen in den Neuhofener Anlagen, die Spieleinrichtungen fur
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D.)

unterschiedliche Altersgruppen sowie Jugendliche vorsehen, erstellt.

Handwerkskammer fiir Miinchen und Oberbayern, Schreiben vom 27.07.2017

Die geplante Einzelhandelsaktivitéat solle auf ein notwendiges Minimum begrenzt
werden. Die Gewerbeflachen sollen bedarfsgerecht entwickelt werden bzw. sodass
durch eine kleinteilige Parzellierung kleine und mittelstandische nicht stérende
Betriebe mdglich werden. Die Schaffung kleinerer Gewerbeeinheiten kénne zur
Ansiedlung kleinerer und mittelstdndischer Handwerksbetriebe im Quartier fiihren
und die bestehende Funktionsvielfalt erhéhen.

Stellunghahme:

Der geplante Lebensmitteleinzelhandel entspricht einer Ublichen und marktgangigen
GroRRenordnung. Zusatzlich werden im untergeordneten Mal3stab gewerbliche
Flachen in Bauraum A festgesetzt, auBerdem ist die Austibung freier Berufe in allen
Baurdumen maglich.

Anderungen der Planungen gemiR dem Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB

Gegenuber den bisher durchgefuhrten Verfahrensschritten haben sich am
Bebauungsplanentwurf samt Satzungstext folgende Anderungen ergeben:

Anderungen im Bebauungsplanentwurf:

« Bauliche Veranderungen:
« Verlangerung der Baukorper in Bauraum C und D Richtung Siden
+ der bahnparallele Baukorper in Bauraum C wird auf ganzer Lange
viergeschossig geplant
« der sudliche Teil des Bauraums D auf Flurstiick 9288/49 entfallt
« Veranderung des Umgriffs der Gemeinschaftstiefgarage GTGa

+ Veranderung/Verringerung des Umgriffs des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017b:

«  Wegfall der sogenannten PlanstralBe 1 (Verkehrsflache besonderer
Zweckbestimmung Uber Bahnanlagen) im Norden des
Vorhabengebietes - Teil des Flurstlicks Nr. 9288 der Gemarkung
Munchen, Sektion V

- Wegfall einer Teilflache der Stralenverkehrsflache des Bauernbrauwegs
- Teilflache des Flurstiicks Nr. 9253/2 der Gemarkung Minchen, Sektion
\Y,

«  Wegfall der Umplanung der offentlichen Griinflache des
Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a - Flursticksnummer
9288/49 der Gemarkung Minchen, Sektion V

- offentliche Grunflache aus dem Bebauungsplan mit Grinordnung
Nr. 2017a nun aulRerhalb des Umgriffs

« Anpassung / Anderungen von Dienstbarkeitsflachen
+  Erweiterung der GDG-Dienstbarkeit im Bauraum B fir eine Teilflache
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(westlich der Auf3enspielflache der Kindertageseinrichtung) oberhalb
des Gebaudeteils mit der Wandhéhe WH 6,5 m

Wegfall der GDG-Dienstbarkeit im Bauraum B auf dem Gebaudeteil mit
Wandhohe 6,5 m, sudlich und westlich des Gebaudeteils mit WH 14,8 m

Wegfall der Gehrechtsflache 6stlich des Bauraums A mit Anschluss an
die Zufahrt zum Bahngelande

Verlangerung der Gehrechtsflache dstlich des Bauraums C bis zum
sudlichen Ende des Vorhabengebietes, so dass eine Verbindung mit der
ndrdlichen Gehrechtsflache des Bebauungsplans mit Griinordnung

Nr. 2017a mdoglich ist

Verlegung der gstlich zum Vorhabengebiet verlaufenden
Gehrechtsflache in Richtung Westen

Aufnahme eines Leitungsrechts im nordwestlichen Bereich des
Vorhabengebiets

« Veranderungen bei den Larmschutzwanden:

Aufgabe von Larmschutzwand 3 (LSW 3-alt) stdostlich des Bauraums
C, welche zum Schutz der bisherig dort geplanten 6éffentlichen
Grinflache diente

Aufgabe der Larmschutzwand im stdlichen Teilbereich zwischen den
Bauraumen C und D (LSW 4)

Neuerrichtung der Larmschutzwand auf dem Dach im Bauraum B mit
der WH 14,8 m zum Schutz der gemeinschatftlich nutzbaren Freiflachen
hinzugekommen (LSW 3-neu)

« neue Freiflachenplanung

Verschiebung der im Nordwesten des Vorhabengebiets festgesetzten,
zu pflanzenden Baume in Richtung Stden

neue vorgeschlagene Baumstandorte auf fast allen nutzbaren
Freiflachen sowie der ebenerdigen Aul3enspielflache der Kita

Entfall der ebenerdigen Aul3enspielflache der Kita westlich der LSW 2

- redaktionelle Anderungen

Angabe der max. Grundflache (GR) korrigiert

Anderung des Planzeichens fir Gemeinschaftsdachgérten von gD auf
GDG

Richtigstellung der Ausmalfie der Aul3enspielflache der Kita auf dem
Dach WH 6,5m

Anderungen im Satzungstext

Der Satzungstext wurde entsprechend den oben genannten Anderungen angepasst
und Uberarbeitet. Aufgrund der Komplexitéat und Vielzahl der Anpassungen wird
davon abgesehen, diese im Einzelnen aufzufiihren. Zusatzlich zu den o.g.
Anderungen wurden Regelungen zu Werbeanlagen erganzt.

Gehen wahrend der 6ffentlichen Auslegung gem. 8 3 Abs. 2 BauGB fristgerecht
Stellungnahmen ein, wird die Angelegenheit dem Ausschuss fur Stadtplanung und
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Bauordnung erneut zur Beschlussfassung vorgelegt.

Verfahren gemaR § 4a Abs. 3 BauGB

Nach dem Verfahren gemaR § 4 Abs. 2 BauGB, kam es zu Anderungen in der
Planung.

Diese Anderungen wurden nochmals den betroffenen Dienststellen der
Landeshauptstadt sowie der DB mitgeteilt.

Deutsche Bahn AG - DB Immobilien, Schreiben vom 06.04.2018

Es konnte enthommen werden, dass kein Bahngrund mehr in dem Umgriff des
Bebauungsplans integriert sei.

Weiterhin sei aus den vorgelegten Unterlagen nicht erkennbar, wie die Zuwegung
von der mit einem Gehrecht markierten Flache auf 6ffentlich gewidmeten Grund
erfolgen solle. Aus Sicht der DB erfolge die ErschlieRung des Baugebietes in diesem
Bereich weiterhin Uber eine Privatstral3e.

Es wurde gefragt, wie auf dem Bahngrund, welcher fir Schwerlastverkehr genutzt
wird, ein gesicherter Fu3gangerverkehr gewéhrleistet werden kdnne.

Weiterhin war von Interesse, wie eine entsprechende Beteiligung an der Baulast
dauerhaft abgelost werden kénne.

Es werde angeregt, im Interesse der 6ffentlichen Sicherheit im Zuge der weiteren
Planungen zwischen der dinglich gesicherten Wegeverbindung und den
Bahnanlagen eine Einzaunung analog zu der sudlichen Flache (Bebauungsplan mit
Grunordnung Nr. 2017a) vorzusehen.

Stellungnahme:

Hierzu ist auszufuihren, dass das Vorhabengebiet tiber eine Gemeinschaftstiefgarage
unterhalb des Vorhabengebiets erschlossen wird. Die Zu- und Abfahrt wird vom
Distlhofweg auf Hohe des Bauraums B erfolgen.

Der im Norden des Vorhabengebiets gelegene Quartiersplatz wird u.a. zur
furlaufigen ErschlieBung der Bauraume A und B genutzt.

Diese Flache ist mit einem Nutzungsrecht (Gehrecht) zu Gunsten der Allgemeinheit
versehen.

Im Norden werden Einfriedungen in Verbindung mit Stitzwanden errichtet, um
Querungsmoglichkeiten der DB Flachen durch Passanten zu unterbinden. Entlang
der Ostlichen Vorhabengebietsgrenze sind Einfriedungen in Verbindung mit
Larmschutzelementen zulassig.

In § 13 Abs. 2 b der Satzung sind Einfriedungen entlang der dstlichen
Vorhabensgrenze zu den DB Flachen hin zulassig. Diese dienen als Trennelement
zwischen der offentlichen und privaten Nutzung auf dem Vorhabengebiet sowie der
Bahnnutzung auf dem Grundsttick der DB.

Die Abldésung der Baulast kann nicht im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens
geregelt werden, sondern muss zwischen den Beteiligten, der DB und der
Vorhabentragerin geklart werden.



Seite 32

E.) Beteiligung des Bezirksausschusses

Bezirksausschuss des Stadtbezirks 7 Sendling-Westpark

Der Bezirksausschuss 7 hat sich in der Sitzung vom 25.07.2017 mit dem
Bebauungsplanentwurf befasst, grundsatzlich zugestimmt und sich dabei wie folgt
geaulert (siehe Anlage 5)

Begriinung Flachdacher und Solarnutzung

Die vorgesehenen Flachdéacher der Wohnhauser sollen weitgehend begrint, die
Nutzung als Dachgarten werde begrif3t. Soweit als moglich sollen erganzend dazu
Solarpaneelen fur die Stromerzeugung aufgestellt werden.

Stellunghahme:

Der Bebauungsplan mit Grinordnung Nr. 2017b setzt fur alle Flachdacher des
Vorhabengebietes Dachbegriinung fest. Auf einem Grol3teil der Dachflachen des
Bauraums B entstehen Gemeinschaftsdachgarten, die von allen Bewohnerinnen und
Bewohnern des Bauraums B genutzt werden kénnen.

Die ubrigen Dachflachen aller Bauraume kdnnen mit Anlagen zur Nutzung der
Solarenergie bebaut werden. Entsprechende Regelungen werden in § 8 Abs. 12 der
Satzung getroffen.

Barrierefreier Zugang Distlhofweg

Ein barrierefreier Zugang vom Distlhofweg zum S-Bahnhof Mittersendling werde
nachdricklich gefordert. Es werde ausdricklich begruf3t, dass fir ein
Rampenbauwerk in den Planungen ein Korridor freigehalten werde.

Stellunghahme:

Hierzu wird auf die Stellungnahme unter Teil B - Ziffer 4 Verkehr - Barrierefreie
Zugange zur S-Bahn / Untertunnelung verwiesen.

Schallgutachten an BA

Der Bezirksausschuss sei Uber die Ergebnisse des Schall- und Erschutterungs-
gutachtens umfassend zu informieren.

Stellungnahme:

Der Bezirksausschuss hat das Schall- und Erschitterungsgutachten (Stand: Marz
2017) im September 2017 zugeleitet bekommen.

Bahnnutzung

Es sei sicherzustellen, dass auf den verbleibenden bahnrechtlich gewidmeten
Flachen nur eine Nutzung stattfinde, die fir das dann angrenzende Wohngebiet
zuldssig ware (kein Werkstattbetrieb etc.).
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Stellungnahme:

Bei den 6Ostlich des Vorhabengebietes gelegenen Flachen handelt es sich
ausschlieBBlich um Flachen im Eigentum der DB. Diese sind bahnrechtlich gewidmet
und werden von der DB fir verschiedene Bahnzwecke genutzt.

Fur die Landeshauptstadt Minchen besteht keine rechtliche Méglichkeit, die
Nutzungen der DB auf ihren Flachen einzuschranken oder zu untersagen.

Baustellenlogistik

Es werde sichergestellt, dass durch eine entsprechende Baustellenlogistik eine
ausreichende verkehrliche Kapazitat im Distlhofweg wahrend der Bauphase
aufrecht erhalten bleibe.

Stellunghahme:

Die Forderung des BA, eine ausreichende verkehrliche Kapazitat auf dem
Distlhofweg wahrend der Bauphase aufrecht zu erhalten, wird an die
Vorhabentragerin weitergegeben. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens kann
keine Regelungen zur Baustellenlogistik getroffen werden.

Sozialer Wohnungsbau

Bei im geférderten Wohnungsbau zu errichtenden Wohnungen solle der
einkommensorientierten Férderung (EOF) der Vorrang gegeben werden.

Stellunghahme:

Die Vorhabentragerin hat einen sozialen Bindungsvertrag mit der Landeshauptstadt
Minchen abgeschlossen. Entsprechend der SoBoN-Regularien wird 30 % des neu
geschaffenen Wohnbaurechts als geférderter Wohnungsbau gesichert. Dabei wird
der einkommensorientierten Férderung der Vorrang gegeben.

Schie3stand und Biergarten

Rechtlich sei abzusichern, dass durch die Planung und deren Realisierung keine
Einschrankungen des Schief3sportbetriebs bei der Miinchner Haupt [Kdniglich
privilegierte Hauptschitzengesellschaft Minchen] und beim Betrieb des Biergartens
erfolgten (Bestandsschutz).

Stellungnahme:

Es wird keine Einschrankungen fir den Schiel3sportbetrieb bei der Miinchner Haupt
und beim Betrieb des Biergartens an der ZielstattstraRe geben.

Der Richtwert fiir die Wohnbebauung im stidlich gelegenen Bebauungsplan mit
Grinordnung Nr. 2017a wurde durch ein schallschutzrechtliches Gutachten Uberpruft
und war eingehalten. Diese Erkenntnisse kénnen fir die zuklnftige Wohnbebauung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Grinordnung Nr. 2017b

tbernommen werden, da sich dieser nordlicher und damit in weiterer Entfernung zum
Biergarten und den SchieR3stdnden befindet.
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Beteiligung der Offentlichkeit

Zur Begriindung des Bebauungsplanentwurfs 1. ,Anlass der Planung®, letzter
Absatz:

Es werde darauf verwiesen, dass die Offentlichkeit im Januar 2017 friihzeitig beteiligt
wurde und am 17.01.2017 eine Erorterungsveranstaltung stattgefunden hat. Es
sollen, die im Rahmen der Offentlichkeitsphase vorgetragenen Bedenken und andere
AuRerungen aufgefiihrt werden, so dass die Dienststellen der Landeshauptstadt
Minchen und die anderen Trager offentlicher Belange, diese bei ihrer Stellungnahme
bericksichtigen kénnen.

Stellungnahme:

Bei den Verfahrensschritten ,Beteiligung der Offentlichkeit* nach § 3 BauGB sowie
.Beteiligung der Behdrden” nach § 4 BauGB handelt es sich um gleichberechtigte
Verfahrensschritte, die in Teilen parallel durchgefuhrt werden kénnen.

Die Behorden gehen in ihren Stellungnahmen nur auf ihre zu vertretenden Belange
ein. Vom Gesetzgeber ist es nicht vorgesehen, dass die Einwendungen aus der
Offentlichkeit den Behorden zur Verfuigung gestellt werden und diese sich dazu
aul3ern kdnnen.

Im Gegenzug erfahren die Blrgerinnen und Birger im Rahmen der friihzeitigen
Offentlichkeitsbeteiligung nicht von den Einwéanden und Stellungnahmen der
Behorden und Trager 6ffentlicher Belange.

Gehen aus der Offentlichkeit Einwendungen im Verfahren ein, die nicht in den
Zustandigkeitsbereich des Referates fur Stadtplanung und Bauordnung fallen,
werden diese an die zustandigen stadtischen Dienststellen weitergeleitet und um
eine Stellungnahme gebeten.

Die Einwande aus der frithzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung werden ebenso wie die
Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange im Billigungsbeschluss
zusammengefasst und untereinander sowie gegeneinander abgewogen.

Einige Wochen nach der Entscheidung des Stadtrats Gber den Billigungsbeschluss
besteht eine weitere Beteiligungsmoglichkeit fiir die Offentlichkeit im Rahmen des

8 3 Abs. 2 BauGB (Auslegung). Der genaue Zeitraum der Auslegung der Unterlagen
im Rahmen dieses Verfahrensschrittes wird im Amtsblatt bekannt gegeben.

Anwendung TA Larm

Zu 2.3.1"Larm™:

Es werde seitens des Bezirksausschusses 7 die Auffassung vertreten, dass fur
Abstell- und Verladeanlagen — wie hier in Mittersendling — die TA L&rm anzuwenden
sei. Danach bestiinde grundsétzlich auch fiir Bestandsanlagen die Pflicht, die dort
festgeschriebenen Larmschutzanforderungen einhalten zu missen. Aus diesem
Grund fordere der Bezirksausschuss 7 die Einhaltung der TA Larm fur die Abstell-
und Verladeanlagen sowie die Zu- und Abfahrt.
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F)

Stellungnahme:

Grundsatzlich unterscheidet man bei der Larmbetrachtung zwischen Verkehrslarm
(z.B. vorbeifahrende Ziige) und Anlagenlarm (z.B.Lkw laden etwas auf / ab). Die
LarmschutzmalRnahmen werden zum tberwiegenden Teil durch die Verladerampe
ausgelost.

Der zu- oder abfahrende Schwerlastverkehr zur Verladerampe parallel zu Bauraum B
I6st Anlagenlarm aus. Dieser ist jedoch kein Verkehrslarm, sondern wird durch eine
betriebsbedingte Larmquelle — hier die Verladerampe — ausgeldst. Der Anlagenlarm
wird 50 cm vor der Fassade gemessen, weshalb kein Schutz durch passive
Larmschutzfenster moglich ist.

Bei den Flachen 6stlich des Vorhabengebietes handelt es sich um planfestgestellte
Bahnflachen. Die heranriickende Wohnbebauung muss sich vor dem Larm der Bahn
schutzen, da die Bahn als Eigentimerin der Flachen und mit ihren Anlagen
Bestandsschutz geniefdt.

Bei der Abstelleinrichtung fir die S-Bahnen handelt es sich um die Nutzung der
Schienen zum Abstellen der Bahnen und dies gehdrt zur tGblichen Nutzung der
Schienen durch die DB.

Durch die Verladeeinrichtung sowie die dafir erforderlichen Zu- und Abfahrten
entsteht Gewerbeldrm, welcher nach der TA Larm zu beurteilen ware.

Beide Larmarten treffen auf dem Gebiet aufeinander und tberlagern sich.

Im Weiteren wird auf die Ausfihrungen unter Teil B, Ziffer 6b - Larmschutz fur den
Altbestand verwiesen.

Zufahrt Uiber ZielstattstraRe

Eine Zufahrt Gber planfestgestelltes Bahngelande von der ZielstattstraRe aus sei
ohne planerischen und baulichen Aufwand nicht realisierbar. Sie sei durch den
Bestandsschutz nicht gedeckt. Vorsorglich lehne der Bezirksausschuss 7 eine solche
Zufahrt kategorisch ab. Die Zu- oder Ausfahrt dirfe nicht Gber das Gebiet des
Wohnbereichs des Bebauungsplans 2017a und 2017b oder der Zielstattstralle
erfolgen.

Stellunghahme:

Ostlich vom Distlhofweg neben der Wohnbebauung liegt eine Verladerampe, die von
der DB genutzt wird.

Die Zufahrt fiir die Verladerampe erfolgt ausschlief3lich tiber den Bauernbrauweg.
Planungen, die Zufahrt Gber die ZielstattstralRe zu gestalten, sind der
Landeshauptstadt Miinchen nicht bekannt.

Durchfiihrungsvertrag

Mit der PE Bauernbrduweg GmbH & Co. KG wird ein Durchfiihrungsvertrag
abgeschlossen. Der Durchfiihrungsvertrag mit Projektplénen ist als Anlage 4 dieses
Beschlusses abgedruckt. In dem Vertrag werden u.a. Regelungen und
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Kostenlibernahmen zu folgenden Themen getroffen:

- Verpflichtung zur Durchfuhrung des beabsichtigten Vorhabens einschliellich der
Grin- und Freiflachen innerhalb von fiinf Jahren nach Inkrafttreten des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans mit Grinordnung Nr. 2017b

- Finanzierungsbeitrag zur Errichtung oder Erweiterung der ursachlichen sozialen
Infrastruktur wie die festgesetzte Kindertageseinrichtung und die erforderliche
Grundschule mit Hortversorgung

- Herstellung und Bereitstellung von geférdertem Wohnungsbau

- Aufwertung der offentlichen Grinflache am Neuhofener Platz

- Verpflichtung zur Bestellung der Dienstbarkeit zur Sicherung der 6ffentlichen Durch-
wegung und der Gemeinschaftsdachgarten

G.) Offentliche Auslegung geméiR § 3 Abs. 2 BauGB

Die 6ffentliche Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans mit Grinordnung Nr. 2017b und dessen Begrindung kann erst
durchgefuhrt werden, wenn der Durchfiihrungsvertrag wirksam geschlossen ist, die
Sicherheit nach § 20 dieses Durchfihrungsvertrages gestellt ist sowie die zu
bestellenden Dienstbarkeiten und Reallasten nach 8§ 17 des Durchfihrungsvertrages
an zunachst offener Rangstelle eingetragen sind, unbeschadet der Verpflichtung, den
Rechten die vereinbarte Rangstelle zu verschaffen, oder eine Bestatigung des
beglaubigten Notars vorliegt, dass die Antréage beim Grundbuch unwiderruflich
gestellt sind und dem beglaubigten Notar aufgrund der Einsicht in das Grundbuch
und in das elektronische Antragsverzeichnis (Markentabelle) keine Umsténde
bekannt wurden, die der

rangrichtigen Eintragung entgegenstehen.

Im abzuschlieBenden Durchfiihrungsvertrag (Anlage 4) ist eine entsprechende
Vereinbarung unter 8§ 28 enthalten.

Fristverkiirzung

Eine Behandlung der Angelegenheit im Sinne der Ziffer 2.7.2 der AGAM in der
heutigen Sitzung ist erforderlich, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir
die notwendige Baumal3nahme baldméglichst zu schaffen. Eine rechtzeitige
Beschlussvorlage war nicht mdglich, da zum Zeitpunkt der in der AGAM geforderten
Anmeldefrist einzelne abwagungsrelevante Punkte noch nicht abschliel3end geklart
waren.

Der Bezirksausschuss des Stadtbezirkes 7 hat einen Abdruck der Sitzungsvorlage
erhalten.

Der Korreferentin, Frau Stadtratin Rieke, und der fiir die Hauptabteilung Il zustandigen
Verwaltungsbeiratin, Frau Stadtratin Messinger, ist ein Abdruck der Sitzungsvorlage
zugeleitet worden.
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Il. Antrag der Referentin

Ich beantrage Folgendes:

Den AuRerungen aus der frithzeitigen Unterrichtung der Offentlichkeit geman
§ 3 Abs. 1 BauGB kann nur nach MaRRgabe der Ausfiihrungen unter Punkt B.) des
Vortrages entsprochen werden.

Den Stellungnahmen aus den Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 und 2 BauGB
kann nur nach Mal3gabe der Ausfuihrungen unter Punkt A.) und C.) des Vortrages
entsprochen werden.

Den Stellungnahmen des Bezirksausschusses 7 Sendling-Westpark kann nur nach
Maf3gabe des Vortrages unter Punkt E.) des Vortrages entsprochen werden.

Der Durchfuihrungsvertrag wird genehmigt.

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Grinordnung Nr. 2017b
fur den Bereich Bauernbrauweg (sudlich), Bahnlinie (westlich), Distlhofweg (6stlich) -
Plan vom 15.06.2018 und Text und die dazugehdrige Begriindung werden gebilligt.

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, den Entwurf des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017b und die
Begriindung erst dann gemald § 3 Abs. 2 BauGB o6ffentlich auszulegen, wenn
entsprechend Punkt F.) des Vortrages der Durchflihrungsvertrag wirksam
geschlossen ist und die darin genannten Voraussetzungen (z.B. Stellung von
Sicherheiten sowie Eintragung fur die zu bestellenden Dienstbarkeiten und Reallast
im Grundbuch) vollinhaltlich erfillt sind.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Grinordnung Nr. 2017b wird gemar
§ 10 BauGB als Satzung erlassen. Inm wird die nachfolgende Begrindung
beigegeben.

Dieser Satzungsbeschluss ergeht unter Vorbehalt einer erneuten Beschlussfassung
nur bei fristgerecht eingehenden Anregungen wahrend der 6ffentlichen Auslegung
gemal § 3 Abs. 2 BauGB.

Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.



Seite 38

Entwurf Satzungstext

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017b
~Wohnen mit wohnvertraglichem Gewerbe und Kindertageseinrichtung*
Bauernbrauweg (sudlich), Bahnlinie Minchen-Lenggries (westlich), Distlhofweg (6stlich)

vom ...

Die Landeshauptstadt Minchen erléasst aufgrund der 88 9 und 10 Abs. 1 und 12, 13a des
Baugesetzbuches (BauGB), der Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke
(BauNVO), des Art. 23 der Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO), der Art. 81 und 6
Abs. 5 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und der 88 9 und 11 des
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in Verbindung mit Art. 4 des Gesetzes Uber den
Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur
(BayNatSchG) folgende Satzung:

§1
Bebauungsplan mit Griinordnung

(1) Fur den Bereich Bauernbrauweg (sidlich), Bahnlinie Minchen-Lenggries (westlich),
Distlhofweg (dstlich) wird ein vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Griinordnung als
Satzung erlassen.

(2) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Grinordnung besteht aus dem Plan der
Landeshauptstadt Minchen vom 15.06.2018, angefertigt vom Kommunalreferat -
GeodatenService Munchen am................... und diesem Satzungstext.

(3) Die vom vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017b
erfassten Teile des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes mit Grinordnung Nr. 2017a
(MUABI. 2012, Nr.13, S. 130) werden durch diesen vorhabenbezogenen Bebauungsplan
mit Grunordnung Nr. 2017b verdrangt.

§2
Art der baulichen Nutzung

(1) Im Bereich des Vorhabengebietes sind folgende Nutzungen festgesetzt:
a) Wohnen
b) freie Berufe
¢) im Bauraum A im Erdgeschoss: freie Berufe, nicht stérende Gewerbebetriebe, soziale
Infrastruktur sowie Wohnen
d) im Bauraum B im Erdgeschoss:
- nicht gro3flachiger Einzelhandel, dessen Kernsortiment in den Bereichen
Nahrungs- und Genussmittel, Reform- und Drogeriewaren liegt
- Lieferbereich und Lager fur Einzelhandel, Zu- und Ausfahrt zur
Gemeinschaftstiefgarage
e) im Bauraum B im Erdgeschoss und ersten Obergeschoss:
Gemeinbedarfsflachen fir eine Kindertageseinrichtung mit zwei Kinderkrippen- und
zwei Kindergartengruppen mit mindestens 742 mz2 direkt anschlieRender
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Aulenspielflache.

(2) Abweichend von Absatz 1 ¢ sind Wohnungen im Erdgeschoss des Bauraums A an der

83

westlichen Baugrenze auf einer Flache von 69 m2 GF ausgeschlossen.

MaR der baulichen Nutzung

(1)

(2)

3)

§4

Bei der Ermittlung der Geschossflache sind Flachen von Aufenthaltsraumen in anderen
Geschossen als Vollgeschossen einschliel3lich der zu ihnen gehérenden Treppenraume
und einschlief3lich ihrer Umfassungswénde ganz mitzurechnen.

Bei der Ermittlung der Geschossflache bleibt die Flache der Tiefgaragenzu- und -ausfahrt
unbericksichtigt.

Bei der Ermittlung der Geschossflache bleiben Flachen von offenen Durchgangen und
offenen Eingéngen unbericksichtigt.

tiberbaubare Grundstiicksflache

(1)

(2)

3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

In den Baurdumen B und C sind die Gebaude durchgangig und ohne Zwischenrdume zu
errichten.

Die sudliche Baugrenze des Bauraums B darf im ersten Obergeschoss tber die gesamte
Fassadenlénge durch einen Balkon mit einer Tiefe von maximal 5,00 m tberschritten
werden, soweit dieser der Kindertageseinrichtung als AuR3enspielflache dient.

Die im Plan festgesetzte ¢stliche Baugrenze des Bauraums C darf im dritten
Obergeschoss uber die gesamte Fassadenlange durch einen Balkon mit einer Tiefe von
maximal 2,00 m Uberschritten werden, soweit dieser als zweiter Rettungsweg dient.

Die im Plan festgesetzte nérdliche Baugrenze des Bauraums C darf im Bereich von 10 m
gemessen von der dstlichen Baugrenze durch Balkone und Terrassen bis zu einer Tiefe
von 2,00 m uberschritten werden.

Die im Plan festgesetzte Baugrenze des Bauraums D darf durch Balkone und Terrassen
bis zu einer Tiefe von 1,50 m auf maximal einem Drittel der jeweiligen Gebaudeseite
Uberschritten werden.

Eine Uberschreitung der festgesetzten Baugrenzen unterhalb des Erdgeschosses ist im
Bereich der festgesetzten Gemeinschaftstiefgarage (GTGa) zulassig.

AulRerhalb der Bauraume sind ebenerdige Luftungsschachte nur innerhalb der Flachen fiir
Tiefgaragen mit einer maximalen Gré3e von 0,40 m auf 2,00 m zul&ssig, wenn die
Nutzbarkeit der Freiflachen nicht beeintrachtigt ist. Dienen diese der Entrauchung ist eine
maximale GrofR3e von 2,00 m auf 7,50 m auch aufRerhalb der Flachen fir die
Gemeinschaftstiefgarage stidwestlich des Bauraums C zulassig.

Abweichend von Absatz 7 sind dstlich des Bauraums A ein Liftungsbauwerk sowie dstlich
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der Baurdume B und C in Sitzelementen integrierte Luftungsschachte mit den Mal3en von
bis zu 1,00 m auf einer maximalen Lange von 3,50 m zulassig.

Hodhenentwicklung

86

Bezugspunkt der festgesetzten Wandhéhen einschliel3lich der Attika sind folgende
Hoéhenkoten:

-542,40 m . NN fir den Bauraum A

- 542,55 m {. NN fir den Bauraum B

- 543,08 m 4. NN fir die Bauraume C und D

Abstandsflachen

87

Soweit bei der Verwirklichung der vorgeschlagenen Form der Baukorper und der
zugelassenen Hohenentwicklung die Abstandsflachen nach Art. 6 Abs. 4 und 5 BayBO
nicht eingehalten werden kénnen, werden sie auf das sich aus dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017b ergebende Malf3 verkdrzt.

Nebenanlagen und Fahrradabstellplatze

(1)
(2)

3)

§8

Oberirdische Nebenanlagen im Sinne des 8 14 BauNVO sind ausgeschlossen.

Ausgenommen von Absatz 1 sind oberirdische Nebenanlagen geméanR 8 14 Abs. 1

BauNVO fur

- die Kindertageseinrichtung

- die Kinderspielplatze gemaf Art. 7 Abs. 2 BayBO

- die Fahrradabstellpléatze auRerhalb des Bauraums gemanR Absatz 3 und

- sudlich des Bauraums B am Distlhofweg ein Luftungsschacht mit den Maf3en von 0,80 m
auf 3,00 m mit einer maximalen H6he von 1,40 m zuléssig

Die erforderlichen Fahrradabstellplatze sind ausschlieZlich in die Gebaude und in die
Gemeinschaftstiefgarage zu integrieren. Zusétzlich sind oberirdische Fahrradabstellplatze
aul3erhalb von Geb&uden und Bauraumen nur offen, nicht tberdacht in folgenden
Bereichen zulassig:

- im Bereich der Zugange zu Wohngeb&uden in den Bauraumen A, B und C entlang der
dinglich gesicherten Flachen in einem Umfang von maximal 12 Stellplatzen je
ErschlieBungskern

- fur Nichtwohnnutzung in einem Umfang von insgesamt maximal 8 Stellplatzen auf dem
Quatrtiersplatz und im Eingangsbereich der Kindertageseinrichtung im Bauraum B

- im Bereich des Zugangs zum Bauraum D in einem Umfang von maximal 6 Stellplatzen je
ErschlieBungskern.

Dachform, Dachaufbauten, Gemeinschaftsdachgarten

(1)

Dachaufbauten, technische Aufbauten sowie Antennen und Satellitenempfangsanlagen
sind auf allen Dachflachen ausgeschlossen.
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(2) Die Dachflachen mit einer festgesetzten Dienstbarkeitsfliche (Gemeinschaftsdachgarten
-GDG) im Bauraum B sind dinglich mit einem Geh- und Nutzungsrecht zu Gunsten der
Bewohnerschaft des Gebaudes - sowie der Landeshauptstadt Miinchen zu sichern.

(3) Die Dachflachen nach Absatz 2 sind auf 30 % ihrer Flache intensiv zu begriinen und zu
bepflanzen. Fir die Bepflanzung ist eine Dachbegrinung mit einer durchwurzelbaren
Mindestgesamtschichtdicke von mind. 0,40 m (inklusive Drainschicht) vorzusehen. Die
verbleibenden Dachflachen sind vom Zugang bzw. von den Zugéngen gemal Absatz 4
aus durchgehend zuganglich und fir die Bewohnerschaft nutzbar zu gestalten und zu
begriinen.

(4) Ausgenommen von Absatz 1 sind im Bauraum B im Bereich der
Gemeinschaftsdachgéarten folgende Anlagen bzw. Dachaufbauten zulassig:
«  Absturzsicherungen
+ erforderliche Aufkantungen bis max. 0,40 m Hoéhe
- Pergolen
« im Gebaudeteil mit der WH 6,5 m ein Kinderspielplatz nach Art. 7 Abs. 2 BayBO
« Iim Gebaudeteil mit der WH 14,8 m:
«  Treppenrdaume inklusive der Liftanlagen zum Zwecke der Erschlie3ung
+ Abstellraume
+ Larmschutzwand nach § 15 Abs. 6
« technische Anlagen, sofern sie ihrer Art und ihrem Zweck nach der
Nutzung im Gebaude dienen

(5) Auf den Gemeinschaftsdachgarten nach Absatz 2 sind die notwendigen Treppenrdume
inklusive der Liftanlagen als Dachaufbauten tber die Flachdécher zu fiihren, so dass die
Dachflachen von mindestens einem Treppenraum des Bauraums B aus barrierefrei
zuganglich sind.

(6) Treppenrdaume sind in einem Umfang von maximal 30,00 m2 Grundflache je Treppenhaus,
einschlieB3lich Abstellrdume fir den Gemeinschaftsdachgarten zuldssig. Die
Dachausstiege und Abstellrdume sind mit einem Flachdach zu versehen.

(7) Ausgenommen von Absatz 1 sind im Bauraum B aul3erhalb des Bereichs der
Gemeinschaftsdachgarten folgende Anlagen bzw. Dachaufbauten zulassig:
a) im Gebaudeteil mit der WH 6,5 m Anlagen fiir die AuRenspielflache der
Kindertageseinrichtung
b) im Gebaudeteil mit der WH 14,8 m:
+ Larmschutzwand nach § 15 Abs. 6
« technische Anlagen, sofern sie ihrer Art und ihrem Zweck nach der
Nutzung im Gebaude einschlielich der Gemeinschaftstiefgarage nach
8 11 Abs. 1 dienen, zuldssig. Diese sind bis zu einer Grundflache von
max. 30 % des darunterliegenden Geschosses zuldssig.

(8) Dachaufbauten im Sinne der Abséatze 4 und 5 sind bis zu einer Héhe von 2,50 m ab ihrem
Durchstof3punkt durch die Dachflache zulassig. Sie sind mit Ausnahme zur 6stlichen
Baugrenze des Bauraums B mindestens im gleichen Mal ihrer Hohe an den Baugrenzen
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von der Aul3enkante der darunterliegenden Dachflache abzuriicken. Ausgenommen
hiervon sind notwendige Entrauchungsschéchte fiir die Gemeinschaftstiefgarage.

(9) Abweichend von Absatz 8 sind Treppenhauser inkl. der Liftanlagen zur barrierefreien
ErschlieBung des Gemeinschaftsdachgartens bis zu einer Hohe von 3,50 m ab ihrem
Durchstof3punkt durch die Dachflache zulassig. Sie sind im gleichen Malf3 ihrer H6he von
den Geb&udekanten mit Ausnahme der dstlichen Baugrenze abzurticken.

(10) In den Bauraumen A, C und D sind Dachaufbauten, technische Anlagen, sofern sie ihrer
Art und ihrem Zweck nach der Nutzung im Gebaude einschlieRlich der
Gemeinschaftstiefgarage nach 8§ 11 Abs. 1 dienen, Giber dem jeweiligen obersten der
maximal zulassigen Geschosse in einem Umfang von max. 10 % des darunterliegenden
Geschosses zulassig.

(11) Die einzelnen technischen Anlagen auf den Dachern sind in baulichen Einheiten
zusammenzufassen, in einheitlicher Gestaltung einzuhausen und auf die Gestaltung der
Gemeinschaftsdachgérten sowie der Fassade abzustimmen.

(12) Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sind mit Ausnahme der
Gemeinschaftsdachgérten nach Absatz 2 ohne Flachenbegrenzung zuléssig. Ihre Hohe
wird auf max. 1,00 m tuber der Oberkante der Attika beschrankt. Sie sind mindestens um
das Maf ihrer Hohe von der Au3enkante der Dachflache zuriickzusetzen und mit einer
extensiven Dachbegrinung zu kombinieren. Bei der Verwendung liegender und flach
geneigter Solaranlagen durfen maximal 50 % der zu begriinenden Dachflache
beansprucht werden.

(13) Extensive Dachbegriinung ist mit einer durchwurzelbaren Mindestgesamtschichtdicke von
mindestens 0,10 m (einschliel3lich Dranschicht) herzustellen.

(14) Private Dachgarten sind ausgeschlossen. Davon ausgenommen sind private Dachgéarten
im Bauraum B entlang der nordlichen und dstlichen Abgrenzung der WH 6,5 m und
WH 14,8 m mit einer Tiefe von maximal 2,5 m.

§9

Werbeanlagen

(1) Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung und in Form von Firmenlogos und /
oder Firmennamen zulassig.

(2) Werbeanlagen in Form von laufenden Schriften, Blink- und Wechselbeleuchtung,
Wechselwerbeanlagen und sich bewegende Werbeanlagen sind unzul&ssig.

(3) Die Errichtung von Werbeanlagen ber den realisierten Wandhdhen der Gebaude ist
unzulassig.

(4) Werbeanlagen sind auf3erhalb der Baumrdume nicht zul&ssig.
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§10

Dienstbarkeitsflachen

(1)

(2)

3)

§11

Die im Plan festgesetzten Flachen westlich des Bauraums A, nérdlich des Bauraums B,
Ostlich der Bauraume B und C, siidlich des Bauraums C sind mit einem Gehrecht zu
Gunsten der Allgemeinheit dinglich zu sichern.

An der nordwestlichen Grundstiicksgrenze ist ein Geh- und Leitungsrecht zu Gunsten der
Landeshauptstadt Miinchen dinglich zu sichern.

Von der festgesetzten Lage der Dienstbarkeitsflichen kann ausnahmsweise abgewichen
werden, wenn technische oder gestalterische Griinde dies erfordern und die
Abweichungen unter Wirdigung nachbarlicher Interessen mit den oOffentlichen Belangen
und den Belangen der Griinplanung vereinbar sind.

Stellplatze fiir Kfz, Gemeinschaftstiefgarage, Anlieferung

(1)

(2)

3)

(4)

(5)

(6)

Die-erforderlichen Stellplatze sind im Vorhabengebiet in einer Gemeinschaftstiefgarage
herzustellen. Die Tiefgaragenzu- und -ausfahrt sowie Zu- und -ausgange und
Notausgange sind in die Gebaude zu integrieren.

Der Lieferverkehr des Einzelhandels ist nur in Form einer in der Bebauung integrierten
Anliefertasche im Bereich des Bauraums B innerhalb des Ein- und Ausfahrtsbereichs der
Gemeinschaftstiefgarage zulassig und abzuwickeln.

Die Entluftung der Gemeinschaftstiefgarage ist in die Gebaude zu integrieren und Uber
Dach in die freie Windstromung zu fihren.

Sonstige ebenerdige Offnungen fiir die Beliiftung und Entrauchung der
Gemeinschafts-tiefgarage sind mit einem Mindestabstand von 4,50 m zu 6ffenbaren
Fenstern und Turen von schutzbedurftigen Aufenthaltsraumen sowie sensiblen
AulRenbereichen (z.B. Spielbe-reichen, Terrassen, Ruhezonen) anzuordnen. Sie sind
ebenerdig herzustellen, um die Nutzbarkeit der Freiflachen nicht zu beeintrachtigen.

Abweichend von Abs. 4 ist stdlich von Bauraum B ein Luftungsbauwerk mit einer Hohe
von 1,40 m zulassig.

Die Tiefgaragendecken sind auRerhalb von Geb&auden, Terrassen, Platzflache, Zufahrten
und Zuwegungen mindestens um 0,60 m gegeniber der zuklnftig hergestellten
Hohenkoten abzusenken:

- im Norden auf der Platzflache: 543,10 m .NN

- im Bereich der AuRenspielflache der Kindertageseinrichtung: 543,70 m (.NN

- im Innenhof zwischen den Bauraumen C und D: 544,16 m U.NN

und mit fachgerechtem Bodenaufbau zu Uberdecken.
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§12
Aufschiittungen und Abgrabungen

(1) Aufschittungen, Abgrabungen sowie Gelandemodellierungen sind ausgeschlossen.
(2) Ausgenommen von Absatz 1 sind Gelandemodellierungen:

- zur Anbindung an die Umgebung im Innenhof zwischen den Baurdumen C und D zur
Anhebung des Innenhofes um bis zu 1,20 m bezogen auf die hintere Gehsteigoberkante

- Aul3enspielflachen der Kindertageseinrichtung

- Aufschittungen zur Pflanzung von Baumen

- barrierefreier Anschluss an die Gehrechtsflachen und an die angrenzenden Straf3en-
verkehrsflachen

§13
Einfriedungen

(1) Einfriedungen und Einzdunungen sind ausgeschlossen.

(2) Abweichend von Absatz 1 sind Einfriedungen und Einz&unungen in folgenden Bereichen
zulassig:

a) im Bereich von Kinderspielplatzen mit einer Hohe bis zu 0,90 m und zur Einfriedung der
Freiflachen der Kindertageseinrichtung mit einer maximalen Hoéhe von 1,50 m;

b) entlang der ¢stlichen Vorhabengebietsgrenze zu den Bahngleisanlagen
durchgehende, offene Einfriedungen mit einer Héhe bis zu 1,80 m. Eine Verbindung
mit LArmschutzelementen gem. 8§ 15 Abs. 6 ist zulassig.

c) im Bereich der zuldssigen Wohnungsgarten mit einer Hohe von max. 1,0 m

Sie sind als offene Zaune ohne Sockel mit einer Bodenfreiheit von mind. 0,10 m
herzustellen.

(3) Abweichend von Absatz 1 werden Einfriedungen und Einz&unungen in folgendem Bereich
festgesetzt:
Entlang der nérdlichen Vorhabengebietsgrenze — auRerhalb der dinglich gesicherten
Leitungsrechtsflache — zwischen Distlhofweg und Bauraum A sowie zwischen Bauraum A
und der 6stlichen Vorhabengebietsgrenze durchgehende, offene Einfriedungen inklusive
eines Sockels von bis zu 0,60 m mit einer Gesamthdhe bis zu 1,80 m.

(4) Zwischen den Erdgeschosswohnungen mit Wohnungsgarten sind als Sichtschutz
einheitlich gestaltete Sichtschutzelemente mit einheitlichen Hohen bis zu einer Hohe von
2,50 m und einer Tiefe von 2,00 m ab Fassade zulassig.

§14
Griinordnung

(1) Die Bepflanzung und Begriinung des Vorhabengebiets ist entsprechend den planlichen
und textlichen Festsetzungen herzustellen, zu erhalten und dauerhaft zu pflegen.
Ausgefallene Gehdlze sind nachzupflanzen. Nachpflanzungen haben den festgesetzten
Guteanforderungen zu entsprechen.
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(2) Notwendige Zugénge, Zufahrten, die Platzflache sowie Befestigungen fur Spielflachen
sind von den Begriinungsfestsetzungen ausgenommen.

(3) Pro angefangene 200 m2 der nicht Uberbauten Grundstiicksflachen ist mindestens ein
mittelgroRer oder groRer standortgerechter Laubbaum zu pflanzen.

(4) Die Mindestpflanzgrof3en fir zu pflanzende Baume betragen: fur grol3e Baume
(Endwuchshdhe > 20 m) und fir mittelgrol3e (Endwuchshéhe: 10 - 20 m) 20 - 25 cm
Stammumfang.

(5) Bei Pflanzung von groRen Baumen in Belagsflachen ist eine durchwurzelbare,
spartenfreie Mindestflache von 24 m2 vorzusehen, bei Pflanzung von mittelgroRen und
kleinen Baumen von 12 m2. Uberdeckte Baumscheiben sind zulassig, wenn dies aus
gestalterischen oder funktionalen Griinden erforderlich ist.

(6) Fur nicht bebaute Flachen innerhalb der Baurdume gelten die jeweils angrenzenden
Festsetzungen der Griinordnung entsprechend.

(7) Die Anlage von Wohnungsgarten ist nur im Bereich:
« anschlieRend an Bauraum A sidlich, mit einer Tiefe von maximal 3,00 m
« anschlieBend an Bauraum C westlich und studlich zum privaten Innenhofbereich hin
orientiert:
- stidlich Bauraum C mit einer Tiefe von maximal 2,40 m
- westlich Bauraum C auf einer Lange von 33,00 m bis zum zweiten Treppen-
kern im bahnparallelen Gebaudeteil mit einer Tiefe von maximal 1,70 m
- westlich Bauraum C auf einer L&nge von 37,00 m in sudlicher Richtung
ab dem zweiten Treppenkern im bahnparallelen Gebaudeteil mit einer Tiefe
von maximal 3,50 m
anschliel3end an Bauraum D ndérdlich mit einer Tiefe von maximal 2,20 m und sudlich mit
einer Tiefe von maximal 3,50 m zuléssig. Die Abstande sind ab Fassadenkante zulassig.

(8) Eine Abgrenzung der Wohnungsgarten mit einheitlichen Schnitthecken aus heimischen
Laubgeholzen mit einer max. H6he von 1,50 m bezogen auf das Niveau der
Wohnungsterrasse ist zuléssig. Die nach § 13 Abs. 2 ¢ zuléssigen Z&une sind nur in
Verbindung mit laubabwerfenden Schnitthecken zulassig.

(9) Befestigte Flachen sind nur in dem Umfang zuléssig, wie sie flr eine funktionsgerechte
Grundstucksnutzung notwendig sind. Sie sind wasserdurchlassig herzustellen, soweit dies
funktional moéglich ist.

(10) Niederschlagswasser von Dachflachen und sonstigen befestigten Flachen im
Vorhabengebiet ist Giber Rigolen oder Sickerschachte auf dem eigenen Grundstiick zu
versickern.

(11) Der Kinderspielplatz nach Art. 7 Abs. 2 Satz 1 BayBO ist auf dem Vorhabengebiet
nachzuweisen. Art. 7 Absatz 2 Satz 2 BayBO ist ausgeschlossen.
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(12) Soweit die festgesetzten Larmschutzwénde in transparenter Bauweise durchgefihrt
werden, sind zur Vermeidung von Vogelschlag vogelfreundliche Verglasungen bzw.
Gestaltungen zu wahlen. Zur Beurteilung der Wirksamkeit der Vogelschutzmaflinahmen ist
eine fachliche Stellungnahme im Rahmen des Bauantrags vorzulegen.

(13) Von den Festsetzungen kann in Lage und Flache geringflgig abgewichen werden, soweit
die Abweichung mit den Zielen der Griinordnung vereinbar ist, die Grundziige der
Planung nicht bertihrt werden und die Abweichung unter Wiirdigung nachbarlicher
Interessen mit den 6ffentlichen Belangen vereinbar ist.

§15
Larmschutz

(1) Bei der Errichtung und Anderung von Gebauden mit schutzbediirftigen Aufenthaltsraumen
sind technische Vorkehrungen der jeweils aktuellen und als technische Baubestimmung
eingefiihrten DIN 4109 vorzusehen.

(2) Die Anordnung von luftungstechnisch notwendigen Fenstern schutzbedurftiger
Aufenthaltsrdume von Wohnungen im Sinne der DIN 4109 (Wohn,-, Schlaf-,
Kinder-zimmer) und von Aufenthaltsbereichen von Wohnungen im Freien ist in den im
Planteil als Fassaden mit MaRnahmen zum Schallschutz gekennzeichneten Bereichen
unzulassig.

(3) Abweichend von Absatz 2 sowie in den darlUber hinaus im Planteil als Fassaden mit
MalRnahmen zum Schallschutz gekennzeichneten Bereichen ist die Anordnung von
luftungstechnisch notwendigen Fenstern schutzbedurftiger Aufenthaltsraume von
Wohnungen im Sinne der DIN 4109 zuldssig, wenn durch Schallschutzkonstruktionen
bzw. nach DIN 4109 nicht schutzbedurftige Vorraume (z. B. Laubengang, vorgehangte
Fassade, Schallschutzloggia) hachgewiesen werden kénnen, dass vor den notwendigen
Fenstern dieser Aufenthaltsrdume ein Beurteilungspegel durch Verkehrslarm von 59/49
dB(A) tags/nachts nicht Uberschritten wird.

(4) In den Bereichen nach den Absatzen 2 und 3 ist zudem die Anordnung von
luftungstechnisch notwendigen Fenstern schutzbedurftiger Aufenthaltsraume von
Wohnungen im Sinne der DIN 4109 nur zuldssig, wenn durch Schallschutzkonstruktionen
bzw. nach DIN 4109 nicht schutzbedurftige Vorraume (z.B. Laubengang, vorgehangte
Fassade, Schallschutzloggia) nachgewiesen werden kénnen, dass 0,5 m vor deren
lGftungstechnisch notwendigen Fenstern die Anforderungen (Immissionsrichtwerte und
Spitzenpegelkriterium) der TA Larm fir Allgemeine Wohngebiete eingehalten werden.

(5) Zur erforderlichen Beliiftung sind bei schutzbediirftigen Aufenthaltsraumen von
Wohnungen im Sinne der DIN 4109, die Fenster aufweisen, an denen der
Beurteilungspegel durch Verkehrslarm von 49 dB(A) in der Nacht Uberschritten wird,
schallgedammte Liftungseinrichtungen oder gleichwertige MaRnahmen vorzusehen.
Ausnahmen sind zulassig, wenn der betroffene Aufenthaltsraum Uber ein weiteres Fenster
an einer larmabgewandten Gebaudeseite, an dem ein Beurteilungspegel durch
Verkehrslarm von nachts 49 dB(A) nicht Uberschritten wird, beliiftet werden kann.
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(6) Es sind die im Plan festgesetzten Larmschutzwénde durchgehend mit den festgesetzten
Hohen zu errichten. Die Schallddmmung muss mindestens Ry = 24 dB betragen:
+ LSW1: abeiner Hohe von h = 3,00 m Uber Geldndeoberkante (iGOK) und
bis zu einer H6he von h = 14,80 m UGOK
LSW 1l1a: mit einer Hohe von h = 3,00 m UGOK
« LSW2: abeiner Hohe von h= 3,00 m UGOK und
bis zu einer H6he von h = 14,60 m UGOK
«  LSW 2a: mit einer Hohe von h = 3,00 m GGOK
« LSW3: miteiner Hbhe von h = 1,75 m Uber Oberkante des Dachfreibereiches

Die Larmschutzwand LSW 1a zwischen den Bauraumen A und B ist an ihren Enden mit
einer Uberlappung von mindestens 7,00 m nach Norden und 4,00 m nach Siiden
gegenuber den nachstgelegenen Gebaudeecken herzustellen.

Die Larmschutzwand LSW 2a zwischen den Bauraumen B und C ist an ihren Enden mit
einer Uberlappung von mindestens 4,00 m nach Norden und 4,00 m nach Siiden
gegenlber den nachstgelegenen Gebaudeecken herzustellen.

(7) Die Larmschutzwande im Sinne des Absatzes 6 sind weitestgehend transparent
mindestens jedoch zu 50 % transparent herzustellen.

(8) Die Nutzungsaufnahme entlang der westlichen Vorhabengebietsgrenze (Distlhofweg) ist
nur zuléssig, sofern die abschirmende Wirkung der Bebauung entlang der Bahnlinie oder
technisch gleichwertige aktive Schallschutzmafinahmen vorhanden ist.

(9) Die Innenwande der Decken und Rampen der Zu- und Ausfahrt der
Gemeinschaftstiefgarage sind schallabsorbierend zu verkleiden und haben einen
Absorptionskoeffizienten von a500 > 0,8 bei 500 Hz aufzuweisen. Die Einhausung der
Rampe hat ein Schallddmmmalf von R'W,R= 25 dB aufzuweisen. Bei der Errichtung von
Tiefgaragenein- und -ausfahrten sind larmarme Entwasserungsrinnen sowie Garagentore
zu verwenden, die dem Stand der Larmminderungstechnik entsprechen.

(10) Die Anlieferungen des Einzelhandels mit Lkw > 3,5 t sind im Nachtzeitraum (22.00 Uhr bis
06.00 Uhr) nicht zulassig.

(11) Die Ladetatigkeiten fur die Anlieferung des Einzelhandels missen in einem eingehausten
Bereich bzw. innerhalb des Gebaudes stattfinden (z. B. integrierte Ladezone). Die
Ladezone ist mit einer Schallddmmung von mindestens 25 dB auszufiihren. Wéhrend der
Ladetatigkeiten sind die Tore (ist das Tor) geschlossen zu halten.

(12) Stationare Anlagen (Raumluft-, Klimatechnik, Tiefgaragenabluftgerét) sind so aufzustellen
und zu betreiben, dass an den nachstgelegenen schutzbedurftigen Immissionsorten (nach
TA Larm) im Vorhabengebiet ein Immissionsrichtwertanteil von 45/30 dB(A) Tag/Nacht
nicht Gberschritten wird.

8§16
Erschiitterungsschutz
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Im Vorhabengebiet ist durch geeignete SchutzmalRnahmen (zum Beispiel durch eine
elastische Gebaudelagerung) sicherzustellen, dass die Erschitterungsimmissionen die
einschlagigen Anforderungen der DIN 4150/2 (Erschitterungen im Bauwesen. Teil 2:
Einwirkungen auf Menschen in Geb&uden. Juni 1999) nicht Uberschreiten. Die
Anforderungen der DIN 4150-2 fiir allgemeine Wohngebiete sind einzuhalten.

Fir Sekundarluftschallimmissionen ist durch die geeigneten Schutzmafinahmen
sicherzustellen, dass folgende Immissionsrichtwerte ,Innen” der TA Larm fir
Sekundarluftschallimmissionen aus Korperschalliibertragung in Gebauden nicht
Uberschritten werden:

Mittelungspegel Ln 1 35/25 dB(A)
Maximalpegel Lmaxmn45/35 dB(A)

Die Einhaltung der unter Absatz 1 und 2 gestellten Anforderungen ist durch
erschitterungstechnische Gutachten im Rahmen der Bauausfihrung nachzuweisen.

In-Kraft-Treten

Der Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017b tritt mit der Bekanntmachung geman
§ 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.
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Begriindung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplanentwurf mit Griinordnung
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Planungsanlass

Die Projektentwicklungsgesellschaft Bauernbrauweg GmbH & Co. KG

(PE Bauernbrauweg) hat das Grundstiick Bauernbrauweg / Distlhofweg in der
Absicht erworben, dort eine neue Bebauung, insbesondere fiir Wohnnutzung, zu
realisieren.

Auf der Basis des Aufstellungsbeschlusses fur den Bebauungsplan mit Griinordnung
Nr. 2017 vom 28.11.2007 (RIS-Vorlagen-Nr. 02-08 / V 10865), in dessen Umgriff
auch das Grundstiick Bauernbréauweg / Distlhofweg liegt, wurde Anfang 2009 ein
beschrankter stadtebaulicher und landschaftsplanerischer Ideenwettbewerb
durchgefihrt. Aus dem Wettbewerbsverfahren ist der Entwurf des Architekturbiros
pp a| s pesch partner architekten stadtplaner GmbH, Stuttgart, (nachfolgend pp a| s)
mit WGF Landschaftsarchitekten, Nirnberg, als erster Preistrager hervorgegangen.

Es war vorgesehen, die Bauleitplanung in mehreren Schritten umzusetzen,
beginnend mit dem Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017a Bauernbrduweg
(stdlich), Bahnlinie Miinchen-Lenggries (westlich), ZielstattstraRe (nérdlich). Diesem
Bebauungsplan wurde der Entwurf des Architekturbiiros pp a| s mit WGF
Landschaftsarchitekten, Nirnberg zugrunde gelegt. Der Bebauungsplan mit
Grunordnung Nr. 2017a ist seit dem 10.05.2012 rechtsverbindlich. Fir den zweiten
Schritt, der Uberplanung des Grundstiicks Bauernbrauweg / Distlhofweg im Rahmen
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017b, hat die PE
Bauernbrauweg ebenfalls das Bliro pp a| s mit der Erarbeitung des stadtebaulichen
Konzeptes beauftragt.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Griinordnung nach § 12 BauGB

Die Projektentwicklungsgesellschaft Bauernbrauweg GmbH & Co. KG hat als
Grundeigentimerin und Vorhabentragerin mit Schreiben vom 24.06.2016 den Antrag
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auf Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens gemaf § 12 BauGB gestellt. Der
Ausschuss fir Stadtplanung und Bauordnung fasste am 23.11.2016
(RIS-Vorlagen-Nr. 14-20 / V 07409) den Beschluss zur Einleitung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Griinordnung Nr. 2017b.

Mit dem Vorhaben erfolgt eine Umstrukturierung vormals gewerblicher Flachen zu
einem Uberwiegenden Wohnstandort an einem bereits heute im Wesentlichen von
Wohnnutzung gepragten Standort in Mittersendling. Die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fur das Vorhaben werden Uber diesen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan mit Grinordnung gemalf § 12 BauGB geschaffen.

Beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB

Die von der Vorhabentragerin vorgesehene Neubebauung ist eine Malinahme der
Innenentwicklung (Wiedernutzbarmachung von Flachen) und umfasst eine
Grundsttcksflache von ca. 8.650 m2. Somit bleibt die geplante Grundflache (GR)
unter 20.000 m2 und fallt unter die Regelung nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB.
Dies gilt auch unter Einbeziehung des verbleibenden Teils aus dem
Aufstellungsbeschluss vom 28.11.2007 (Bereich vom Bauernbrauweg bis zur
Zielstattstral3e).

In sachlichem Zusammenhang steht zwar ein Aufstellungsbeschluss aus dem Jahr
2007 uber das Planungs- und Vorhabengebiet beider Bebauungspléane mit
Grinordnung Nr. 2017a und Nr. 2017b, ein vorsatzliches Aufteilen der Gebiete zum
Unterlaufen der Umweltprifung besteht aber nicht.

Mit der gemeinsamen Grundflache der beiden Bebauungsplane von unter 20.000 m2
ist eine Vorprufung zur Umweltprifung nicht zu veranlassen.

Im Unterschied zum Vorhabengebiet wurde der Bebauungsplan mit Griinordnung

Nr. 2017a nicht im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB entwickelt, weil die
damals geltende Selbstbindung der Landeshauptstadt Miinchen eine Umweltprifung
erforderte.

Der im Vorhabengebiet geplante Einzelhandel fallt mit seiner Verkaufsflache von
weniger als 800 m2 nicht unter die Verpflichtung zur Vorprifung hinsichtlich eines
groR3flachigen Einzelhandelsbetriebs.

In der ndheren Umgebung des Vorhabengebiets sind keine Flora-Fauna-Habitate,
Natura 2000 Gebiete und Européaische Vogelschutzgebiete erfasst.

Gleichwohl wurden Kartierungen im Sinne einer speziellen artenschutzrechtlichen
Prufung durchgefuhrt, um das Vorhandensein geschitzter Arten auszuschlieRen.
Laut Aussage des Referats flr Gesundheit und Umwelt (RGU) werden stdlich des
Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a Zauneidechsen als europarechtlich
geschiitzte Art vermutet, deren Vorkommen bei in den Jahren 2008 und 2009
durchgefihrten Kartierungen jedoch nicht festgestellt werden konnte. Im
Vorhabengebiet und in der ndheren Umgebung wurden bei weiteren Kartiergangen
im Mai und Juli 2015 sowie im Juli 2016 keine geschitzten Arten nachgewiesen.

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans fiir das Vorhabengebiet
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erfolgt im beschleunigten Verfahren gemaf § 13a BauGB. Der Flachennutzungsplan
ist im Wege der Berichtigung anzupassen (8§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB).

Ausgangssituation

Lage im Stadtgebiet und Eigentumsanteile

Das Planungsgebiet ist ca. 0,97 ha grof? und liegt im sudlichen Stadtbereich
Munchens im Stadtbezirk 7 - Sendling-Westpark. Es befindet sich am S-Bahnhof
Mittersendling, westlich der Bahnlinie Minchen-Lenggries (im Weiteren Bahnlinie
genannt), sudlich des Bauernbrauwegs und 6stlich des Distlhofwegs und ist mit einer
gewerblich genutzten Lager- und Umschlaghalle (im Folgenden als
Fruchtgro3handel bezeichnet) bebaut. Die Halle wurde bis Herbst 2016 als
Fruchtmarkthalle betrieben und steht seitdem leer.

Das Planungsgebiet umfasst im Wesentlichen das Betriebsgelande des ehemaligen
FruchtgrofZhandels westlich der Bahnlinie. Im Westen und im Stiden des
Vorhabengebiets grenzt der rechtsverbindliche Bebauungsplan mit Griinordnung Nr.
2017a an.

Das Planungsgebiet umfasst folgende Flachen:

«  Flurstiicks Nrn. 9320, 9320/1, 9288/33, 9288/36, 9288/37, 9288/43, 9288/44,
9288/45, 9288/50 und 9288/56 Gemarkung Munchen, Sektion V im Eigentum
der PE Bauernbrauweg (bahnrechtlich entwidmet und freigestellt)

« Teilflachen der Flurstiicks Nrn. 9288/35 und 9288/55 Gemarkung Minchen,
Sektion V (Verkehrsflachen) im Eigentum der Landeshauptstadt Minchen.

Das Planungsgebiet bildet den gesamten Planungsumgriff fiir den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Grinordnung Nr. 2017b ab. Die Flachen im
Eigentum der PE Bauernbrauweg werden im weiteren Verlauf als Vorhabengebiet
bezeichnet.

Im Laufe des Verfahrens wurde ein Teilbereich des bahnrechtlich gewidmeten
Flurstiicks Nr. 9288 Gemarkung Miinchen, Sektion V in das Planungsgebiet
aufgenommen. Da die DB im Laufe der weiteren Planung von einer urspriinglich in
Aussicht gestellten, widmungskonformen Uberplanung von Teilflachen wieder
abgerickt ist, wurde diese Teilflache wieder aus dem Umgriff des Planungsgebiets
entnommen.

Im Umgriff des Planungsgebiets war au3erdem die im Bebauungsplan mit
Grinordnung Nr. 2017a festgesetzte 6ffentliche Grunflache auf der Flurstiicks Nr.
9288/49 der Gemarkung Miinchen, Sektion V enthalten. Geplant war eine
Verlagerung dieser Griinflache innerhalb des Vorhabengebiets.

Das Flurstiick Nr. 9288/49 der Gemarkung Minchen, Sektion V ist nun nicht mehr
Bestandteil des Planungsumgriffs. Die bereits hergestellte, 6ffentliche Griinflache aus
dem Bebauungsplan mit Griinordnung Nr. 2017a bleibt unveréandert bestehen.
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Aus der Herausnahme der genannten Flachen resultiert nun ein wesentlich kleineres
Planungsgebiet als urspriinglich vorgesehen. Aufgrund von Flachenabtretung am
westlichen Teil des Vorhabengebiets bleibt die Aufteilung in Planungsgebiet und
Vorhabengebiet jedoch bestehen.

Stadtebauliche und griinplanerische Bestandsanalyse
Stadtebauliche Situation im Vorhabengebiet und der Umgebung

Innerhalb des Vorhabengebietes

Im Vorhabengebiet und daran angrenzend befanden sich zunéchst der Guterbahnhof
Mittersendling mit Bahnwerkstétten und umliegenden Gewerbebetrieben. Zuletzt war
das Vorhabengebiet mit einer gewerblich genutzten Halle als FruchtgroRhandel
betrieben. Die Zufahrt erfolgte vom Bauernbrauweg mit einer Umfahrung des
Gebéaudes im Osten parallel zu den Bahngleisen und mit einer Ausfahrt zum heutigen
Distlhofweg. Eine weitere Zufahrtsmoglichkeit bestand im Westen.

Im Herbst 2016 wurde der Gewerbebetrieb verlagert, die Fruchthalle und weitere
Flachen sind seitdem ungenutzt und wurden gegen unbefugtes Betreten abgesichert.

AuBerhalb des Vorhabengebietes

Die nahere Umgebung des Vorhabengebiets ist im Siden und Westen durch
Wohnnutzung gepragt. Nordlich des Bauernbrduwegs befindet sich eine offentliche
Grunflache (rechtsverbindlicher Bebauungsplan Nr. 1096) und daran anschliel3end
eine funf- bis sechsgeschossige Blockrandbebauung. Entlang der Passauerstral3e
besteht eine drei- bis viergeschossige Stralenrandbebauung, nach Osten zum
Distlhofweg hin schliel3t sich eine ein- bis zweigeschossige Einzel- und
Doppelhausbebauung an der Sonnenléngstralle an.

Im Sudwesten des Distlhofwegs liegt die Schiel3anlage der ,Kdniglich privilegierten
Hauptschitzengesellschaft Minchen* mit Restaurant, Biergarten und parkartigen
Freiflachen mit dominantem Baumbestand sowie Schiel3stdnden.

In VerlAngerung der Zielstattstral3e nach Osten befindet sich eine FuRgangerquerung
unter der Gleisanlage hindurch in Richtung Plinganserstraf3e. Stdlich und 6stlich der
Zielstattstral3e schlielen sich Flachen mit Gewerbe- und Einzelhandelsnutzungen
an. Ostlich des Vorhabengebiets verlauft die Bahntrasse auf der sowohl S-Bahnen
als auch Regionalbahnen verkehren.

Zwischen der Bahnlinie und dem Fruchtgrof3handel befindet sich eine Zufahrtsstelle
und eine Ladestral3e fiir Lkw zur Gleisanlage der DB. Die Zufahrt zur Ladestral3e soll
dauerhaft, d.h. taglich und zu jeder Tageszeit genutzt werden kénnen und die
Nutzung muss unbeschrankt geduldet werden. Laut Aussagen der DB wird die
Ladestral’e vom Bauernbrauweg mit Umfahrung am nérdlichen Teil des
Fruchtgrolhandels ohne Begrenzung hinsichtlich Art, Umfang und Haufigkeit der zu
verladenden Guter betrieben. Diese flhrt zu einer Laderampe der DB, die ohne
Einschrankungen hinsichtlich Art, Umfang und Haufigkeit der Guterverladung genutzt
wird.
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2.2.2 Orts- und Landschaftsbild

Das Vorhabengebiet und sein Umfeld stellen sich heute als heterogene Struktur dar.
Einfamilienh&user wechseln sich mit Geschosswohnungsbauten, Hallen und
Bahngebauden ab, die Wohnnutzung besteht neben Gewerbe und
Freizeiteinrichtungen. Parallel zur Bebauung am Distlhofweg liegen private
Hausgarten, 6ffentliche Grunbereiche und sidlich der parkahnlich gestaltete
Biergarten. Wichtige Sichtbeziehungen vom oder zum Vorhabengebiet sind nicht
vorhanden.

2.2.3 Denkmalschutz

Im Bereich des Vorhabengebiets sind wegen der besonderen Siedlungsgunst und
der Denkmaldichte im unmittelbaren Umfeld Bodendenkmaler zu vermuten. Im
Einzelnen liegen folgende Bodendenkmaler in unmittelbarer Nahe, deren genaue
Ausdehnung noch nicht bekannt ist:

« Graberfeld des frihen Mittelalters sowie vermutlich untertagige mittelalterliche
und neuzeitliche Teile des Altorts von Mittersendling, ferner Kérpergraber
unbekannter Zeitstellung (Nr. D-1-7835-0557 in der Denkmalliste des
Bayerischen Landesamtes fiir Denkmalpflege)

« Korpergraber der Jungsteinzeit und Reihengraberfeld des friilhen Mittelalters
(D-1-7835-0140).

224 Griin- und freiraumplanerische Situation

Naturhaushalt

Naturraumlich gesehen befindet sich Mittersendling auf der Schotterterrasse
oberhalb einer vom friheren Isarverlauf gepragten Hangkante am Sendlinger
Oberfeld dessen Schotter eine Machtigkeit von ca. 15 - 17 m im Planungsgebiet
erreichen. Darunter folgen tertiare schluffige Tone. Aufgrund der anthropogenen
Nutzung sind in dem Gebiet keine natlrlichen Bodeneinheiten mehr vorhanden.

Durch seine Uberbauung, Verkehrsbereiche sowie befestigte Flachen fir Zufahrten,
Anlieferung und Stellpléatze weist das Planungsgebiet einen Versiegelungsgrad von
ca. 95 % auf.

Der hochste Grundwasserstand HW40 liegt bei ca. 531,15 m 0. NN im Sidwesten
und 530,65 m . NN im Nordosten. Im Hochwasserfall (HW40) liegt somit der
Grundwasserspiegel bei ca. 12 - 13 m unter der Gelandeoberkante (GOK). Der
mittlere Grundwasserstand liegt bei etwa 14 - 15 m unter GOK. Die
GrundwasserflieRrichtung in diesem Gebiet verlauft generell von Weststidwest nach
Ostnordost.

Sowohl aus lufthygienischer wie aus thermischer Sicht gehért das Areal zum
stadtklimatisch belasteten Innenstadtbereich. Im Bereich der Gleisanlagen 6stlich
des Vorhabengebiets befindet sich laut Klimafunktionskarte Miinchen eine
bedeutende Ubergeordnete Ventilationsbahn in Nord-Sud-Richtung.
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Vegetation, Biotopfunktion und Fauna

Auf dem Vorhabengebiet befindet sich sehr wenig Baumbestand. Lediglich in einem
Pflanzstreifen nordlich des Fruchtgrof3handels sowie im Suden — im Bereich der
Laderampe — befindet sich ein schmaler unversiegelter Streifen, auf dem Wildrosen,
Spitz-Ahorn Aufwuchs und eine Weide wachsen. Auf der Flache nérdlich des
FruchtgroZhandels wachsen sechs Baume: Zwei Robinien und je eine Weide, Esche,
Fichte und Kiefer. Die gréfiten Stammumfange weisen die Robinien mit 1,30 m und
1,15 m auf. Darlber hinaus steht dstlich des Fruchtgrol3handels in einem Trog eine
Zierkirsche.

Baum- und Strauchbestand befindet sich nutzungsbedingt auf den angrenzenden
noch bahnrechtlich gewidmeten Flachen entlang der Bahnlinie sowie im Norden
entlang der Boschung zur Bahnunterfihrung. Der erwahnenswerte Bestand auf der
Bdschung setzt sich Uberwiegend aus Spitz-Ahorn, Eschen, Feld-Ahorn mit Holunder
und Wildrosen im Unterwuchs zusammen.

Schutzgebiete und Biotopflachen sind innerhalb des Vorhabengebiets nicht
vorhanden.

Ziel des Arten- und Biotopschutzprogramms der Landeshauptstadt Miinchen ist die
Entwicklung von linearen Vernetzungsachsen fir den Biotopverbund von
Trockenlebensraumen entlang der Bahnachse.

Innerhalb des Vorhabengebietes konnte das Vorkommen artenschutzrechtlich
relevanter Tier- und Pflanzenarten nicht nachgewiesen werden. Brutvorkommen
freibriitender Vogelarten in den Gehdlzbestanden sind jedoch méglich. Struktur- und
storungsbedingt ist hierbei nur mit Vorkommen weit verbreiteter und
storungstoleranter Arten zu rechnen. Auf3erhalb des Planungsgebiets, in den
angrenzenden Gleisanlagen, sind weitere Artvorkommen maoglich. So wurden
auRRerhalb des Planungsgebiets an Prellbock und in Schwellenstapel drei
Zauneidechsen und zwischen Bahngleisen Odlandschrecken vorgefunden.

Erholung
Das Grundstiick selbst wurde als Gewerbestandort genutzt.

Hinsichtlich der Versorgung mit 6ffentlichen Grin- und Freiflachen weisen die
angrenzenden Stadtquartiere deutliche Defizite auf. Unmittelbar im Stidwesten
angrenzend an das Vorhabengebiet befindet sich die offentliche Griinflache des
Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a. Zwischen der Adunistraf3e und nérdlich
des Bauernbrauwegs befindet sich eine 6ffentliche Griinflache mit Spielplatz.

Die folgenden Erholungsflachen auf Stadtteilebene liegen in einem Umkreis von 0,5 -
1,5 km: der Park am Neuhofener Berg, die 6ffentliche Grunflache an der
SappelstralRe, der Erholungsraum zwischen Gottfried-Bohm-Ring und HOglworther
Stral3e, der Sudpark sowie die Isarauen.

Der Westpark liegt in 2,00 km Entfernung zum Vorhabengebiet. Im Zuge der
Untertunnelung des Luise-Kiesselbach-Platzes ist ndrdlich des Vorhabengebiets in
ca.

400 m Entfernung eine oOffentliche Grunflache mit Spieleinrichtungen entstanden.
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Infrastruktur und Versorgung

In der ndheren Umgebung des Vorhabengebiets befinden sich mehrere
Kinderkrippen, Kindergarten sowie zwei Grundschulen — an der Konrad-Celtis-StralRe
und an der Boschetsrieder Stral3e. Das Referat fur Bildung und Sport (RBS) wird den
im Umfeld prognostizierten Grundschulbedarf durch einen neuen Standort an der
Passauer Stral3e absichern. In seiner Antwort im Rahmen des
Beteiligungsverfahrens nach

8 4 BauGB gab das RBS den Grundschulbedarf fiir den Bereich Mittersendling als
vorerst gesichert an.

Einkaufsmoglichkeiten zur Versorgung des taglichen Bedarfs und Arztpraxen liegen
Uberwiegend an der Zielstattstral3e, am Gottfried-Béhm-Ring, an der Ecke Passauer-
/ Boschetsrieder Stral3e in ca. 0,5 - 0,7 km Entfernung und am Stadtteilzentrum
Harras in ca. 1,3 km Entfernung. Zudem befinden sich in der
Albert-RoR3haupter-Stral3e die Stadtteilbibliothek Sendling und diverse
gastronomische Angebote.

Im Bauernbrauweg und Distlhofweg verlaufen Gas-, Strom-, Wasserleitungen sowie
Leitungsschéchte fur Fernwarme.

Auf dem Flurstiick Nr. 9288/46 Gemarkung Minchen, Sektion V verlauft entlang der
siidlichen Grenze des Bauernbrauwegs ein Abwassersammelkanal, der nicht
Uberbaut und nicht verlegt werden darf. Dieser Kanal beriihrt auch das
Vorhabengebiet im nordwestlichen Bereich und fuhrt weiter zur Unterquerung am
S-Bahnhof Mittersendling.

Verkehrliche ErschlieBung

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV)

Das Vorhabengebiet ist gut durch den OPNV im Bereich des S-Bahnhalts
Mittersendling erschlossen. Er wird durch Zuge der Munchner S-Bahnlinien S 7
(Wolfratshausen - Kreuzstraf3e) und S 20 (Hollriegelskreut - Pasing) sowie des
Meridian (Minchen - Holzkirchen - Rosenheim) bedient. Darlber hinaus besteht
Anschluss an die Metrobuslinie 53 (Aidenbachstraf3e - Minchner Freiheit) sowie an
die Nachtlinie N 41 (Feldmoching Bahnhof - Furstenried West). Die Bushaltestelle
Adunistral3e ist fuBlaufig in wenigen Minuten vom Vorhabengebiet aus erreichbar.

Motorisierter Individualverkehr (MIV)

Das Vorhabengebiet ist sehr gut an das ortliche und tberértliche Stralennetz
angebunden. Die ErschlieRung erfolgt ausschlielich Gber den Bauernbrauweg.
Direkt im Anschluss an den Bauernbrauweg zweigt in Richtung Stiden der
Distlhofweg parallel zum Vorhabengebiet ab. Zur sudlich vom Vorhabengebiet
gelegenen Zielstattstral3e besteht fir den motorisierten Individualverkehr keine
Zufahrtsmdglichkeit. Bauernbrauweg, Distlhofweg und ZielstattstraRe sind
Sackgassen, die mit Ausnahme des Distlhofwegs direkt an die westlich gelegene
Passauer StralRe angebunden sind, eine HauptverkehrsstraRe mit Anschluss an den
Mittleren Ring.
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2.3

23.1

2.3.2

FuRB- und Radverkehr

Entlang des Distlhofwegs ist beidseitig ein FuBweg vorhanden.

Ortliche Fahrradwege in Nord-Suid-Richtung verlaufen u.a. entlang der Passauer
StralRe. Eine wichtige Fahrradhauptroute in Ost-West-Richtung stellt die
Unterfihrung Bauernbrauweg dar und verbindet die Stadtteile Sendling-Westpark
und Sendling.

Ruhender Verkehr

Es befinden sich oberirdische Stellplatze aus der Umsetzung des Bebauungsplans
mit Grinordnung Nr. 2017a im Straenraum des Distlhofwegs und des
Bauernbrauwegs.

Vorbelastungen
Immissionen

Das Vorhabengebiet grenzt ¢stlich an die Bahnlinie, westlich an den Distlhofweg und
sudlich an den Bauernbrauweg, mit Anschluss an das Ubergeordnete
Stral3enverkehrsnetz.

Auf das Vorhabengebiet wirken durch die Bahnlinie folgende Immissionen aus dem
Schienenverkehr ein:

«  Verkehrslarm

« Anlagenlarm (Verladestation DB)

«  Erschiitterung und sekundarer Luftschall
« elektromagnetische Felder

Aus dem Gewerbegebiet stidostlich der Bahnlinie wirken Schallimmissionen auf das
Vorhabengebiet ein. Diese Schallimmissionen werden jedoch durch den am
Vorhabengebiet auftretenden Verkehrs- und Anlagengenlarm tberlagert.

Altlasten

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 2017b liegt im Umgriff eines langjéhrig
gewerblich genutzten Areals, das im Kataster des Bayerischen Landesamtes fur
Umwelt als Altlastenverdachtsflache verzeichnet ist. Im Geltungsbereich des
Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a ist diese Flache mit einer
entsprechenden Umgrenzung gekennzeichnet. Diese Kennzeichnung geht auf
Gutachten zuriick, die bereits im Vorfeld zum Bebauungsplan mit Griinordnung Nr.
2017b erstellt wurden.

Daraus geht hervor, dass die gro3ten Auffilltiefen mit 3 - 6 m im Vorhabengebiet im
Bereich einer ehemaligen Kiesgrube gefunden wurden, worauf der FruchtgrofZhandel
errichtet wurde. In den Ubrigen Flachen weisen die Auffiillungen nur Machtigkeiten
zwischen wenigen Dezimetern und rund 2 m auf. In den Bodenproben wurden neben
starken nutzungsbedingten auch hohe aufflllungsspezifische Verunreinigungen mit
polycyclischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK), Schwermetallen und
Mineral6lkohlenwasserstoffen (MKW) festgestellt. Eine Beeintrachtigung des
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Grundwassers geht von den Bodenverunreinigungen aufgrund des grof3en
Grundwasserflurabstandes nicht aus.

Die Ergebnisse aus den friitheren Untersuchungen wurden mit den
altlastentechnischen Befunden aus vier Rammkernsondierungen und aus vier
BaugrundaufschluRbohrungen fiir das geplante Bauvorhaben im Mai 2016
zusammengefihrt und entsprechend bewertet. Die Ergebnisse wurden mit dem
Referat fir Gesundheit und Umwelt (RGU) abgestimmt und altlasten- sowie
abfalltechnisch bewertet.

Um gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu gewahrleisten, sind vor einer
Neubebauung des Vorhabengebiets Sanierungs- oder Sicherungsmalnahmen
gemal Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) durchzufiihren.
Auch die Bereiche kunftiger Grunflachen sollen vor der Herstellung beprobt und ggf.
entsprechend der Erfordernisse saniert werden. Die im Zuge der Umnutzung
erforderlichen und notwendigen Sanierungs- und/oder Sicherungsmaflinahmen
werden nach dem Kenntnisstand zum Zeitpunkt des Billigungs- und vorbehaltlichen
Satzungsbeschlusses als technisch bewaltigbar und finanziell vertretbar eingestuft.

Rechtliche und planerische Ausgangslage

Flachennutzungsplan mit integrierter Landschaftsplanung

Im Flachennutzungsplan der Landeshauptstadt Miinchen wird das Areal als
.Bahnanlage" dargestellt, Gberlagert mit der Schraffur ,Mal3hahmen zur
Verbesserung der Griinausstattung“. Dartber hinaus ist das Vorhabengebiet als
.Flache mit Bodenbelastung“ gekennzeichnet.

Der integrierte Landschaftsplan stellt zwei Ubergeordnete Griinbeziehungen dar:
Eine Grunbeziehung verlauft entlang der Bahnachse in Nord-Sud Richtung, eine
weitere in Ost-West Richtung; beide tberlagern sich im Norden des
Vorhabengebiets.

Der Flachennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst.

Vorhandene Bebauungsplane und iibergeleitetes Bauliniengefiige

Im Westen und Siiden des Planungsgebietes schliel3t der Bebauungsplan mit
Grinordnung Nr. 2017a an. In diesem sind Allgemeine Wohngebiete (WA) mit einer
integrierten Kindertageseinrichtung sowie 6ffentliche Griinflachen und
StraRenverkehrsflachen festgesetzt.

Die ErschlieBung erfolgt ausschlie3lich Uber den Bauernbrauweg sowie den
Distlhofweg. Nérdlich des Bauernbrauwegs schliel3t der rechtsverbindliche
Bebauungsplan Nr. 1096 an. In diesem werden 6ffentliche Griinanlagen,
StralRenverkehrsflachen und die Aufhebung vorhandener Baulinien und Baugrenzen
nach 8§ 173 Absatz 3 BauGB festgesetzt.

Aufstellungsbeschluss

Das Vorhabengebiet liegt im Bereich des Aufstellungsbeschlusses Nr. 2017 vom
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28.11.2007 (RIS-Vorlagen-Nr. 02-08 / V 10865) fir einen aufzustellenden
Bebauungsplan mit Griinordnung. Aus diesem Bereich wurde bereits der Teil westlich
des Distlhofwegs und siidlich des FruchtgroZhandels im rechtsverbindlichen
Bebauungsplan mit Grinordnung Nr. 2017a entwickelt.

Fur das Vorhabengebiet gelten die im Aufstellungsbeschluss formulierten
stadtebaulichen Ziele:

«  Schaffung eines attraktiven Wohngebiets mit einem differenzierten
Wohnungsangebot fiir unterschiedliche Bevdélkerungs- und
Einkommensgruppen.

- Schaffung eines Standortes fur einen Lebensmittelmarkt bei gleichzeitigem
Ausschluss einer dartiber hinausgehenden Einzelhandelsentwicklung im
Ubrigen Planungsgebiet.

« eine moglichst stadtvertragliche und nutzungsgerechte ErschlieRung,
insbesondere unter Beriicksichtigung der guten OPNV-ErschlieRung.

« stadtebauliche und freiraumplanerische Konzeption, die der Situation in
unmittelbarer Lage zu der Bahnanlage Rechnung tragt.

« Sicherung einer ausreichenden Freiflachenversorgung fur die kiinftigen
Bewohnerinnen und Bewohner des Vorhabengebiets.

« Einbindung des Vorhabengebiets in das Uberdrtliche System von Erholungs-
und 6kologischen Vernetzungsflachen.

Dienstbarkeiten

Auf das Vorhabengebiet mit den Flurstiicken der Investorin sind beschrankt
personliche Dienstbarkeiten eingetragen. Diese beinhalten Bahnanlagen- und
Immissionsduldungsverpflichtungen.

Zu grof3en Teilen, auf den sudlich des Bauernbrauwegs gelegenen
Privatgrundstiicken, verlauft, parallel zu diesem, ein Abwasserkanal der Munchner
Stadtentwasserung, der das Vorhabengebiet berthrt. Der Bereich des
Abwasserkanals ist mit einem Leitungsrecht zu Gunsten der Landeshauptstadt
Minchen dinglich gesichert. Er darf grundsatzlich weder tber- noch unterbaut bzw.
auf- oder angeschiittet werden und ist von jeglicher Baumpflanzung frei zu halten.

Vegetation und Artenschutz

Das Vorhabengebiet liegt innerhalb des Geltungsbereiches der
Baumschutzverordnung der Landeshauptstadt Minchen vom 18.01.2013.

Als Ergebnis der floristischen und faunistischen Kartierungen werden Maf3nahmen
zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte bei einer Uberplanung und
Bebauung des Planungsgebietes vorgesehen (vgl. Kap. 5.15). Weitere
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artenschutzrechtliche Belange sind in der Planung nicht zu beriicksichtigen.
Planungsziele

Vorrangiges Planungsziel ist es, die stadtebauliche Neuordnung westlich des
Bahnhofes Mittersendling abzuschlieBen und die Bestandsbebauung mit sinnvollen
Nutzungen zu erganzen.

In Ergénzung der Planungsziele aus dem Aufstellungsbeschluss vom 28.11.2007
werden folgende stadtebauliche, freiraumplanerische und verkehrliche Ziele
formuliert:

«  Fortflhrung der stadtebaulichen und freiraumplanerischen Konzeption, die der
Situation in unmittelbarer Lage zu der Bahnanlage sowie der
Nord-Sid-ausgerichteten Luftaustauschbahn Rechnung tréagt, Errichtung
eines profiluberragenden Baukdrpers (8 Vollgeschosse) als nérdlicher Auftakt
der Bebauung und Gestaltung einer offentlichen Platzflache mit Spiel- und
Aufenthaltsbereich

- Realisierung einer Einrichtung der sozialen Infrastruktur
(Kindertageseinrichtung mit Kinderkrippe und Kindergarten) zur Deckung des
urséchlichen Bedarfs und des Umgebungsbedarfs

« Sicherung einer ausreichenden Freiflachenversorgung auch im Hinblick auf
ihre kleinklimatische Bedeutung fur die kiinftigen Bewohnerinnen und
Bewohner des Vorhabengebiets

+ Angebot einer wohnvertraglichen Nahversorgungseinrichtung (Einzelhandel)

« Vernetzung mit den umliegenden Griinrdumen und Entwicklung von
KompensationsmaRhahmen zugunsten der offentlichen Grin- und
Freiflachenversorgung im raumlichen Zusammenhang mit dem
Vorhabengebiet

+ Eine moglichst stadtteilvertragliche, sparsame und nutzungsgerechte
ErschlieSung, insbesondere unter Berticksichtigung der guten
OPNV-Erschliel3ung

+ Innere ErschlieBung des Vorhabengebiets tiber Wohnwege

+  Berucksichtigung der notwendigen Stellplatze durch Anordnung in Tiefgaragen

- Direkte, geblindelte Zufahrt zur Tiefgarage und zur larmgeschuitzten
Anlieferzone vom Distlhofweg
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5. Planungskonzept

5.1 Stadtebauliche und griinordnerische Grundidee

Direkt an der S-Bahnhaltestelle Mittersendling gelegen, verflgt das Vorhabengebiet
Uber eine hohe Lagegunst und eine gute Verkehrsanbindung. Durch die Verbindung
von Wohnen, Nahversorgung und Kinderbetreuung entsteht ein attraktives Quartier
fur die zukUnftigen Bewohnerinnen und Bewohner.

Die Entwicklung auf dem Areal des ehemaligen Fruchtgrohandels vervollstandigt
die Quartiersentwicklung entlang des Distlhofwegs. Der Quatrtiersplatz und der
achtgeschossige Wohnsolitér bilden einen starken und urbanen Quartiersauftakt.
Uber den Quartiersplatz und den angrenzenden Bauernbrauweg wird der geplante
Nahversorger zudem mit den umgebenden Wohnquartieren rund um die
S-Bahn-Haltestelle Mittersendling verbunden und ergénzt somit das vorhandene
Angebot.

Das Planungskonzept sieht eine Gliederung des Vorhabengebiets in vier Bauraume
vor. Der Hochpunkt in Bauraum A bildet mit dem westlich gelegenen Quartiersplatz
den Auftakt des Vorhabengebiets im nérdlichen Bereich. Daran anschliel3end
befindet sich im Bauraum B, ein kompakt gegliederter Baukorper mit
unterschiedlichen Hohenentwicklung. Zwischen den Bauraumen B und C befindet
sich eine ebenerdige Freiflache, die zur Kindertageseinrichtung gehort und als
Grinzasur angelegt ist. Sudlich davon sind ein L-formiger Baukdrper im Bauraum C
mit Binnenbereich und ein Solitédr im Bauraum D situiert.

Die durchgangig errichteten Baukérper und die LArmschutzwande schiitzen die
Gebéaude sowie die umliegenden Bereiche und Freiraume auf unterschiedlichen
Hohen vor Verkehrs- und Anlagenlarm durch Bahnanlagen.

Die Wohnungen sind so organisiert, dass schutzbedurftige Schlaf- und
Aufenthaltsrdume an diesen geschuitzten Bereichen liegen.

Der Wohnhof und die Platzflache sind Kommunikations- und Treffpunkte fir die
Bewohnerinnen und Bewohner und bieten Platz fiir Kinderspiel- und Grinflachen.
Die nordliche und Teile der ostlichen Dachflache im Bauraum B mit der WH 14,8 m
sollen als gemeinschaftlich nutzbare, larmgeschitzte Gemeinschaftsdachgarten
gestaltet und der Hausgemeinschaft des Bauraums B zugénglich gemacht werden.

Das Vorhabengebiet ist mit seiner exponierten Lage an der Bahnlinie intensiven
Nutzungen aus dem Bahnverkehr ausgesetzt. Dazu zahlen die Schallimmissionen
aus dem Bahnverkehr durch die dort eingesetzten S-Bahn-Ziige sowie
Nahverkehrsziige der Bayerischen Oberlandbahn und des Meridian. Auf der H6he
des Bauraums B befindet sich auf3erdem eine Verladerampe der DB. Dieser
Zugangspunkt zum Schienennetz wird fur den Schwerlastverkehr der DB genutzt und
an weitere Eisenbahnunternehmen vermietet. Durch diese Nutzungen wird der
Verkehrslarm der DB mit Anlagenlarm der Verladerampe Uberlagert und fihrt zu
Schallschutzmalinahmen an den zur Bahn gerichteten 6stlichen Fassaden des
Vorhabengebiets.

Aufgrund der exponierten Lage an der Bahnlinie werden die Fassaden des
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Hochpunkts durch bauliche MalZnahmen geschiitzt.

Durch die Verwendung stehender Fensterformate wird hier die Erscheinung einer
»Schallschutzfassade* vermieden. Das Thema der stehenden, raumhohen
Fensterformate tritt als durchgehendes Gestaltungselement in allen Geb&udeteilen
auf.

Im Bereich des Distlhofwegs werden entlang der Baulinie nur vollstdndig in die
Gebaude integrierte Loggien angeboten. Im Bereich der Dachflache WH 6,5 m im
Bauraum B sowie des Innenhofes zwischen den Bauraumen C und D erfolgt tber
auskragende Terrassen und Loggien eine starkere Verzahnung von Innen und
Aulien.

Die ruhige StralRenraumgestaltung der bereits realisierten Bebauung wird im
Vorhabengebiet fortgefuhrt. Entlang der Bahnanlagen soll eine attraktive
FuRRgangerverbindung als Ergdnzung zu dem stdlich verlaufenden Gehweg in der
offentlichen Grinflache des rechtsverbindlichen Bebauungsplans mit Griinordnung
Nr. 2017a nach Norden gefihrt werden.

Die Mdglichkeit der Erreichbarkeit des S-Bahnhofs Mittersendling vom Distlhofweg
her soll gewahrt werden. Dazu wird die planerische, langfristige Option einer direkten
und barrierefreien Anbindung der S-Bahn-Haltestelle in Form von nicht tberbaubaren
Flachen offen gehalten.

Im sudlichen Teil von Bauraum B befindet die Kita mit anschliel3ender
AuRRenspielflache. Die Erschliel3ung der Kita erfolgt tiber den Distlhofweg.

Im Erdgeschoss von Bauraum B befindet sich eine kleinflachige
Einzelhandelsnutzung mit in das Gebaude integrierter Anlieferung und einem
Lagerbereich. Das Kernsortiment des Einzelhandels liegt in den Bereichen
Nahrungs- und Genussmittel sowie Reform- und Drogeriewaren. Damit wird eine
furlaufig gut erreichbare, nahe Einkaufsméglichkeit fur Waren des taglichen Bedarfs
geschaffen. Der Einzelhandel bildet mit dem angrenzenden Quartiersplatz und dem
Hochpunkt in Bauraum A einen Ankerpunkt fiir das gesamte Quartier am Distlhofweg.

Art der baulichen Nutzung: Wohnen mit wohnvertraglichem Gewerbe und
Kindertageseinrichtung

Damit ein lebendiges urbanes Stadtquartier mit iberwiegend Wohnnutzung
entstehen kann, wird als Nutzungsbeschreibung ,Wohnen mit wohnvertraglichem
Gewerbe und Kindertageseinrichtung” festgesetzt. Mit den getroffenen
Festsetzungen sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die kinftige
Wohnbebauung mit insgesamt ca. 140 Wohneinheiten, einer Einzelhandelsnutzung
und einer integrierten Kindertageseinrichtung geschaffen werden. Durch eine
geeignete Baukdrperkonfiguration soll dieses Areal trotz seiner Larmbelastung fur
den Wohnungsbau nutzbar gemacht werden und damit einen Beitrag zur
Wohnungsversorgung in Miinchen leisten.

Im Bauraum A sind im Erdgeschoss zur Forderung der Vielfalt im Gebiet neben
Wohnen und freier Berufe auch nicht stérende Gewerbebetriebe und soziale
Infrastruktur zulassig. Um sicherzustellen, dass an der zum Quartiersplatz
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orientierten Westfassade eine Belebung durch eine gewerbliche oder soziale
Nutzung erfolgt, wird im Erdgeschoss hier die allgemein zuldssige Wohnnutzung auf
einer Geschossflache von 69 m? ausgeschlossen.

Zur Gliederung des Gebiets und um den Quartiersplatz zu beleben, werden die das
Wohnen ergdnzenden Nutzungen nur in den Baurdaumen A und B im Erdgeschoss,
vorgesehen.

Im Bauraum B werden neben dem Wohnen und der freien Berufe,
Einzelhandelsnutzung sowie eine Kindertageseinrichtung geplant.

Um ein Angebot fur die Nahversorgung zu ermdéglichen, sind das Wohnen nicht
beeintrachtigendes Gewerbe sowie Einzelhandel zulassig, soweit diese mit der
Wohnnutzung vereinbar sind und nicht wesentlich stéren. Gemaf Vorhaben ist ein
Lebensmittelmarkt mit einer Gro3e von max. 800 m2 Verkaufsflache geplant. Dieser
dient der Versorgung des Gebietes. Durch die Anordnung der gewerblichen Flachen
im Norden des Vorhabengebiets wird neben der Belebung des Quartiersplatzes die
sudlich gelegene Wohnbebauung am Distlhofweg vor Verkehr aus der gewerblichen
Nutzung geschiitzt.

Im Bauraum B ist eine Kindertageseinrichtung mit je 2 Kinderkrippen- und
Kindergartengruppen Uber zwei Ebenen vorgesehen. Die AulR3enspielflachen mit
insgesamt

742 m? werden ebenerdig im Anschluss an die Sudfassade, auf der Dachflache
sowie auf einer Terrasse im ersten Obergeschoss angeordnet.

Damit wird der ursachliche Bedarf aus dem Vorhabengebiet erfiillt und dartber
hinaus auch das Angebot an sozialer Infrastruktur fiir die Umgebung verbessert.
In den Baurdumen C und D sind ausschlie3lich Wohnen und die Austibung freier
Berufe zulassig.

MaR der baulichen Nutzung

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird durch die im Plan als Hochstmal3 festgesetzte
Grundflache (GR), Geschossflache (GF) und Wandhéhe (WH) begrenzt. Es wird fur
den Neubau eine maximale GF von 15.200 m2 festgesetzt.

Es werden dabei Flachen fir Wohnnutzung mit ca. 12.715 m2 GF, eine
Kindertageseinrichtung mit ca. 940 m? GF, nicht grof3flachige
Einzelhandelsnutzungen mit maximal 800 m2 Verkaufsflache und ca. 69 m2 GF fir
gewerbliche und soziale Nutzungen festgesetzt.

In der maximal zulassigen GR ist die zulassige Uber- und Unterbauung geman
§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO (Verordnung Uber die bauliche Nutzung der
Grundstucke) fur Flachen fur Stellplatze in einer Tiefgarage enthalten. Die
Unterbringung der erforderlichen Stellplatze erfordert eine nahezu vollstandige
Unterbauung des Vorhabengebiets.

Bei der Flachenermittlung der Geschossflache sind auch Aufenthaltsrdume
aufRerhalb von Vollgeschossen mit zu berlcksichtigen, da auch sie bestimmte



Seite 64

Bedarfe, z.B. an Infrastruktur und Erholungsflachen, auslésen. Bei der
Flachenermittlung der Geschossflachen werden die Flachen fir Tiefgaragenzu- und
-ausfahrten sowie offene Durchgénge und offene Eingangsbereiche nicht
berlicksichtigt, da diese Flachen keinen Bedarf an sozialer Infrastruktur auslésen und
baulich nicht zu Wohnzwecken herangezogen werden kdnnen.

Es ist keine Festsetzung eines Baugebietstyps gemal3 der BauNVO Uuber die
bauliche Entwicklung von Grundstticken vorgesehen. Die zuldssigen Obergrenzen
zur Bestimmung des Mal3es der baulichen Nutzung fur die Baugebietskategorien
gemaf

8 17 Abs. 1 BauNVO werden demnach im Vergleich tGberpruft. Aufgrund der
sachlichen und raumlichen Zusammenhange mit der Bebauung im Bebauungsplan
mit Grinordnung Nr. 2017a wird zum Vergleich die Baugebietskategorie Allgemeines
Wohngebiet - WA herangezogen.

Die sich aus der max. zuldssigen Geschossflache ergebende bauliche Dichte
innerhalb des Vorhabengebiets entspricht einer Geschossflachenzahl (GFZ) von
ca. 1,8. Damit wird die Obergrenze fir die GFZ von 1,2 fur ein zum Vergleich
heranzuziehendes WA gemaf3 § 17 BauNVO um den Wert 0,6 Uberschritten.

Durch die nahezu vollstandige Unterbauung des Baugrundstiickes mit einer
Gemeinschaftstiefgarage ergibt sich eine GRZ von 0,95. Grundsatzlich gilt gemaf

§ 17 Abs. 1 BauNVO fir ein hier zum Vergleich heranzuziehendes WA eine GRZ mit
einem Wert bis zu 0,4. Diese Grenze kann bei Einrechnung der in 8 19 Abs. 4 Satz 3
und 4 BauNVO genannten Anlagen und Zuwegungen gemaf 8§ 19 Abs. 4 Satz 2
BauNVO um 50 von Hundert, hochstens bis zum Wert 0,8 tberschritten werden. Die
hochstzulassige GRZ von 0,8 wird fiir ein zum Vergleich heranzuziehendes
Wohngebiet damit um den Wert 0,15 Uberschritten.

Das Vorhaben zielt als eine MaRnahme der Innenentwicklung vorrangig auf die
Schaffung von Wohnbaurecht ab. Daraus erwachsen auch Bedarfe von sozialer
Infrastruktur in Form einer Kindertageseinrichtung, die im Quartier als zusatzlicher
Baustein integriert wurde. Die Einrichtung deckt aber nicht nur den urséchlich
ausgeldsten Bedarf an Betreuungsplatzen sondern senkt auch den
Umgebungsbedarf im Bereich Mittersendling. Zusatzlich wird im Quartier und im
naheren Bereich ein Standort fir kleinflachigen Lebensmitteleinzelhandel integriert.
Dieser ist als Schublade auf Erdgeschossebene in Bauraum B mit einer
Kindertageseinrichtung geplant. Die dafiir notwendigen technischen Anlagen werden
in der Gemeinschaftstiefgaragenanlage situiert. Der Platzbedarf von fir
Wohnnutzung, Einzelhandel und soziale Infrastruktur benétigten Stellflachen fir
Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellanlagen fiihren zu einer fast vollstandigen
Unterbauung des Vorhabengebiets.

Nettobauland | GR GRz GF GFZ max.
[m?] max. max. max.
§ 19 Abs. 2 u. |819 Abs. 2 [m?]
4 BauNVvO und 4
[m?] BauNVvO

Summe 8.650 8.250 0,95 15.200 1,8
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Nettobauland | GR GRz GF GFZ max.
[m?] max. max. max.
§ 19 Abs. 2 u. |819 Abs. 2 [m?]
4 BauNVO und 4
[m?] BauNVO

Vorhaben

Nach § 17 Abs. 2 BauNVO kdnnen die Obergrenzen aus stadtebaulichen Griinden
uberschritten werden, wenn die Uberschreitung durch Umstande ausgeglichen ist
oder durch MalBnahmen ausgeglichen wird, durch die sichergestellt ist, dass die
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht
beeintrachtigt und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden.
Diese Regelung gilt fir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Griinordnung
Nr. 2017b zwar nicht unmittelbar, aber auch unter Beriicksichtigung der in ihr
beinhalteten Festsetzungen sowie Wertungen ist die Uberschreitung der Obergrenze
vorliegend mit einer nachhaltigen, geordneten stadtebaulichen Entwicklung
vereinbar.

Fur die Uberschreitung der Obergrenzen liegen folgende stadtebauliche Griinde vor:

- Schaffung von dringend bendétigtem Wohnraum (siehe wohnungspolitisches
Handlungsprogramm Wohnen in Miinchen VI)

- Nutzung bereits versiegelter Flachen mit guter verkehrlicher Erschliel3ung in
unmittelbarer Nahe zu einer leistungsfahigen Anbindung des OPNV

- Geschlossene Bebauung im Osten zur Erreichung von Schallschutz fir das
geplante Quartier

- Schaffung von larmgeschutzten Binnenbereichen (Wohn- und Freirdume)

- Schaffung von wohnnahen Versorgungsangeboten flir Einzelhandel und sozialer
Infrastruktur (Kindertageseinrichtung) fur das Quartier und das nahere Umfeld

Die allgemeinen Grundsatze des § 1 BauGB sind gewahrt. Gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse, insbesondere eine ausreichende Bellftung, Besonnung und
Belichtung, sind gegeben und wurden in entsprechenden Gutachten zu
Immissionsschutz und Erschitterung sowie der Untersuchung von
Elektromagnetischen Feldern belegt.

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse werden durch folgende Mal3Bnahmen
gesichert:

- Begrenzung der Uberbaubaren Grundstiicksflache durch Baurdume und
Unterbringung der pflichtigen Stellplatze in der Gemeinschaftstiefgarage, um gut
nutzbare, qualitéatsvolle Freiflachen im Binnenbereich zu erreichen

- Begrenzung der Hohenentwicklung der Bebauung durch Festsetzung maximal
zulassiger Wandhodhen zur Sicherstellung einer guten Belichtung und Beluftung

- KompensationsmaflRnahmen zur 6ffentlichen Grun- und Freiflachenversorgung im
raumlichen Zusammenhang mit dem Vorhabengebiet durch
Aufwertungsmafinahmen in vorhandenen 6ffentlichen Griin- und Freiflachen;
diese Malinahmen im Bereich der Neuhofener Anlagen sind im
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Durchfuhrungsvertrag gesichert

- Sicherstellen von larmgeschuitzten und vielfaltig nutzbaren Freiflachen sowohl
ebenerdig als auch als Gemeinschaftsdachgérten

- Festsetzungen zur Grinordnung zur Sicherung von Art, Qualitat und Dichte der
Neubepflanzung sowie Dachbegriinung

- Nebenanlagen auf3erhalb des Bauraumes sind weitgehend ausgeschlossen

- Sicherung eines Schutzabstandes der Luftungs6ffnungen zu schutzbeddrftigen
Freibereichen sowie einer Abluftfihrung der Gemeinschaftstiefgarage in den
freien Windstrom tber Dach der Neubebauung

Es entstehen keine nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt. Es sind auch sonst
keine 6ffentlichen Belange ersichtlich, die gegen diese Bebauung sprechen.

Eine gute ErschlieBung des Vorhabengebiets und die vertragliche Bewaltigung des
Neuverkehrs ist gepruft und nachgewiesen. Offentliche Belange stehen den
Uberschreitungen nicht entgegen.

Die Anforderungen von § 17 Abs. 2 BauNVO fiir eine Uberschreitung der
Obergrenzen in § 17 Abs. 1 BauNVO fur ein zum Vergleich herangezogenes
Allgemeines Wohngebiet sind gegeben.

Uberbaubare Grundstiicksfliche

Die Festsetzung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen (= Baurdume) erfolgt durch
Baugrenzen und Baulinien sowie textliche Festsetzungen. Die Uberbaubaren
Grundstucksflachen werden zu Gunsten von Frei- und ErschlieRungsflachen sowie
zur Sicherung des angestrebten stadtebaulichen Konzepts beschrénkt.

Aus Larmschutzgriinden ist die Bebauung entlang der 6stlichen Baugrenzen der
Bauraume B und C durchgangig zu errichten, die Baurdume A, B und C sind zudem
mit Larmschutzwanden zu verbinden (vgl. Kap. 5.17).

Um die Aul3enspielflachen fiir die Kindertageseinrichtung in ausreichender Gréle
herstellen zu kénnen, wird vor den Gruppenraumen im ersten Obergeschoss an der
Sidfassade ein Balkon angeordnet. Um den Bauraum B nicht zu vergrof3ern, wird
dieser aufRerhalb zugelassen.

Es wird entlang der dstlichen Baugrenze des Bauraums C im dritten Obergeschoss
ein Balkon auf der gesamten Fassadenldnge zuzulassen, der die Baugrenze
Uberschreitet. Dieser verbindet die Treppenhauser, so dass auf diese Weise die
Anforderungen an einen zweiten baulichen Rettungsweg erfillt werden kdénnen.

Fur die bauliche Gestaltung und die Schaffung von privaten, den Wohnungen
zugeordneten Freisitzen, sind Uberschreitungen der Baugrenzen fir Balkone und
Terrassen zulassig.

Zur Sicherung der Funktionsfahigkeit und zur optimalen Ausnutzung des
Untergeschosses und der Gemeinschaftstiefgarage dirfen Treppenabgange, Keller-
und Lagerraume unterhalb des Erdgeschosses auch auf3erhalb der Baurdaume



Seite 67

5.5

5.6

5.6.1

5.6.2

angeordnet werden.

Fur die Entrauchung und naturliche Beliftung der Gemeinschaftstiefgarage werden
nur ebenerdige oder in mit Sitzelementen verbundene Liftungs- und
Entrauchungsschéchte zugelassen. Durch die niveaugleiche Ausfuhrung der
notwendigen Schachte oder deren Integration in Sitzelementen wird die
Freiraumnutzung und Gestaltung kaum beeintrachtigt. Grundsatzlich sind die
Beluftungs- und Entrauchungsschéachte nur im Umgriff der Flache fur die
Gemeinschaftstiefgarage zuléassig. Aus bautechnischen Griinden wird ein
Uberschreiten der Baulinie fur Liftungseinrichtungen im untergeordneten Maf3stab in
Relation zu den Baurdumen zugelassen.

Héhenentwicklung und Wandhéhe

Das allgemeine Gelandeniveau des Umfelds fallt leicht von Siiden nach Norden. Als
Bezugspunkte fir die Wandhéhen der Neubebauung werden dem vorhandenen
Hohenverlauf des Distlhofwegs entsprechend Hohenkoten im Bereich des Gehwegs
festgesetzt. Die festgesetzten Wandhéhen ermdglichen in Bauraum B ein hoheres
Erdgeschoss sowie in den Bauraumen A, C und D die Errichtung eines
Hochparterres. Der obere Messwert wird durch den Abschluss der Attika definiert.

Abstandsflachen
Allgemein

Die Beurteilung der Abstandsflachen erfolgt grundsatzlich nach Art. 6 BayBO. Die
Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ergeben bei Ausnutzung
des festgesetzten Bauraums und der Wandhéhen teilweise innerhalb des
Vorhabengebiets Gebaudeabstande, die die Abstandsflachen fir Wohngebiete
gemal Art. 6 Abs. 5 BayBO unterschreiten. Gemalf Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO wird
festgesetzt, dass sich im Vorhabengebiet die Abstandsflachen auf das sich aus dem
Plan ergebende Malf3 verringern.

Innerhalb des Vorhabengebiets

Durch detaillierte Voruntersuchungen bei der Entwicklung der zulassigen Bebauung
wurde die Vertraglichkeit der geplanten baulichen Dichte und Héhenentwicklung im
Sinne gesunder Wohn- und Arbeitsverhéaltnisse gepruft.

Im Rahmen dieser Priifung wurden hilfsweise die Abstandsflachen gemaf

Art. 6 BayBO herangezogen und mit den sich ergebenden Abstandsflachen innerhalb
eines Baugebietes sowie der Baugebiete untereinander verglichen. Als Basis wurden
die maximale Ausnutzung der Bauraume und der festgesetzten Wandhéhen
angenommen, Bezugshdhen sind die in § 5 der Satzung jeweils festgesetzten
Hohenbezugspunkte.

Die Prifung kommt zu dem Ergebnis, dass sich weitgehend die Abstandsflachen

0,5 H ergeben. Diese Verringerung der Abstandsflachen ermdglicht die stadtebaulich
beabsichtigte Dichte, wobei eine ausreichende Belichtung, Bellftung und der
Brandschutz gesichert sind. An den betroffenen Gebaudeseiten ist die Einhaltung
eines Lichteinfallswinkels von hdchstens 45°, zur in Hohe der Fensterbristung
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liegenden Waagrechten moglicher notwendiger Fenster von Aufenthaltsraumen in
allen Geschossen mdglich.

Aufgrund der stadtebaulichen Grundkonzeption der ,offenen Blockbebauung“— einer
StraRenrandbebauung mit Offnungen zwischen Innenhof und StraBenraum zum
Erreichen durchgangiger Freirdume — und aufgrund des geplanten Hochpunkts am
Quartiersplatz ergeben sich zwischen den Baurdumen A und B sowie zwischen der
nordlichen Baugrenze des Bauraums D und dem gegeniberliegenden Bauraum C
Abstandsflachen kleiner als 0,5 H.

Auch fur die Erdgeschosswohnungen im Bauraum A ist aufgrund der geringeren
Wandhohe des Bauraums B eine Belichtung unter 45° sichergestellt.

An der nordlichen Fassade des Bauraums B wird eine Belichtung von unter 45° erst
ab der Dachterrasse des dritten Obergeschosses erreicht. Fir die betroffenen
Bereiche wird durch eine an die stadtebauliche Situation angepasste
Grundrissgestaltung reagiert. Die zur 6stlichen Seite des Bauraums B gerichteten
Aufenthaltsraume der Wohnungen werden mit Fenstern ausgestattet, so dass eine
ausreichende Belichtung und Besonnung gewahrleistet wird.

Zwischen dem stidwestlichen Teil der Fassade von Bauraum C und dem nérdlichen
Teil der Fassade von Bauraum D kann durch eine entsprechende Ausrichtung der
Grundrisse eine ausreichende Besonnung und Belichtung von Wohnungen erreicht
werden, da die betroffenen Bereiche zwischen Bauraum C und D sehr begrenzt sind.

AuBlerhalb des Vorhabengebiets

Entlang der westlichen Baugrenzen gegeniber der Bestandsbebauung am
Distlhofweg werden die Abstandsflachen auf das sich aus den Hohenfestsetzungen
ergebende Malfd zur Stra3enmitte verkiirzt. Die Verringerung der Abstandsflachen
ermoglicht die stadtebaulich beabsichtigte Dichte — eine ausreichende Belichtung,
Belliftung und Besonnung sowie der Brandschutz sind gesichert. Eine Belichtung
maoglicher notwendiger Fenster von AufenthaltsrAumen von unter mindestens 45°
Lichteinfallswinkel im Erdgeschoss der Bestandsbebauung und des Vorhabens ist
gegeben.

Die nérdliche Baugrenze des Bauteils A liegt unmittelbar an der Grenze des
Vorhabenumgriffs. Die nordlich angrenzenden Flachen sind im Eigentum der DB.

Die Abstandsflachen werden auf das sich aus dem Bebauungsplan ergebende Maf3
verkirzt. Eine Beeintrachtigung des Grundstiickes kann ausgeschlossen werden, da
es als Zufahrt zu den Bahnanlagen genutzt wird und die Unterfihrung unter den
Bahngleisen (Verlangerung Bauernbrauweg) sowie die notwendigen Bdschungen zur
Absicherung des Geléandes dienen.

Entlang der dstlichen Baugrenze werden die Abstandsflachen auf das sich aus dem
Bebauungsplan ergebende Mal} verkirzt. Die ¢stlich angrenzenden Flachen sind
Bahnanlagen, Teilflache des Flurstiicks Nr. 9288 der Gemarkung Miinchen, Sektion
V - Gleisanlagen der DB. Eine Beeintrachtigung der vorhandenen Nutzung dieses
Nachbargrundstiickes besteht nicht, da dieses ebenfalls als Zufahrt zu den
Bahnanlagen genutzt wird. Eine bauliche Nutzung ist nicht vorhanden.
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Zur sidlich des Vorhabengebiets gelegenen Bebauung aus dem Bebauungsplan mit
Grunordnung Nr. 2017a werden die Abstandsflachenwerte eingehalten. Eine
Beeintrachtigung des Grundstuckes kann somit ausgeschlossen werden.

Nebenanlagen, Fahrradabstellplitze
Nebenanlagen

Im Vorhabengebiet werden oberirdische Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
auf3erhalb der Bauraume grundsatzlich ausgeschlossen. Sie sind nur in Gebauden
bzw. in der Gemeinschaftstiefgarage zulassig. Dies sichert die klare Ordnung der
Baukdrper sowie der Freiflachen und tragt dazu bei, dass die zur Verfiigung
stehenden Freiflachen flr die Erholung der Bewohnerschaft nicht weiter
eingeschrankt werden.

Um eine qualitatsvolle und funktionale Gestaltung der Kita mit ihren
AulRenspielflachen zu sichern, sind die notwendigen Nebenanlagen der
AuBRenspielflache und die Kinderspielplatze nach Art. 7 BayBO auch auf3erhalb der
Baurdume zulassig.

Im Bereich der AuRRenspielflache der Kindertageseinrichtung ist am Distlhofweg
zudem ein Bauwerk flir die Bellftung der Kellerraume und Gemeinschaftstiefgaragen
erforderlich. Dieses wird als oberirdisches Element ausgebildet, um eine
Beeintrachtigung der Aul3enspielflache zu vermeiden. Mit der vorgegebenen Hbéhe
kann das Element in die Gestaltung der Einfriedung der Aul3enspielflache integriert
werden.

Fahrradabstellplatze

Die nach der Satzung der Landeshauptstadt Miinchen Uber die Herstellung und
Bereithaltung von Abstellplatzen fir Fahrrader (Fahrradabstellplatzsatzung - FabS)
notwendigen Fahrradabstellpléatze sind aus gestalterischen Griinden und um die
Freiflachen fur andere Nutzungen freizuhalten, in die Baukérper, beziehungsweise in
die Tiefgarage, zu integrieren. Auf Art. 46 Abs. 2 BayBO bei Wohnnutzung wird
hingewiesen. Fir Besucherinnen und Besucher oder zum kurzzeitigen Abstellen
taglich genutzter Fahrréader werden je Hauseingang auch offene
Fahrradabstellmdglichkeiten mit sechs bis acht Stellplatzen aul3erhalb der Baurdume
zugelassen. Aufgrund der beengten Situation im Innenhof zwischen den Baurdumen
C und D ist hier eine geringere Anzahl an Fahrradabstellplatzen zuléassig als in den
ubrigen Bereichen. Eine Uberdachung oder Einhausung wird aus gestalterischen
Grinden ausgeschlossen.

Zur Verbesserung der Erreichbarkeit und zur Forderung des nicht motorisierten
Verkehrs werden fur die Nichtwohnnutzungen (Einzelhandel und Kita) oberirdische
Fahrradabstellméglichkeiten von jeweils acht Fahrradern zugelassen.

Dachform, Dachaufbauten, Gemeinschaftsdachgarten

Um eine einheitliche Dachlandschaft zu sichern und eine Begriinung und Nutzung



Seite 70

der Déacher zu erméglichen, werden durchgehend Flachdacher festgesetzt.
Grundsatzlich sind auf den Dachflachen aller Bauraume Dachaufbauten, technische
Aufbauten sowie Antennen und Satellitenempfangsanlagen nicht zulassig, um
Dachflachen soweit mdglich zu begriinen und damit einen Beitrag zur Verbesserung
der Energiebilanz der Gebaude sowie des Stadtklimas zu leisten. Die dulRere
Anmutung der Wohnanlage soll nicht durch die o0.g. Dachaufbauten und
Antennenanlagen gestort werden.

Zur Deckung des Freiflachenbedarfs und zur Erganzung der ebenerdigen Freiflachen
werden Flachen fir Gemeinschaftsdachgarten im Bauraum B festgesetzt. Diese
dienen den Bewohnerinnen und Bewohnern des Bauraums B und sind barrierefrei zu
erschlieen. Damit werden als Erganzung der ebenerdigen Freiflachen zusatzliche,
wohnungsnahe Freiflachen geschaffen. Die Sicherung zu Gunsten der
Landeshauptstadt Minchen ist notwendig, um bei spateren Eigentiimerwechseln
oder Veranderungen sicherzustellen, dass das Angebot auf den Dachflachen
weiterhin gesichert bleibt.

Um ein ausreichendes Flachenangebot zu sichern, werden die Flachen fir
Treppenhauser und Abstellraume begrenzt.

Des Weiteren befindet sich auf dem Bauraum B mit der WH 6,5 m noch ein Teil der
AuRRenspielflache der Kita. Diese wird Uber die umliegenden Zimmer der Kita
erschlossen. Alle fur eine Kita notwendigen Spielgerate und Aufbauten werden in
diesem Bereich zugelassen und diirfen errichtet werden.

Fir eine sichere Nutzung der Dachflachen werden Absturzsicherungen notwendig,
diese sind bei Anbringen an der Au3enkante der Fassade Teil der Wandhdhe. Wird
die Absturzsicherung um das Malf3 ihrer Hohe von der AuRenkante der Fassade
abgerickt, kann die Wandhohe entsprechend dem abgerickten Maf3 erhoht werden.
Das Vorhaben sieht eine an die Innenseite der Attika angebrachte Absturzsicherung
vor, die schrag ausgebildet wird.

Zur besseren Nutzbarkeit der Gemeinschaftsdachgérten werden im Bauraum B
Pergolen fir die Beschattung zugelassen, die ebenfalls um das Mal3 ihrer HoGhe von
der AuRenkante der Fassade, entsprechend der Satzungsbestimmungen,
abzurtcken sind.

Zur Sicherung einer dauerhaften Begriinung werden Mindestmal3e flr den
Bodenaufbau der Pflanzbereiche festgelegt.

Bei Herstellung der Gemeinschaftsdachgarten sind mindestens 30 % der
gemeinschaftlich nutzbaren Flachen als intensive Dachbegriinung mit einer
Mindestgesamtschichtdicke (einschlie3lich Dranschicht) von im Mittel 0,40 m
anzulegen. Durch die erhdhte Substratschicht kdnnen diese Bereiche mit Stauden
und Strauchern bepflanzt werden, die als wohltuendes gliederndes Element dienen
oder den Bewohnerinnen und Bewohnern sogar als Flache fur ,Urban Gardening*
zur Verfiigung stehen.

Zur Deckung des Freiflachenbedarfs fiir die Bewohnerschaft des Bauraums B ist die
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Dachflache tber dem 1. OG (WH 6,5 m) als gut nutzbare, qualitativ hochwertig
gestaltete und begriinte Dachflache herzustellen.

Hier ist auch der Kinderspielplatz nach Art. 7 Abs. 2 BayBO nachzuweisen. Um diese
Malnahmen und freiraumplanerischen Ziele umsetzen zu kénnen, sind im
Gebaudeteil B mit der Wandhohe 6,5 m z.B. technische Dachaufbauten nicht
zulassig. Damit sollen die umliegenden AuRenspielflachen der Kita vor
Larmbeeintrachtigungen geschiitzt und gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
gewahrt werden.

Fur eine ruhige Dachlandschaft und eine untergeordnete Dachnutzung sind
Dachaufbauten ausschlieR3lich zum Zweck der ErschlieBung und Nutzung der
Gemeinschaftsdachgarten sowie notwendige technische Anlagen sofern sie ihrer Art
und Zweck nach der Nutzung im Geb&ude dienen, zulassig.

Um negative gestalterische Wirkungen auf die Umgebung, die benachbarten
bestehenden Wohngebiete und innerhalb des Vorhabengebiets zu vermeiden und
um eine ruhige Dachlandschaft zu schaffen, werden Dachaufbauten und technische
Anlagen in ihrer Zweckbestimmung, Lage, GrofRe und HOohe beschrénkt. Sie sind,
soweit technisch méglich, baulich in Einheiten zusammenzufassen und einzuhausen.
Die Festsetzungen zielen auf ein qualitatsvolles, ruhiges Erscheinungsbild der
Gebéaude und inshesondere der Dachlandschaft, aber auch auf das Freihalten von
Flachen fir die Dachbegrinung und die gemeinschaftliche Dachflachennutzung.

Als Beitrag zur Erreichung der 6kologischen Zielsetzungen sind technische Anlagen
zur Nutzung von Sonnenenergie (z. B. Solarzellen) von den Flachenbeschrankungen
ausgenommen.

Bei Errichtung von Sonnenenergieanlagen ist die Kombination mit Dachbegrinung
vorgeschrieben. Die Kombination ist flachenmafiig getrennt (nebeneinander oder
Ubereinander) mdglich. Bei Verwendung von liegenden Solaranlagen darf die zu
begriinende Dachflache nur zur Hélfte Uberdeckt werden, um den 6kologischen
Effekt der Dachbegriinung zu gewéhrleisten. Werden Anlagen zur
Solarenergiegewinnung eingesetzt, ist eine prozentuale Kombination innerhalb des
Bauantrags nachzuweisen. Die Sonnenenergieanlagen sind so zum
Bahnbetriebsgeléande und der Bahnlinie anzuordnen und zu gestalten, dass jegliche
Blendwirkung ausgeschlossen wird. Um die Flachen zur Nutzung von Sonnenenergie
nicht einzuschranken und um den 6kologischen Effekt der Dachbegriinung zu
gewabhrleisten, ist die private Nutzung der Dachflachen unzulassig.

Abweichend davon ist eine private Freiflichennutzung im Bauraum B entlang der
ndrdlichen und 6stlichen Abgrenzung der WH 6,5 m und WH 14,8 m mit einer Tiefe
von maximal 2,5 m zulassig, um eine Trennung zwischen dem privaten und dem
offentlichen Bereich zu erreichen.

Werbeanlagen

Im Bebauungsplan werden Festsetzungen getroffen, die den Umfang an Werbung

regeln und optische Beeintrachtigungen minimieren, ohne Werbung grundsatzlich zu
unterbinden. Werbeanlagen sollen hinweisenden Charakter haben und den Standort
des jeweiligen Unternehmens bzw. der Einrichtung der Statte der Leistung kenntlich
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machen. Sie sollen das stadtebauliche und freiraumplanerische Erscheinungsbild
nicht stéren und sich in Umfang, Form und Farbgebung der Architektur anpassen.
Werbeanlagen und Fassadenbeleuchtung in Form von laufenden Schriften, Blink-
und Wechselbeleuchtung, Wechselwerbung sowie sich bewegende Werbeanlagen
wuirden eine unangemessene, dominante Wirkung entfalten. Sie werden ebenso wie
Skybeamer, Laserstrahler und ahnliche Einrichtungen, die eine stérende Wirkung
auch auf die Umgebung des Vorhabengebietes hatten, ausgeschlossen.

Dienstbarkeitsflachen

Der Quartiersplatz im Norden tragt wesentlich zur Identitéatsbildung des
Gesamtquatrtiers bei. An ihm sollen vorwiegend offentliche Nutzungen wie
Nahversorgung sowie Spiel- und Kommunikationsbereiche fir die Anwohnerschaft
etabliert werden.

Um seine Funktion als offentlicher Treffpunkt zu gewahrleisten, wird dort ein
Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit dinglich gesichert.

Im Osten des Vorhabengebiets wird eine FuRwegeverbindung, die an die
bestehende 6ffentliche Grinflache im rechtsverbindlichen Bebauungsplan mit
Grinordnung

Nr. 2017a anknipft, zugunsten der Allgemeinheit dinglich gesichert.

Diese dient zur ErschlielBung des Gebietes und kann sinnvollerweise auch von der
Allgemeinheit genutzt werden.

Im nordwestlichen Bereich des Vorhabengebiets verlauft stdlich zum
Bauernbrauweg ein Entwasserungskanal mit entsprechender Leitungsschutzzone
zur Kanalmitte. Ein Teil der Leitungsschutzzone liegt noch im Vorhabengebiet und
wird daher mit einem Geh- und Leitungsrecht zu Gunsten der Landeshauptstadt
Minchen dinglich gesichert.

Um eine ausreichende Flexibilitat in der Baurealisierung zu gewéhrleisten, kann
unter den in der Satzung bestimmten Voraussetzungen von der festgesetzten Lage
der Dienstbarkeitsflachen sowie des festgesetzten FuBweges abgewichen werden.

Verkehr, Gemeinschaftstiefgarage, Kfz-Stellplatze, ErschlieBung
Verkehrskonzept

Die Erschliel3ung des Vorhabengebiets fur den motorisierten Individualverkehr erfolgt
vom Knotenpunkt Passauerstral3e / Bauernbrauweg her zum Distlhofweg. Der
Bauernbrauweg endet fiir den motorisierten Individualverkehr und geht in den
Distlhofweg tber. Fir Radfahrerinnen und Radfahrer sowie fir FuRgangerinnen und
FuRRganger besteht die Mdglichkeit durch die Unterfiihrung die S-Bahn zu erreichen
und Uber die Schottlstrale in den Stadtbezirk Sendling zu gelangen. Der Distlhofweg
endet im sidlichen Bereich des Bebauungsplans mit Griinordnung Nr. 2017a mit
einer Wendeanlage. Hier besteht ein Ful3- und Radweg in sludlicher Richtung mit
einer Bahnunterfiihrung in den Stadtbezirk 6 — Sendling und zur ZielstattstralRe.

Die Zu- und Ausfahrt der Gemeinschaftstiefgarage sowie die Anlieferung sind im
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Bereich von Bauraum B angeordnet um die Bestandsbebauung am Distlhofweg
mdglichst wenig durch den Neuverkehr aus dem Vorhabengebiet zu belasten.

Radfahrerinnen und Radfahrer werden von der ZielstattstralRe kommend Uber den
Distlhofweg zum Bauernbrauweg gefiihrt. Dort besteht Anschluss an die
Ubergeordnete Radwegeverbindung in den Stadtbezirk 6 - Sendling zur
Plinganserstraf3e und in Richtung Gottfried-Bohm-Ring.

Am Bahnhof Mittersendling besteht ful3laufig Anschluss an die S-Bahn und an
einzelne Nahverkehrsziige. Das Vorhabengebiet wird auf3erdem an der Haltestelle
Aduni- straf3e Gber den Metrobus 53 in Richtung Harras und Aidenbachstralie
bedient.

5.11.2 Nahmobilitatskonzept

Fur das Vorhaben wurde ein Nahmobilitdtskonzept erstellt, das Anregungen zur
Steigerung der Attraktivitat der Nahmobilitat fir das Vorhaben nachweist. Das
Konzept schlagt folgende Maflinahmen vor:

«  Schaffung von attraktiven Abstellmdglichkeiten fur Fahrrader, Rader mit
Anhénger, E-Bikes und Pedelecs.

« Herstellung eines Angebots von Carsharing in Verbindung mit einer
E-Ladestation.

« Angebote fur E-Mobilitat in den Tiefgaragen und Gebauden wie z. B.
Lademdglichkeiten fir Elektroautos in der Gemeinschaftstiefgarage und fiir
E-Bikes in Fahrradabstellrdumen.

5.11.3 Stellplatze fiir Kfz, Gemeinschaftstiefgarage, Anlieferung

Im Vorhabengebiet soll der Nachweis der pflichtigen Stellplatze grundséatzlich auf
dem privaten Baugrundstiick erfolgen. Um die Freiflachen in der verdichteten
Bebauung fiir Erholung, Spielnutzung und Ahnliches zu aktivieren, sind die nach Art.
47 BayBO und der Stellplatzsatzung der Landeshauptstadt Miinchen erforderlichen
Stellplatze in einer Gemeinschaftstiefgarage unterzubringen. Sie sind nur innerhalb
der festgesetzten Bauraume und in dem im Plan gekennzeichneten Bereich zuléssig.
Neben den pflichtigen Stellplatzen fur die Wohnnutzung und denen der Kita sind
auch Kundenstellplatze fur die gewerblichen Nutzungen in der
Gemeinschaftstiefgarage sowie weitere Untergeschossnutzungen wie
Fahrradabstellanlagen, Millanlagen, Trafostation und Kellerraume integriert.

Zur Sicherung der Freirdume, der stadtraumlichen Qualitat und der Abwicklung des
Verkehrsaufkommens wird die Lage des Zufahrtsbereichs beschrankt. Aus dem
gleichen Grund sind Zufahrt, Zu- und Ausgénge sowie Notausgange und die
Entliftung in die Geb&ude zu integrieren.

Zur Bewaltigung der Anlieferung des Einzelhandels wird eine Anliefertasche
festgesetzt. Die Innenwénde und Deckenbereiche der Anlieferzone sind
schallabsorbierend verkleidet. Auierdem wird der Anlieferbereich mit einem Rolltor
verschlossen, um die Bewohnerinnen und Bewohner vor Schallimmissionen durch
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den Einzelhandelsmarkt zu schiitzen. Zusatzlich ist die Belieferung des
Einzelhandels zeitlich begrenzt.

Fir den Hol- und Bringverkehr der Kindertageseinrichtung werden keine gesonderten
Stellplatze auf den Baugrundstiicken vorgesehen, um das Freiflachenangebot nicht
zu verringern und die oberflachige Versiegelung zu minimieren. Dies ist mdglich, da
zum kurzen Halten Besucherstellplatze im offentlichen Stralenraum genutzt werden
kénnen. Aufgrund der unmittelbaren Lage zur S-Bahn-Haltestelle Mittersendling kann
davon ausgegangen werden, dass bevorzugt nicht motorisierte Verkehrsmittel
gewahlt werden.

Zum Schutz der Freiraume und um die umliegenden Gebaude mit ihren Nutzungen
nicht zu belasten, ist die mechanische Entliftung der Gemeinschaftstiefgarage in die
Gebéude zu integrieren und Gber Dach in den freien Windstrom zu fiihren. Auch
sonstige Offnungen fur die Beliiftung der Gemeinschaftstiefgarage sind deshalb mit
einem Mindestabstand von 4,50 m zu 6ffenbaren Fenstern und Tlren von
schutzbedurftigen AufenthaltsrAumen sowie sensiblen Auf3enbereichen (z.B.
Spielbereichen, Terrassen, Ruhezonen) anzuordnen.

Die erforderlichen Luftungsgitter sind bodenbiuindig oder als Sitzelemente in das
Freiraumkonzept zu integrieren, um eine uneingeschrankte Nutzbarkeit der
Freiflachen zu gewahrleisten. Abweichend davon ist im Bereich der Aul3enspielflache
der

Kindertageseinrichtung ein Luftungsbauwerk mit einer Héhe von 1,40 m zulassig
(vgl. Kap. 5.4). Dieses wird zugelassen, da hier der Schutz der Auf3enspielflache der
Kinder im Vordergrund steht und das untergeordnete Liuftungsbauwerk in die
Heckeneinfassung der Kindertageseinrichtung integriert werden kann.

Zur Sicherung einer dauerhaften Begriinung wird die H6henlage der
Tiefgaragendecken unter zu begriinenden Freiflachen definiert und Mindestmaf3e fir
den fachgerechten Bodenaufbau festgesetzt. Mit den unterschiedlichen Hohenlagen
wird auf das vorhandene Gefalle und die kiinftige Situation in den einzelnen
Freibereichen eingegangen.

Feuerwehr, Brandschutz

Mit dem stadtebaulichen und freiraumplanerischen Konzept und den Festsetzungen
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans werden die Voraussetzungen geschaffen,
dass den Belangen der Feuerwehr bei der Realisierung der Bauvorhaben Rechnung
getragen werden kann. Grundsatzlich tragt jeder Bauherr die Verantwortung fir die
Belange des vorbeugenden Brandschutzes.

Das Konzept zu den Aufstellflachen fur die Feuerwehr sieht eine mdglichst
flachensparende Feuerwehrerschliel3ung vor. Primar wird der zweite Rettungsweg
vom Distlhofweg aus sichergestellt. Das Gebaude im Bauraum A wird Uber
Feuerwehraufstellflachen auf dem Quartiersplatz gesichert. Im Bauraum B erfolgt der
zweite Rettungsweg in den riickwartigen Obergeschossen tber den Innenhof auf
Hohe des ersten Obergeschosses.
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Der Binnenbereich von Bauraum C und D wird, mit Ausnahme einer senkrecht zur
Stral3e liegenden Feuerwehrzufahrt, von weiteren Aufstellflachen freigehalten. Die
rickwartig gelegenen Gebaude im Bauraum C erhalten im dritten Obergeschoss
entlang der dstlichen Baugrenze einen zweiten baulichen Rettungsweg, der als
offener Laubengang zwischen den Treppenhéausern aufgespannt ist. Damit stehen
jeder Wohnung zwei notwendige Treppenraume zur Verfigung. Darunterliegende
Wohnungen kdnnen ebenfalls Uber die Treppenhdauser oder durch Anleitern evakuiert
werden.

Die darunterliegenden Geschosse weisen eine geringere Briistungshdhe auf,
weshalb eine Rettung mittels Anleitung oder tber die Fluchttreppenkerne geschieht.

Aufschiittungen, Abgrabungen

Fur eine ruhige Gestaltung und gute Nutzbarkeit der Freiflachen werden
Aufschiittungen und Abgrabungen grundsatzlich ausgeschlossen. Um zugleich eine
gute Anbindung des Geladndes an die Umgebung und eine barrierefreie
Zuganglichkeit der Freiflachen zu gewahrleisten, sind Gelandemodellierungen fiir
diesen Zweck zulassig.

Ausnahmen werden auch getroffen, um eine lebendige und vielseitige
AulRenraumgestaltung und das Entwurfsprinzip angehobener Innenhéfe zu
ermdglichen und zur Gestaltung von Spielplatzen und Au3enspielflachen der
Kindertageseinrichtung. Aufschittungen fur einen erhdéhten Substrataufbau im
Bereich von Baumpflanzungen sind zur Sicherung einer nachhaltigen Begrinung
zulassig.

Einfriedungen

Um einen insgesamt offenen Charakter und eine gute Durchlassigkeit im Quartier zu
sichern, werden Einfriedungen und Einzaunungen grundsatzlich ausgeschlossen. Sie
werden nur fur diejenigen Bereiche zugelassen, zu deren Eigenart die Einfriedung
gehort oder Sicherheitsbelange (z. B. Einfriedung zu Bahnanlagen, Einfriedung der
AulRenspielflache der Kindertageseinrichtung, Kinderspielplatz nach Art. 7 BayBO,
private Wohnungsgarten) dies erfordern. Sie sind als offene Zaune, ohne Sockel mit
einer Bodenfreiheit von mindestens 0,10 m zu errichten, um die Durchlassigkeit fir
Kleinsauger zu ermoéglichen.

Die Einfriedung zu den 6stlich gelegenen Bahnanlagen kann mit notwendigen
Larmschutzmalinahmen kombiniert werden. Die Einfriedungen entlang der
Bahngleisanlagen ist aus Sicherheitsgriinden zur baulichen Trennung von
Fahrverkehr der DB und der fu3laufigen Verbindung in Nord-Std-Richtung zul&ssig.
Larmschutzmalinahmen sind zum Schutz der ebenerdigen Freibereiche bis zu einer
Hohe von 3,00 m 0GOK notwendig und bilden gemeinsam mit den
Larmschutzwanden zwischen den Gebauden den notwendigen Larmschutz gegen
Anlagen- und Verkehrslarm (vgl. Kap. 5.17). Die herausgeldsten Larmschutzwénde
stellen auRerdem die Vernetzung fur Ful3géngerinnen und Ful3ganger zwischen den
einzelnen Bauteilen sicher.

Entlang der nordlichen Vorhabengebietsgrenze sind Einfriedungen zwingend
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festgesetzt, um Passantinnen und Passanten am Betreten der angrenzenden
Flachen der DB zu hindern. Das Queren der Bahnanlagen vom Quartiersplatz zum
Bauernbrauweg soll aus Griinden der Verkehrssicherheit an dieser Stelle wegen des
Schwerlastverkehrs unterbunden werden.

Um dem Bedurfnis der Bewohnerinnen und Bewohner nach Ruhe und Privatsphére
nachzukommen, sind zwischen Terrassen einheitlich gestaltete Trennwénde zuldssig.
Um eine hohe gestalterische Qualitat zu sichern, werden die Sichtschutzelemente in
ihren Abmessungen begrenzt.

Griinordnung

Auf der Ebene der privaten Griuin- und Freiflachen des Vorhabengebiets wird mit dem
vorliegenden Planungskonzept bestehend aus gemeinschatftlichen Freiflachen in den
Binnenbereichen und auf den Dachern sowie wohnungsbezogenen Freiflachen
(Wohnungsgarten, Loggien, Balkone) ein attraktives Angebot an Freiflachen fir alle
Bewohnerinnen und Bewohner sichergestellt. Qualitativ sind durch die gute
Besonnung und die larmgeschitzte bzw. hofartige Ausbildung der Freirdume gute
Nutzungs- und Gestaltungsmadglichkeiten gesichert.

Die Festsetzungen der Grinordnung im Bereich der privaten Flachen sichern die
Umsetzung der angefiihrten Ziele und der landschaftsplanerischen Grundidee. Im
Vordergrund stehen dabei die Erholungsversorgung, die Gliederung und
Identitatsbildung sowie die 6kologische Optimierung im Vorhabengebiet.

Um eine ausreichende Durchgriinung des Vorhabengebiets sicherzustellen, wird
festgesetzt, dass innerhalb des Umgriffs liegende, unbebaute Flachen entsprechend
den griinordnerischen Festsetzungen zu begriinen sind. Es werden Festsetzungen
getroffen, die eine dauerhafte und mdéglichst durchgehende Bepflanzung der
Freiflachen auf allen nicht Gberbauten Flachen im Vorhabengebiet gewahrleisten. Die
oberirdische Versiegelung ist auf ein notwendiges Minimum zu reduzieren. Die
Platzflache, notwendige Zugange und Zufahrten sowie Befestigungen fir
Spielflachen sind von den Begriinungsfestsetzungen ausgenommen, um die
Erschlielung etc. auf dem Grundstiick sicherzustellen. Um den oberirdischen
Versiegelungsanteil zu reduzieren, sind diese moglichst wasserdurchlassig
herzustellen.

Die Grunausstattung wird maRgeblich durch Baumpflanzungen geprégt. Daher wird
neben quantitativen Festsetzungen zur Pflanzung von Baumen auf nicht Gberbauten
Flachen das raumpragende Baumquadrat am Quatrtiersplatz festgesetzt.

Mit der Festlegung von Mindestpflanzgré3en von Baumen wird bereits bei der
Pflanzung ein Mindestmaf? an raumwirksamer Durchgriinung sichergestellt. Um flr
die Baume in Belagsflachen eine gute Wasserversorgung und Durchliftung des
Bodens zu gewéhrleisten, werden Anforderungen an die Gré3e und Beschaffenheit
der Pflanzflachen festgesetzt.

Mit der Durchfiihrung der Planung werden die oberirdisch versiegelten und
befestigen Flachen auf das notwendige Mindestmal3 reduziert. Der
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Versiegelungsgrad andert sich durch die Uber- und Unterbauung nicht und verbleibt
bei ca. 95 %. Aufgrund der qualitativ hochwertigen Begriinung im Innenhof von
Bauraum C und D, im Bereich der Au3enspielflache der Kita sowie der Platzflache,
erscheint der Versiegelungsgrad optisch jedoch weitaus geringer, die 6kologischen
Vorteile der nachhaltigen Begriinung sind trotz Unterbauung positiv zu bewerten.

Gemal der Satzung Uber die Benltzung der Entwasserungseinrichtungen der
Landeshauptstadt Miinchen - Entwasserungssatzung ist es Ziel, das anfallende
Niederschlagswasser vor Ort zu versickern. Da dies in dem nahezu vollstandig
versiegelten Vorhabengebiet oberflachig nur bedingt moglich ist, sind daher Rigolen
oder Sickerschachte festgesetzt. Diese werden unterhalb der
Gemeinschaftstiefgarage vorgesehen.

Das Planungskonzept sieht fur ebenerdige Wohnungen Garten vor. Um ausreichend
Raum fur gemeinschaftlich nutzbare Bereiche und Spielplatzflachen zu sichern,
werden die Flachen fir private Wohnungsgarten auf bestimmte Bereiche beschrankt.
Zum Schutz der Privatsphare ist eine Abgrenzung der Garten mit einheitlichen
Schnitthecken aus heimischen Laubgehdlzen bis zu einer Héhe von 1,50 m zul&ssig.
Die Festlegung der Pflanzenart dient der 6kologischen Nachhaltigkeit.

Die nach Art. 7 Abs. 2 BayBO notwendigen privaten Spielflachen fur Klein- und
Schulkinder sind in Sicht-und Rufweite der Wohnungen auf dem Vorhabengebiet
nachzuweisen, um eine wohnortnahe Versorgung zu gewahrleisten.

Auf die artenschutzrechtlichen Beschréankungen, insbesondere zur Beseitigung von
Baumen und Gehdlzen gemal § 39 des Gesetzes Uber Naturschutz und
Landschaftspflege — Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) wird hingewiesen.
Dieses gilt auch fir die Beseitigung der Rankpflanzen im stdostlichen Bereich.
Hierdurch kdnnen artenschutzrechtliche Verbotstatbestande fiir moglicherweise im
Gebiet vorkommende Vogelarten vermieden werden.

Innerhalb des Planungsumgriffs wurden keine weiteren Strukturen oder
artenschutzrechtlich relevante Tiere vorgefunden. Um die auRerhalb des
Vorhabengebietes gesichteten, aber durch das Vorhaben nicht direkt betroffenen
Zauneidechsen und Blaufligeligen Odlandschrecken zu beriicksichtigen, ist
nachfolgende MalRnahme wahrend der Bauzeit umzusetzen:

Es diurfen wahrend des Baubetriebs am Stidrand zwischen Marz und Oktober keine
Rohboden entstehen. Sollte dieses nicht méglich sein, so muss die Baustelle mit
einem niedrigen, bodendichten Zaun (sog. ,Amphibienzaun®) entlang der gesamten
Sudgrenze abgeschirmt werden, sodass aus den au3erhalb des Planungsumgriffs
liegenden Vorkommen um den Prellbock keine Reptilien direkt einwandern kénnen.
Bei der Ausfilhrung der Baumal3nahme ist eine 6kologische Baubegleitung
einzusetzen.

Transparente Larmschutzwéande fiihren immer wieder zu vermehrtem Vogelschlag,
daher ist bei der Ausfiihrung der Larmschutzwénde auf eine Minimierung dieser
Gefahr zu achten. Transparente LArmschutzwénde oder transparente Teile davon
sind so zu gestalten, dass die Gefahr von Vogelkollisionen ausgeschlossen oder
weitgehend minimiert wird. Dies erfolgt durch transluzente Gestaltung oder durch
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Ausflihrung mit geeigneten, sichtbaren Markierungen, die einen Wirkungsgrad von
mindestens 80 - 90 % erreichen. Zur Beurteilung der Wirksamkeit ist im
Baugenehmigungsverfahren eine fachliche Stellungnahme vorzulegen.

Da im Planungsumgriff keine 6ffentliche Grinflache festgesetzt wird, werden zur
Deckung des urséchlichen Bedarfs an offentlichen Griin- und Freiflachen sowie als
Kompensationsmaflinahme in Anlehnung an § 17 BauNVO Aufwertungen im
nordlichen Teil der Neuhofener Anlagen, zwischen Plinganser- und
Brudermuhlstral3e, vorgenommen. Die Neuhofener Anlagen sind ful3laufig vom
Vorhabengebiet zu erreichen. Zur Verbesserung der Aufenthaltsqualitat und
Attraktivitat wird der Kinderspielplatz mit inklusiven Spielgeraten ausgestattet, ein
Wasserspielplatz sowie anspruchsvolle Kletteranlagen angelegt.

Die Aufwertungsmaf3hahmen werden im Durchfihrungsvertrag gesichert.

Um Zwange im Bauvollzug zu vermeiden, sind geringfligige Abweichungen von den
Festsetzungen zur Erweiterung des gestalterischen und planerischen Spielraums
zulassig.

Die Bestimmungen der Freiflachengestaltungssatzung vom 23.04.1996 gelten
entsprechend.

Soziale Infrastruktur

Im Vorhabengebiet ist eine Kita mit je zwei Kinderkrippen- und zwei
Kindergartengruppen festgesetzt. Diese deckt den urséchlichen Bedarf im
Vorhabengebiet und zusatzliche Bedarfe aus der Umgebung.

Der durch die Planung ausgeldste Grundschulbedarf kann durch
schulorganisatorische MaflRnahmen an der Conrad-Celtis-Grundschule abgedeckt
werden.

Immissionsschutz

Ein ausreichender Schutz gegen Immissionen ist eine Voraussetzung flr gesunde
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse und wichtiges Kriterium fir eine hohe
Aufenthaltsqualitat im Gebaude und im Freiflachenbereich.

Das Vorhabengebiet unterliegt neben den Larmbeeintrachtigungen durch Verkehrs-
(Straf3e und Schiene), Gewerbe- und Anlagenlarm auch Beeintrachtigungen durch
Erschitterungen sowie elektrischer und magnetischer Felder. Die Immissionen sind
nach verschiedenen rechtlichen und technischen Regelwerken zu beurteilen. Im
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde ein Schallgutachten, ein
erschitterungstechnisches Gutachten sowie eine Untersuchung elektrischer und
magnetischer Felder in Auftrag gegeben.

Die Ein- und Auswirkungen der zukiinftigen Verkehrs- und Anlagengerausche auf
und durch das geplante Vorhaben wurden prognostiziert und mit den Anforderungen
an den Schallschutz im Stadtebau entsprechend der DIN 18005, der 16. BImSchV
und der TA Larm beurteilt.
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Verkehrslarm

Allgemein

Zum 01.01.2015 hat sich die Sechzehnte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-
Immissionschutzgesetzes — Verkehrslarmverordnung 16. BImSchV geandert und ein
neues Berechnungsverfahren zur Ermittlung des Beurteilungspegels fur
Schienenwege (Schall 03, in der Fassung vom 23.12.2014) wurde eingefihrt. Die
geanderten Bestimmungen beziehen sich formal nur auf den Neubau oder die
wesentliche Anderung von Verkehrswegen (Anwendungsbereich der 16. BImSchV).
Allerdings sind die allgemeinen Bestimmungen des Gesetzes zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Gerausche,
Erschitterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-Immissionsschutzgesetz -
BImSchG) und die wertenden Maf3stabe der 16. BImSchV auch im Rahmen der
Abwagung des Schallschutzes in der Bauleitplanung eine bedeutsame Grundlage.

Darlber hinaus kann erwartet werden, dass die gednderte rechtliche Grundlage auch
in der Rechtsprechung als ,anerkannte Regel der Technik* Bindewirkung entfaltet.
Zudem ist auf Grund einer Anderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Elftes
Gesetz zur Anderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes vom 02.07.2013) der
Abschlag von 5 dB(A) zur Berticksichtigung der geringeren Storwirkung von
Schienenverkehrsgerauschen (sog. ,Schienenbonus") fir Planfeststellungsverfahren
von Bahnstrecken ab dem 01.01.2015 sowie fur StralRenbahnen ab 01.01.2019 nach
der 16. BImSchV nicht mehr anzusetzen.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan weist keine Gebietskategorie nach BauNVO
auf. Aufgrund des hohen Wohnanteils wurde das Vorhabengebiet mit der
Schutzbedirftigkeit eines allgemeinen Wohngebiets (WA) gleichgesetzt und
dementsprechend beurteilt.

Daher erfolgte die hier dargestellte Berechnung der Verkehrslarmeinwirkungen mit
dem aktuellen Berechnungsverfahren sowie ohne Schienenbonus.

Bereich zwischen dem Planungsgebiet und der Bahnlinie

Im vergleichsweise herangezogenen Allgemeinen Wohngebiet sind luftungstechnisch
notwendige Fenster schutzbedurftiger Aufenthaltsraume von Wohnungen und
Kindertageseinrichtungen, an denen ein Beurteilungspegel durch Verkehrslarm von
59 dB(A) tags oder 49 dB(A) nachts Uberschritten wird, durch eine geeignete
Grundrissorientierung auf Gebaudeseiten mit geringeren Larmpegeln anzuordnen.
Sofern dies aus Grinden der Grundrissgestaltung nicht méglich ist, sind fur diese
Raume schalldammende Liftungseinrichtungen oder andere technisch geeignete
MalRnahmen mit einem ausreichenden Schalldamm-Mal der Au3enbauteile
(passiver Schallschutz) zur Beluftung vorzusehen.

Nach Errichtung des Vorhabens treten die hdchsten Verkehrsgerauschpegel mit bis
zu 69/66 dB(A) Tag/Nacht an den Fassaden entlang der Bahnlinie auf. Die
Orientierungswerte der DIN 18005 fir ein Allgemeines Wohngebiet (WA) von 55/45
dB(A) Tag/Nacht werden entlang der Bahnlinie nahezu im gesamten Vorhabengebiet
uberschritten (insbesondere nachts). Die Uberschreitungen parallel zur Bahnlinie
betragen bis zu 14/21 dB(A) Tag/Nacht.
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Bereich Distlhofweg / Bauernbrauweg
Die Orientierungswerte der DIN 18005 flr ein Allgemeines Wohngebiet (WA) werden
entlang des Distlhofwegs um 4/7 dB(A) Tag/Nacht Gberschritten.

Die prognostizierten/ berechneten ,Beurteilungspegel durch Verkehr" auf
ebenerdigen Freibereichen (Berechnungshdhe h = 2,00 m tGOK bzw. Erdgeschoss
bei Einzelpunktberechnung) betragen bei Verkehrsgerauschen tagsiber entlang des
Distlhofwegs und im mittleren Vorhabengebiet (Baumraum B) bis zu 57 dB(A) und im
sudlichen Vorhabengebiet (Baumrdume C und D) bis zu 64 dB(A).

Es erfolgt eine Uberschreitung der Orientierungswerte am Distlhofweg und im
Bauraum B um bis zu 2 dB(A) und in den Baurdumen C und D um bis zu 9 dB(A). In
den Binnenbereichen des Bauraums B sowie zwischen den Baurdaumen C und D
werden die Orientierungswerte groR3flachig eingehalten.

Anlagen- | Gewerbelarm - Anlagen auBerhalb des Vorhabengebietes

Die vom Philip-Morris-Gelande (stidostlich des Vorhabengebietes sowie der
Bahnlinie auf der gegentiberliegenden Seite) ausgehenden Gewerbegerausche
betragen im Vorhabengebiet bis zu 53/38 dB(A) Tag/Nacht, sodass die
Immissionsrichtwerte (IRW) der TA Larm fur WA von 55/40 dB(A) Tag/Nacht
eingehalten werden. Diesbezlglich werden keine SchallschutzmalRnahmen
erforderlich.

Weiterhin sind die Anlagen der DB 6stlich und stdéstlich des Vorhabengebietes zu
beachten. Die Laderampe und die Verladeeinrichtung sollen nach Aussagen der DB
uneingeschrankt nutzbar sein. Einer uneingeschrankten Nutzung wird aus
schalltechnischer Sicht jedoch durch die bestehende schutzbedirftige Nachbarschaft
an der Leipartstraf3e (6stlich der Bahnlinie) Grenzen gesetzt.

Auf dieser Basis ergeben sich an den Ostseiten der zukiinftigen Bebauung
Uberschreitungen der TA Larm Anforderungen von bis zu 17 dB(A), an der Nordseite
des Hochpunktes in Bauraum A Uberschreitungen der TA Larm Anforderungen von
bis zu 16 dB(A) und an der Siidseite des nérdlichen Hochpunktes Uberschreitungen
der TA Larm Anforderungen von bis zu 8 dB(A). MalRgeblich sind die kurzzeitigen
Gerauschspitzen im Nachtzeitraum zwischen 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr.

MaBBnahmen zu auftretenden Verkehrs- und Anlagenlarm

Die Emissionen aus Verkehrs- und Anlagenlarm missen bei der Ermittlung des
resultierenden bewerteten Schalldamm-Males mit berticksichtigt werden. Bei der
Auswahl der Luftungseinrichtung ist darauf zu achten, dass eine ausreichende
Luftwechselrate gewahrleistet wird. Auf SchallschutzmafRnahmen kann verzichtet
werden, wenn der schutzbedurftige Aufenthaltsraum ein weiteres Fenster in einem
Fassadenbereich besitzt, in dem der Beurteilungspegel von 49 dB(A) nachts
eingehalten wird.

Um gesunde Wohnverhaltnisse trotz hoher Verkehrslarmbelastung sicherzustellen,
werden im vorhabenbezogenen Bebauungsplan entsprechende Regelungen zu



Seite 81

passiven Schallschutzmaf3nahmen getroffen. So muss die neu geplante Bebauung
zum einen Schallschutz fur die westlich dahinterliegende Bebauung bewirken und
sich zum anderen durch eine architektonische Losungen selbst vor den
Verkehrslarmimmissionen schiitzen.

Die vorliegende Planung reagiert wie folgt auf die Einwirkungen aus Verkehrs- und
Anlagenlarm:

Stadtebauliches Konzept (vgl. Kap. 5.1)

In den Bereichen ohne bzw. mit geringer Uberschreitung der
Orientierungswerte der DIN 18005 bei Verkehrslarm von bis zu 4 dB(A) und bei
Einhaltung der TA Larm ist ein baulicher Schallschutz ausreichend. Die
Mindestanforderungen ergeben sich aus der DIN 4109. An den Fassaden der
Gebéaude mit Uberschreitungen der Orientierungswerte von mehr als 4 dB(A)
bei Verkehrslarm sind neben einem ausreichenden Schallddmm-Malf3 der
AuBenbauteile zusatzlich schallgedammte Liftungseinrichtungen bzw. andere
geeignete Einrichtungen zur fensterunabhéangigen Bellftung notwendig.

An den Ostseiten der Bauraume B und C sowie an der Nordseite des
Bauraums A werden keine Immissionsorte bzw. bautechnischen MalRnahmen
vor den Fenstern vorgesehen.

Die Beliiftung der Schlafzimmer in der Nordostecke im Bauraum A soll durch
Querltftung oder Uber eine vollmechanische Beliftungsanlage erfolgen. Die
Fenster dienen nur der Belichtung.

An einem Teil der Sudfassade von Bauraum A ist abweichend von 8§ 15 Abs. 2
die Anordnung von luftungstechnisch notwendigen Fenstern schutzbedurftiger
Aufenthaltsraume zulassig. Es wird durch entsprechende
Schallschutzkonstruktionen ein zulassiger Beurteilungspegel eingehalten.

In den Bereichen nach 8§ 15 Abs. 2 und Abs. 3 werden zusatzlich die
Anforderungen der TA Larm fur Allgemeine Wohngebiete eingehalten.

Der Einsatz schallgedammter Luftungseinrichtungen oder gleichwertiger
Mafinahmen zur Bellftung schutzbedurftiger Aufenthaltsraume von Wohnungen
wird festgesetzt. Uber larmabgewandte Seiten ist eine Liftung ausnahmsweise
zulassig.

Es werden Larmschutzwénde zwischen den Gebaudeteilen in Bauraum A, B
und C zum Schutz der dahinter liegenden Wohnungen in den Binnenbereichen
festgesetzt. Die Planungen sehen fir eine bessere Durchwegbarkeit vor, die
Zwischenwande entlang der Bahnlinie erst ab einer Hohe von 3 m UGOK zu
errichten, sodass erdgeschossig keine Abschirmung wirksam ist. Zum
Ausgleich sollen entlang der 6stlichen Vorhabensgebietsgrenze
Larmschutzanlangen mit einer Hohe von h = 3 m UGOK errichtet werden. Damit
durch die reduzierte Abschirmung keine relevante Verschlechterung der
Larmsituation resultieren, wurden die festgesetzten Uberstandslangen zu den
nachstgelegenen Gebaudeecken ermittelt.
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Im Bauraum B mit der WH 14,8 m ist ein Gemeinschaftsdachgarten geplant. Da
dieser zum Teil entlang der Bahnlinie verlauft, ist eine Larmschutzwand mit
einer Hohe von h = 1,75 m Uber der Dachoberkante erforderlich.

Die Larmschutzwénde sind aus Griinden der Belichtung zu 50 % transparent
herzustellen. Die Nutzungsaufnahme entlang der westlichen
Vorhabengebietsgrenze ist nur bei abschirmender Wirkung entlang der
Bahnlinie zulassig.

Die Auskleidung der Innenwéande der Decken und Rampen der Zu-und Ausfahrt
der Gemeinschaftstiefgarage wird schallabsorbierend verkleidet. Die
Anlieferung des Einzelhandels ist im Nachtzeitraum (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr)
unzulassig. AuRerdem wird festgesetzt, dass die Ladetétigkeit des
Einzelhandels in einem eingehausten Bereich stattfindet, damit die
Schallimmissionen aus der Anlieferung des Einzelhandels die Grenzwerte der
TA Larm einhalten.

Die stationaren, technischen Anlagen werden so situiert, dass die gangigen
Immissionsrichtwertanteile der TA Larm nicht Gberschritten werden.

Fur Freispielflachen von Kindertageseinrichtungen konnen Uberschreitungen des
Zielwertes von 55 dB(A) tags fur Verkehrslarm von bis zu 57 dB(A) auf zwei Drittel
der Freiflache und von bis zu 59 dB(A) tags auf dem verbleibendem Dirittel
abgewogen werden. Die Anforderungen an den Schallschutz werden unter
Berilicksichtigung der festgesetzten Zwischenwénde eingehalten. Somit sind fir die
Kita-Freispielflachen keine Schallschutzmalinahmen nétig. Die Anforderungen an
den Larmschutz werden unter Berlicksichtigung der festgesetzten Larmschutzwande
eingehalten.

Auswirkungen des Vorhabens fiir die Nachbarschaft

Das Vorhaben fihrt durch zusatzlichen Ziel- und Quellverkehr und zum anderen
durch Fassaden- und Wandreflexionen sowie Gebaudeabschirmungen zu einer
Anderung der Verkehrslarmsituation in der Nachbarschatt.

Die schalltechnischen Auswirkungen des Vorhabens fir die betroffene Nachbarschaft
wurden im Hinblick auf die Verkehrslarmsituation hilfsweise nach den Maf3gaben der
16. BImSchV untersucht und bewertet. Im Sinne der 16. BImSchV gelten
Anderungen des Verkehrslarms von weniger als 2,1 dB(A) als nicht wesentlich,
sofern die Grenzwerte von 70/60 dB(A) Tag/Nacht nicht erreicht bzw. weitergehend
Uberschritten werden.

Im Gutachten wurden keine relevanten Pegelerhéhungen in der Nachbarschaft
ermittelt.

Anlagen innerhalb des Vorhabengebiets - Zusatzbelastung

Innerhalb des Vorhabengebiets sind als gerauschrelevante Einrichtungen ein
Einzelhandel sowie Infrastruktureinrichtungen (Tiefgaragen der Wohnanlagen,
Kindertageseinrichtungen) geplant.
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5.17.4

Gerausche von Kindertageseinrichtungen, Kinderfreispielflachen o. A. sind aufgrund
der rechtlichen Rahmenbedingungen nicht zu beurteilen, jedoch wird hinsichtlich
einer schalltechnischen Optimierung empfohlen, auf eine schalltechnisch giinstige
Situierung von Kinderfreispielflachen zu achten.

Bei Tiefgaragen von Wohnanlagen handelt es sich nicht um gewerbliche Anlagen im
Sinne der TA Larm. Fur die Beurteilung von Parkplatzimmissionen durch
Wohnnutzung liegt derzeit kein technisches Regelwerk vor. Dennoch sollte die
Beurteilungsmethodik der TA Larm fur eine Optimierung der Planung aus
schalltechnischer Sicht hilfsweise herangezogen werde. Zur LArmvorsorge wird
festgesetzt, dass die Tiefgaragenrampe innerhalb des Vorhabengebietes eingehaust
ausgefiihrt und mit schallabsorbierenden Materialien ausgekleidet werden muss. Bei
deren baulichen Ausfiihrung muss zudem der Stand der La&rmminderungstechnik
(z.B. larmarmes Garagenrolltor, Regenrinnenabdeckung usw.) beachtet werden, so
dass sich der Larmbeitrag der baulich-technischen Einrichtungen (Rolltor,
Entwasserungsrinne, Tiefgaragen-Abluft usw.) die Gerauschabstrahlung der
Tiefgaragenzufahrt durch die Kraftfahrzeuge nicht nennenswert (<1 dB(A)) erhoht.

Das Vorhaben sieht einen Einzelhandel mit max. 800 m? Verkaufsflache vor. Die
erforderlichen Stellplatze sollen zusammen mit den Wohnungsstellplatzen in der
Gemeinschaftstiefgarage mit ErschlieBung tber den Distlhofweg untergebracht
werden.

Die Anlieferzone und die Tiefgaragenrampe sollen in das Geb&ude integriert werden.
Es wurde angenommen, dass tagstber bis zu 20 Anlieferungen bzw. Ver- und
Entsorgungsfahrten fiir den Einzelhandel erfolgen (10 Lkw und 10 Sprinter oder
leichte Nutzfahrzeuge).

Der geplante Einzelhandel ist mit dem Schallschutz in der Nachbarschaft des
Vorhabengebietes nach TA Larm vereinbar, wenn keine Ladetétigkeiten im Freien
(Einhausung der Ladezone) und keine Nachtanlieferungen (22.00 Uhr - 6.00 Uhr)
stattfinden.

Zum Schutz der geplanten und bestehenden Wohnnutzung vor Larmimmissionen
aus stationaren Anlagen (Raumluft-, Klimatechnik, Tiefgaragenabluftgerét) werden
Immissionsrichtwertanteile flr diese Anlagen festgelegt, so dass in Summe mit allen
anderen Gerauschquellen die schalltechnische Vertréaglichkeit mit der
schutzbedirftigen Nachbarschaft sichergestellt ist (10 dB(A) unter den Richtweten fir
WA im Sinne von Nr. 2.2 der TA Larm).

Erschiitterungen, Sekundarer Luftschall

Aufgrund der raumlichen N&he der geplanten Baufelder zu der oberirdischen
Bahnlinie und den westlich vorgelegenen Rangiergleisen wurden mdégliche
schwingungsinduzierte Auswirkungen im Rahmen eines erschiitterungstechnischen
Gutachtens untersucht. Hierbei wurden die zukinftigen Einwirkungen durch
Erschutterungen und Sekundéarluftschall prognostiziert sowie nach den einschlagigen
Richtlinien und Normen beurteilt.

Aufgrund vorbeifahrender Zige der Bahnlinie werden durch direkte
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Schallausbreitung Erschitterungen als Primarschallausbreitung weitergetragen.
Diese Einwirkungen treten bei Wohn- und Blirogebduden an Bahntrassen bis zu
einem Abstand von 50 m auf. Zur Bewertung dieser Erschitterungen auf Menschen
wird die DIN 45 669 und DIN 4150 / 2 mit Anhaltswerten fir Wohnungen und
vergleichbar genutzten Raume herangezogen.

Der sekundare Luftschall durch Bodenwellen wird von den schwingenden
Gebaudeteilen, in der Regel Decken und Wénde, in die umgebende Luft von
Wohnraumen abgestrahlt. Fur die Beurteilung der Sekundarluftschallimmissionen
liegen derzeit weder eingefiihrte Regelwerke noch verbindliche Richtwerte vor. Es
wird daher ersatzweise auf die TA Larm ,Innenbereich” zurlickgegriffen und die darin
genannten Anhaltswerte zur Beurteilung herangezogen.

Die Untersuchungen auf Basis von Erschitterungsmessungen im Vorhabengebiet
kommen zu dem Ergebnis, dass aufgrund des Abstands der neu geplanten Gebaude
die Anforderungen der DIN 4150-2 hinsichtlich der Erschitterungsimmissionen
eingehalten werden kénnen. Die Anforderungen der TA Larm hinsichtlich der
Innenraumpegel der Sekundarschallimmissionen werden aber tberschritten.
Zusatzlich kann seitens der DB eine intensive Nutzung der bzgl. des
Vorhabengebiets vorgelegenen Rangiergleise nicht ausgeschlossen werden.

Aufgrund der vorliegenden Erkenntnisse kann an Baukdorpern in einem Abstand von
ca. 40 m zu den Bahntrassen sowie in baulich daran gekoppelten Gebauden in den
betroffenen Bauflachen eine erhebliche Belastigung zukinftiger Bewohnerinnen und
Bewohner durch Erschiitterungen (insbesondere durch nachtliche Spitzenpegel des
Sekundarluftschalls) nicht ohne Schutz- bzw. KompensationsmalRhahmen
zuverlassig ausgeschlossen werden.

Deshalb wird festgesetzt, dass bei der Errichtung von schutzbedtrftigen
Aufenthaltsraumen von Wohnungen sowie in baulich daran gekoppelten Gebauden
eine Prufung der zum Zeitpunkt der Bauausfiihrung (seitliche und/oder elastische
Gebaudelagerung, Isolierschlitze, 0.A.) vorherrschenden Erschiitterungssituation
(bauspezifischer Nachweis) vorgenommen wird. Erforderlichenfalls sind technische
bzw. konstruktive Mal3nahmen vorzusehen, die eine Einhaltung der Anhalts- und
Richtwerte fur Erschitterungs- und Sekundarschallimmissionen sicherstellen.

Fur lediglich am Tage schutzbedirftige Aufenthaltsraume (Buroraume und &hnliches)
gilt diese Festsetzung nicht, da hier die Anhalts- und Richtwerte zuverlassig
eingehalten werden. Die notwendige Auslegung der MaRnahme erfolgt im Rahmen
der Bauausfiihrung.

Elektromagnetische Felder

Aufgrund der raumlichen Néhe des Vorhabens zu den oberirdischen Bahnanlagen
der Bahnlinie wurden die elektrischen und magnetischen Felder untersucht. Hierbei
wurde die zukiinftigen Einwirkungen messtechnisch ermittelt, prognostiziert und nach
der Sechsundzwanzigste Verordnung zur Durchflihrung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Verordnung Uber elektromagnetische Felder
(26. BImSchV) beurteilt.
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5.18

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass die gesetzlichen Anforderungen der
26. BImSchV zuverlassig eingehalten werden. Der Wert der magnetischen
Flussdichte von B = 0,4 uT wird ab einem Abstand von etwa 18 m zur nachsten
Bahnstromoberleitung eingehalten. Um Belastigungen durch elektrostatische
Aufladungen zu verhindern, sollten elektrisch leitende Materialien einen Abstand von
etwa 10 m zur nachstgelegenen Bahnstromoberleitung aufweisen. Die Baukorper
sind im vorliegenden Fall in einem Abstand von etwa 23 m zum nachstgelegenen,
elektrifizierten Gleis vorgesehen, so dass diese Absténde ebenfalls zuverlassig
eingehalten werden.

Nachhaltigkeit

Die Entwicklung des Vorhabens soll unter Beriicksichtigung umfassender
Nachhaltigkeitsgesichtspunkte erfolgen. Die Nachhaltigkeitsbetrachtung verbindet die
Ziele eines tkologisch orientierten Stadtebaus mit 6konomischen Erwagungen und
sozialen Anforderungen und fuhrt sie zu einem ansprechenden Gesamtkonzept
zusammen. Zur Steigerung der prozessualen, baukulturellen, sozialen,
6konomischen, 6kologischen und technischen Qualitdten des neuen Quartiers
werden im Planungskonzept folgende nachhaltigkeitsorientierte Aspekte angestrebt:

Reduktion von Emissionen, Férderung der Nutzung regenerativer Energien:
- Forderung des FuRganger- und Radverkehrs sowie des OPNV durch Aufbau
eines attraktiven Wegenetzes
« Festsetzung von Flachdachern zur Nutzung der Solarenergie
+ Anschluss an das Fernwarmenetz ist geplant

Regenwassermanagement (Versickerung und Verdunstung; Retention und
Speicherung von Niederschlagswasser):

+  Minimierung der ErschlieRungsflachen

+ Flachen-, Tiefgaragen- und Dachbegriinungen

« Baumpflanzungen

langfristige Nutzbarkeit:
+ Bau- und Gestaltungsqualitat, Energieeffizientsstandards
« klar geordnete, vernetzte ErschlieRungsflachen
« Barrierefreiheit

Aufenthaltsqualitat:
« ausreichend private Freiflachen
« gute Vernetzung der Wegeverbindungen innerhalb des Planungsgebietes und
Anbindung an bestehende StralRen
+ gute Belichtung der Wohnungen durch grof3ziigige Innenhdofe

weitere Aspekte:
+  Schutz der Nutzungen und Freiflachen vor Larm

Die Festsetzungen ermdglichen es, den Bedarf an klimaschadlicher, nicht
erneuerbarer Energie gering zu halten, ohne wesentliche Einschrédnkungen der
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Wohn- und Lebensqualitat hinnehmen zu missen.
Wesentliche Auswirkungen - Stadtebauliche Ordnung/Verkehr/Griinordnung

«  Schaffung von ca. 140 Wohnungen (ca. 320 Einwohner)

« inklusive der erforderlichen Kindertageseinrichtung und Nahversorgung

«  Schaffung von Fu3- und Radwegebeziehungen und Einbindung des Areals in
das bestehende Wegenetz

« Aufgabe der bisherigen gewerblichen Nutzung

«  Schaffung eines stadtebaulich sinnvollen Abschlusses der bestehenden
Wohnbebauung im Siiden und Westen des Vorhabengebiets

- Schaffung von gut nutzbaren, attraktiven, gemeinschaftlichen und privaten
Freiflachen

«  Starkung des Naturhaushalts, vor allem des Kleinklimas, durch Freihaltung
von Grinflachen, durch Baumpflanzungen und Begriinung der Déacher

« Bereinigung der Altlastensituation

« Fallung von fuinf Baumen die der Baumschutzverordnung unterliegen und
Neupflanzungen von 25 grol3en und mittelgroRen Baumen

Liste der vorliegenden Gutachten und Unterlagen

Schallschutzuntersuchung, Stand: Marz 2018
Erschitterungstechnisches Gutachten, Stand: Dezember 2017
Untersuchung elektrischer und magnetischer Felder, Stand: Dezember 2016

Baugrunduntersuchung mit Anlagen, Stand: 23.05.2017

Untersuchung des Untergrundes, bodenschutzrechtliche und abfallrechtliche
Bewertung, Stand: 31.05.2016

Orientierende Gebaudeschadstoffuntersuchung ,Fruchthaus Kahl“, Stand: 30.05.16
Ergéanzende orientierende Bewertung der mineralischen Bausubstanz ,Fruchthaus
Kahl*, Stand: 02.06.2016

Baumbestandsplan, Stand: 23.06.2016
Artenschutz Begehung, Stand: 08.08.2016

Verkehrsuntersuchung, Stand: 28.03.2018
Bericht zur Nahmobilitat, Stand: 28.03.2018

Inklusion und Gender Mainstreaming

Das stadtebauliche und freiraumplanerische Konzept berticksichtigt die
Anforderungen der Inklusion und des Gender Mainstreaming.

Die typischen Anspriiche verschiedener Nutzergruppen wie z.B. Kinder, Jugendliche,
Seniorinnen und Senioren, Menschen mit Behinderungen und die Arbeitsbevidlkerung
sowie die unterschiedlichen Raumaneignungen von Frauen und Mannern bzw.
Méadchen und Jungen werden beachtet. Barrierefreiheit kommt einem grof3en
Personenkreis, beispielsweise alteren Menschen und Familien mit Kindern zugute.
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Dies wird durch folgende MaRnahmen erméglicht:

+  Wege, Platz- und Griunflachen und Gemeinschaftsdachgarten werden
barrierefrei gestaltet und erméglichen differenzierte und gemeinschaftliche
Aktivitaten fur die Bewohnerschaft und nachbarschaftliche Kommunikation

+ barrierefreie Erreichbarkeit der barrierefreien Wohnungen und barrierefreie
Gemeinschaftsdachgarten durch Aufzugsanlagen direkt aus der
Gemeinschaftstiefgarage

+ die festgesetzte Kindertageseinrichtung bietet eine altersgerechte Betreuung
in direkter Nachbarschaft zur geplanten Wohnnutzung, richtet sich in zentraler
Lage angeordnet auch an das angrenzende Quartier und verankert das
Vorhabengebiet damit in der Nachbarschaft

- Fahrradabstellplatze werden so angeordnet, dass sie sicher und leicht zu
erreichen sind

Die geplanten Spielflachen richten sich an unterschiedliche Altersgruppen und an
beide Geschlechter gleichermalRen.

Die Mischung von unterschiedlichen Nutzungen sorgt nicht nur fir eine Belebung des
Quatrtiers und damit fiir eine informelle soziale Kontrolle, sondern zudem fir ein
positives Erscheinungsbild des Vorhabengebiets nach aul3en.

Sozialgerechte Bodennutzung / Kosten

Bei der vorliegenden Planung sind die Verfahrensgrundsatze der Sozialgerechten
Bodennutzung (SoBoN) in der Fassung vom 26.07.2006 anzuwenden. Durch die
Realisierung des Vorhabens werden Kosten und Lasten ausgel6st. Die Eigentiimerin
hat die nach den Verfahrensgrundsatzen erforderlichen Grundzustimmungen am
24.06.2016 abgegeben.

In der Grundvereinbarung werden deshalb insbesondere folgende Kosten und
Lasten ibernommen:

+  Bauverpflichtung zur Durchfihrung des Vorhabens

+ Herstellung und Bereitstellung von gefordertem Wohnungsbau entsprechend
der SoBoN-Regularien, es wird 30 % des neu geschaffenen Wohnbaurechts
als geforderter Wohnungsbau gesichert. Dabei wird der
einkommensorientierten Férderung der Vorrang gegeben.

« Infrastrukturbeitrag fur die urséchliche soziale Infrastruktur bzw. die
Herstellung der integrierten Kindertageseinrichtung

. Bestellung und unentgeltliche Uberlassung von Dienstbarkeiten

- Flachenabtretungen fur die festgesetzte 6ffentlichen Verkehrsflachen

+ Herstellung der festgesetzten offentlichen Verkehrsflachen

+ Kostenbeitrag zur Aufwertung einer offentlichen Grinflache der Neuhofner
Anlagen



Regelungen zum Baustellenverkehr
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Die Vorhabentragerin hat einen sozialen Bindungsvertrag mit der Landeshauptstadt
Minchen abgeschlossen.

10. Daten zum Bebauungsplan
Nutzungsart | Grund- |GF GFz GR GRZ GF GF Kita | Einwoh-ne | Anzahl
stucks-fl | max. max. max. |max. Wohnen rinnen und |WE
ache mit wohn- Einwoh-ne
vertragl. r
Gewerbe
ca.
[m?] [m?] [m?] [m?] [m?] ca.
8.650 15.200 |1,8 8.250 |0,95 14.260 940 320 140
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lll. Beschluss

nach Antrag

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Miinchen

Der Vorsitzende Die Referentin
Ober-/Blrgermeister Prof. Dr. (1) Merk
Stadtbauratin

IV. Abdruck von I. - lil.
Uber die Verwaltungsabteilung des Direktoriums - Stadtratsprotokolle
an das Direktorium Dokumentationsstelle
an das Direktorium Rechtsabteilung
an das Revisionsamt
an die StadtkAmmerei
mit der Bitte um Kenntnisnahme.




V. WYV Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 11/23 V
zur weiteren Veranlassung.

Am
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Die Ubereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird

bestéatigt.

An den Bezirksausschuss 7

An das Kommunalreferat — RV

An das Kommunalreferat — IS — KD — GV
An das Baureferat

An das Baureferat VV E O

An das Kreisverwaltungsreferat

An das Referat fiir Gesundheit und Umwelt

An das Referat fiir Bildung und Sport

. An das Referat fiir Bildung und Sport - Sportamt
. An das Sozialreferat

. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — SG 3

. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA |

. An das Referat flr Stadtplanung und Bauordnung — HA 11/01

. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 11/23 P
. An das Referat fir Stadtplanung und Bauordnung — HA 11/24 B
. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 11/52

. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 11l

. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA IV

. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA IV/2

. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA IV/6

jeweils mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Referat fur Stadtplanung und Bauordnung — HA 11/23 V
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